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Vorwort 

Die Gruppe Kriminalstrategie führte am 15. und 16. Juni 1999 die inzwi­
schen etablierte Veranstaltung "Forum KI 1 - Informationsaustausch der 
Gruppe Kriminalstrategie des Bundeskriminalamtes mit den Bundesländern" 
durch. Es war die sechste Veranstaltung dieser Art. 

Ziel des "Forums KI 1" ist es, über laufende und abgeschlossene Projekte der 
Gruppe Kriminalstrategie des Bundeskriminalamtes zu berichten, Informa­
tionen über Forschungsaktivitäten in den Bundesländern und im benachbar­
ten Ausland zu erhalten und etwaigen Forschungsbedarf der polizeilichen 
Praxis festzustellen. Zudem bietet diese Tagung den Teilnehmern die Mög­
lichkeit, den Erfahrungs- und Informationsaustausch zu verbessern und neue 
Kontakte zu knüpfen. 

Vertreter der Fachhochschulen der Polizei, der Landeskriminalämter, des 
Bundesinnenministeriums, der Polizei-Führungsakademie, der Zentralen 
Geschäftsstelle der polizeilichen Kriminalprävention der Länder und des 
Bundes, ausländische Verbindungsbeamte beim Bundeskriminalamt, der Po­
lizei des benachbarten Auslandes sowie des Bundeskriminalamtes gehörten 
in diesem Jahr zu den Tagungsteilnehmern dieses Forums. Erstmalig waren 
die Vertreter des benachbarten Auslandes auf dieser Tagung anwesend. 

Zahlreiche Kurzvorträge aus verschiedenen Themengebieten der Kriminali­
stik und Kriminologie wurden von den Vertretern der PolizeienlFachhoch­
schulen der Länder und des Bundeskriminalamtes vorgetragen. Auf diese 
Weise erhielten die Zuhörer einen guten Überblick über den gegenwärtigen 
Stand polizeibezogener Forschungsprojekte im Bundesgebiet. 

Zukünftig wäre es wünschenswert, wenn auch Vertreter ausländischer Nach­
barstaaten die Gelegenheit der Tagung nutzen würden, eigene kriminali­
stisch-kriminologische Forschungsprojekte dem Zuhörerkreis vorzustellen. 

Die vorliegende Broschüre enthält die Beiträge der vorgestellten Projekte. 

Dr. Ahlf 
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Electronic Commerce. 
Markt der Zukunft - auch für Kriminelle? 

HaraldArm 

1 Einleitung 

Electronic Commerce (E-Commerce), der Handel mit Waren und Dienstlei -
stungen über das Internet, ist aus der Wirtschaft nicht mehr wegzudenken. 

Auch wenn derzeit die anbietenden Firmen und deren potentielle Kunden die 
komplette Geschäftsabwicklung über das Netz noch nicht in vollem Umfang 
praktizieren: Werbung und Marketing haben das Medium Internet entdeckt 
und propagieren seine Nutzung. Trendaussagen signalisieren eine deutlich 
ansteigende Zahl von Geschäftsabwicklungen. 

Ausgangshypothese für das Projekt der Strategischen Kriminalitätsanalyse 
war die Annahme, daß E-Commerce angesichts dieser Tendenz zukünftig 
erheblich mehr in Anspruch genommen werden wird, möglicherweise auch 
von Kriminellen. Mit der Ausweitung dürfte sich die Zahl der Tatgelegen­
heiten und -anreize sowie der potentiellen Täter und Geschädigten, im Zu­
sammenhang damit auch das Arbeitsaufkommen der Polizei, drastisch erhö­
hen. 

2 Erkenntnisse zur Kriminalitätslage 

Die im Projekt erhobenen Informationen lassen den Schluß zu, daß Polizei 
und Kriminalpolitik im Bereich E-Commerce keine realistische Lageein­
schätzung als Entscheidungsgrundlage zur Verfügung steht. 

Der Meldedienst "Kriminalität in Verbindung mit der Informations- und 
Kommunikationstechnologie" (IuK-Meldedienst) im Bundeskriminalamt 
weist pro Jahr zwischen 5 und 20 Delikte aus, bei denen E-Commerce-Bezug 
angenommen werden kann. 

Informationen aus der Wirtschaft, etwa über die Zahl der Rücküberweisun­
gen von Internetumsätzen mit Kreditkarten, lassen allerdings den Schluß zu, 
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daß dieses Hellfeld gegenüber dem Dunkelfeld eine verschwindend geringe 
Größe aufweist. 

Ursachen flir die mangelhafte Erkenntnislage liegen beispielsweise: 

• im restriktiven Anzeigeverhalten geschädigter Unternehmen und Per­
sonen: 

_ es handelt sich vielfach um Antragsdelikte, 

_ Imageschäden des Unternehmens lassen eine Anzeige nicht op­
portun erscheinen, 

_ informelle Regelungen werden bevorzugt, wenn Kriminalität von 
firmeninternen Mitarbeitern (nach Expertenaussagen hohes Krimi­
nalitätspotential) begangen wird, 

_ Geschädigte meinen keine Hilfe von der Polizei erwarten zu kön­
nen, haben mangelndes Vertrauen in deren Kompetenz, 

_ Interesse besteht überwiegend an Entschädigung, weniger an der 
Bestrafung von Tätern, 

_ Anzeigeerstatter beflirchten im Rahmen der Beweismittelsicherung 
die (vorübergehende) Einbehaltung ihrer Rechner. Dabei könnten 
auch Zufallsfunde (etwa Raubkopien von Software) bei ihnen 
selbst festgestellt werden. 

• in der eingeschränkten Funktionalität des IuK-Meldedienstes, insbe­
sondere weil: 
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_ E-Commerce als fallbezogenes Merkmal nicht im Meldedienst er­
faßt und damit auch nicht in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) gesondert ausgewiesen wird, 

_ der Meldedienst aus unterschiedlichsten Gründen nicht ausrei­
chend bedient wird, 

_ keine klare Zuständigkeitsregelung bei der Polizei gegeben ist. 



3 Kriminogene Faktoren 

Aufgrund des Charakteristikums von E-Commerce als Internet-basiertem 
Anwendungsbereich sind viele der festgestellten kriminalitäts fördernden 
Umstände nicht nur typisch für den E-Commerce, sondern für das Internet 
insgesamt. Internet-Probleme ihrerseits sind nicht auf den E-Commerce be­
schränkt, sondern wirken sich auch auf andere Anwendungen in diesem Um­
feld aus. 

3.1 Basistechnologie 

Im Zusammenhang mit dem Internet wird eine Vielzahl technikbezogener 
Mängel beschrieben, die zu Sicherheitslücken für die Beteiligten führen und 
Tatgelegenheiten für Kriminelle schaffen. E-Commerce setzt auf die Technik 
des Internets auf und übernimmt bzw. verschärft damit die vorhandenen 
Probleme. Dazu gehören beispielsweise: 

• Administrations- und Konfigurationsfehler, etwa wenn Systemper­
formanceansprüche höher bewertet werden als Sicherheitsaspekte. 
Hinzu treten Personalprobleme, wenn sich Mitarbeiter über potentielle 
Unsicherheitsfaktoren nicht im Klaren sind, 

• Implementationsfehler, wenn beispielsweise nicht die neuesten Soft­
wareversionen oder sicherheitsrelevante Nachbesserungen (Patches 
oder Updates) Verwendung finden, 

• die kriminelle Benutzung von Software-Werkzeugen (Tools) zum 
Ausnutzen von Lücken im System (Hacker- oder Cracker-Tools, die 
zum Teil frei verkäuflich oder über das Internet zugänglich sind), 

• Schwachstellen in der Konzeption von Netzwerken, also die techni­
sche Netzinfrastruktur selbst (Relays, Rechner, zentrale Dienste). 
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Der Anwender setzt sich Risiken aus, wenn er nicht die zum Schutz seiner 
Belange bereitgestellten Sicherheitslösungen, etwa Verschlüsselungsmög­
lichkeiten, nutzt. Hinzu kommen Bedienungsfehler bei der Anwendung kom­
plexer Programme. Häufige Auslöser von Gefährdungssituationen sind Un­
kenntnis, falsche Einschätzung von Gefahren, Wettbewerbsdruck oder ober­
flächliche Kosten-Nutzen-Analysen, die zu Fehlentscheidungen fuhren. 

3.2 Digitalisierung 

Der Vorteil, Produkte und Dienstleistungen in digitalisierter Form online 
transportieren zu können, beinhaltet zugleich den Nachteil, daß Datenpakete 
an vielen Schnittstellen ihres digitalen Weges zum Empfänger kopiert, mit­
gelesen, umgeleitet, verändert oder gelöscht werden können. Damit werden 
beispielsweise das Erlangen und der Mißbrauch von Daten oder Wirtschafts­
bzw. Industriespionage möglich. 

Derzeit gewährleistet kein auf dem Markt befindliches Betriebssystem um­
fassende Sicherheit vor Zugriffen auf die Daten eines am E-Commerce teil­
nehmenden Unternehmens oder Konsumenten. Auch in Zukunft muß damit 
gerechnet werden, daß wegen des hohen Wettbewerbsdrucks im sehr dyna­
mischen Softwaremarkt im Zusammenhang mit Internet und E-Commerce 
unter Sicherheitsaspekten suboptimale Produkte auf den Markt gebracht 
werden, auf dem mit innovativen Ideen Pioniergewinne erzielt werden kön­
nen und ein Vorsprung vor den Mitbewerbern herausgearbeitet werden muß. 

Ein wesentlicher Vorteil der Informationstechnologie liegt in der Möglich­
keit, bestimmte Abläufe zu automatisieren. Kriminelle Teilnehmer am E­
Commerce können Routinen in Gang setzen, um z. B. Gelder mittels auto­
matisierten Überweisungen über elektronische Zahlungssysteme hin- und 
herzuschieben und damit ihre Herkunft zu verschleiern. Dies kann so mit 
kleinen Beträgen und über zahlreiche Konten abgewickelt werden. 

Die Möglichkeit, Mechanismen, Abläufe und Eigenarten des Internets ein­
fach zu kombinieren, schafft weitere Tatgelegenheiten, etwa zur Erstellung 
und mißbräuchlichen Nutzung von Käuferprofilen. 

Ein elektronisches Einbrechen in die Datenbanken eines Servers ist, abhängig 
von den Schutzvorkehrungen des Betreibers, durchaus möglich. Selbst wenn 
der Zugriff auf einen Server nicht gelingt, so könnte er blockiert und so in 
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seiner Funktion beschränkt oder zum Absturz gebracht werden ("denial of 
service"). 

Computerviren, Würmer und trojanische Pferde können versteckt in anderen 
Programmen und Inhalten auf die Festplatte eines Teilnehmers des E­
Commerce gelangen und dort offen oder verdeckt ihre eigenen Funktionen 
entfalten (z. B. Erzeugen von Überweisungen, Zerstörung von Programmen 
oder Dateien). . 

3.3 Anonymität 

Jeder Teilnehmer am Internet, speziell am E-Commerce, hinterläßt durch 
seine Aktivitäten im Netz Spuren, anhand derer er identifiziert werden kann. 
Den meisten ·ist dies jedoch nicht bewußt. Vermeintliche Anonymität stellt 
einen Tatanreiz dar. Subjektiv empfundene Anonymität begünstigt somit 
auch E-Commerce-bezogene Kriminalität. 

Scheinbare Anonymität wird erzeugt, wenn es dem Teilnehmer ermöglicht 
wird, unter einem selbst gewählten Pseudonym, bewußt unter falscher Iden­
tität oder ohne jegliche Identifizierung mit kostenlosen Schnupperzugangs­
angeboten im Netz zu agieren und Geschäftsvorgänge abzuwickeln. 

Mit der Kenntnis dieser Möglichkeiten und dem Wissen um den technischen 
Aufwand, der betrieben werden muß, um die Anonymität aufzuheben, fühlen 
sich potentielle Straftäter sicher. 

3.4 Spezielle Softwareprodukte 

Die ubiquitäre Verfügbarkeit sogenannter Hacker-Tools (Programme, mit 
denen in Systeme eingedrungen werden kann, E-Mails mitgelesen werden 
können und weitere Manipulationen ermöglicht werden) schafft neue Tatge­
legenheiten, verstärkt Tatanreize und trägt zur "Produktion" neuer Täter bei. 

Straftäter könnten den Computer eines unbescholtenen Teilnehmers am E­
Commerce nutzen, um ihre illegalen Tätigkeiten von dort auszuführen und so 
im Verdachts fall den Anschein zu erwecken, ein anderer wäre Urheber der 
Handlung. Sie könnten Waren bestellen, die dann bei der Auslieferung durch 
einen Paketdienst vom Täter abgefangen werden; die Rechnung erreicht 

15 



jedoch den tatsächlichen Inhaber des pe, der weder von der Bestellung weiß 
noch die Ware je gesehen hat. 

3.5 Virtualität 

Die Möglichkeit, in der virtuellen Welt realistisch erscheinende Geschäfts­
hintergründe aufzubauen, erleichtert das Vortäuschen falscher Tatsachen und 
in Folge davon auch Kriminalität. 

3.6 Ubiquität 

Die Eigenart des Internets, mit geringem Aufwand in relativ kurzer Zeit 
überall auf der Welt einen sehr großen Personenkreis ansprechen zu können, 
erleichtert zahlreiche Deliktsformen und führt ggf. zu hohen Fallzahlen. 

3.7 Zahlungssysteme 

Die aktuell favorisierten elektronischen Zahlungssysteme geben wenig An­
laß, Geldfälschung oder Geldwäsche zu befürchten. Zukünftige technische 
Entwicklungen können gegebenenfalls Kriminalität begünstigen, insbesonde­
re wenn Sicherheitsstandards international auf einer niedrigen Ebene nivel­
liert sind. 

Die Sicherheit soll derzeit zum einen durch den Einsatz entsprechend hoch­
wertiger und schwer überwindbarer Technik und Software gewährleistet 
werden. Zum anderen verhindern verbindliche Regelungen wie das One­
bank-system, das One-step-system oder die Kontogebundenheit weitgehend 
einen Mißbrauch des virtuellen Geldes durch Straftäter. Verändert sich in 
Zukunft jedoch nur eine dieser Voraussetzungen, kann dadurch eine Lücke 
entstehen, die Falschgeldgenerierung ermöglicht (z. B. Veränderung des 
One-step-system) oder Geldwäsche sinnvoll erscheinen läßt (z. B. Wegfall 
der Kontogebundenheit). 

Die Entwicklungen sollten daher beobachtet werden. Vor Einschnitten in das 
derzeitige System sollte im Hinblick auf die Kriminalität gewarnt werden. 

16 



4 Rechtsaspekte 

4.1 Allgemeine Rechtssituation 

Die Rechtssituation im Zusammenhang mit dem E-Commerce (Internet) ist 
gekennzeichnet durch das Spannungsverhältnis zwi~chen weltweiter Daten­
übertragung, die schnell, direkt und ohne konkrete Kontrollinstanz stattfindet, 
und unzureichender nationaler Gesetzgebung sowie langwierigen Rechtshil­
feabläufen. 

Gesetzgeberische Maßnahmen erscheinen nur dann erfolgversprechend, 
wenn sie international abgestimmt und weltweit verbreitet sind und vor allem 
auch konsequent umgesetzt werden. Jede unzulängliche internationale Rege­
lung führt zu Schlupflöchern, die durch nationale Gesetze nicht vollständig 
geschlossen werden können. Alle beteiligten Staaten müssen eine Mitverant­
wortung dafür übernehmen, daß keine beobachtungs- oder bekämpfungsfrei­
en Räume im Netz entstehen. 

Dennoch ist zunächst das eigene Haus zu bestellen. In Deutschland fehlen 
z. B. eindeutige Eingriffsbefugnisse und Ermächtigungsgrundlagen für ein 
wirkungsvolles Handeln der Strafverfolgungsbehörden. Reglementierungen 
gestalten sich allerdings schwierig, da es zum einen um die Inanspruchnahme 
von Privaten als auch zum anderen um die Beachtung datenschutzrechtlicher 
Grenzen geht. 

Bei der Formulierung der Gesetze müssen Fachwissen und die Fachtermino­
logie berücksichtigt werden, um im Hinblick auf die gesetzgeberischen Ab­
sichten Wirkung zu erzielen. 

4.2 Auskunftspflicht der Provider 

Für die Strafverfolgung ergibt sich beim Provider grundsätzlich die effektiv­
ste Möglichkeit, Auskünfte zum Adressaten oder zum Absender von Daten 
zu erhalten. Dort werden für die Abrechnung der Teilnahme am Internet 
benötigte Daten vorgehalten. Zur Zeit können die Provider nur als Zeugen 
um Auskunft ersucht werden. 

Korrespondierend dazu ist die Speicherungspflicht für die Provider gesetzlich 
zu regeln. Im Extremfall haben die Strafverfolgungsbehörden acht Tage Zeit, 
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um die benötigten Daten beim Provider abzufragen. Gründe für die kurze 
Zeitspanne sind: 

• die bestehende Rechtslage, die sich aus den §§ 4 und 6 TDSV (Tele­
kommunikationsdienst Unternehmen-Datenschutzverordnung) ergibt, 

• die Berücksichtigung der Geschäftsabwicklung beim Provider sowie 

• die physikalische Löschung von Daten durch Überschreiben auf der 
Festplatte. 

4.3 Digitale Beweismittel 

Die Strafverfolgungsbehörden sind gehalten, digitale Beweismittel so sicher­
zustellen, daß der Vorwurf einer Datenmanipulation (z. B. der heruntergela­
denen Website oder der Kopie eines Angebots aus dem E-Commerce) nicht 
erhoben werden kann. 

Hier sind im Sinne eines Qualitätsmanagements Verfahren anzustreben und 
mit der Justiz zu vereinbaren, die von den Gerichten allgemein akzeptiert 
werden. 

4.4 Tatortproblematik 

Die Zuständigkeit der deutschen Strafverfolgungsbehörden ist nach herr­
schender Meinung zwar geklärt, da § 9 Abs. 1 StGB das Tatortprinzip als 
Grundlage für die Anwendung des deutschen Strafrechts festschreibt. Im 
Zusammenhang mit E-Commerce bedeutet das für deutsche Behörden aber 
eine quasi weltumspannende Zuständigkeit, die faktisch nicht umsetzbar sein 
dürfte. 

Derzeit sind keine Tendenzen der herrschenden Meinung zu erkennen, sich 
der Auslegung der Mindermeinung, Internetstraftaten als abstrakte Gefähr­
dungsdelikte einzustufen, zu nähern. Dies würde dazu führen, daß deutsche 
Behörden Straftaten im Zusammenhang mit E-Commerce (Internet) nicht 
verfolgen dürften, wenn sie von Ausländern im Ausland ohne konkreten 
Bezug zu Deutschland begangen würden. 
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4.5 Verschlüsselung, Digitale Signatur 

Umfangreicher Einsatz von Verschlüsselungstechnologien (z. B. Digitale 
Signatur) gewährleisten einen hohen Sicherheitsstandard. Sie sollten legal 
eingesetzt werden dürfen und auch in den Bereichen der gesetzlich vorgese­
henen Schriftform Anerkennung finden. 

5 Bekämpfungssituation 

5.1 National 

Der elektronische Handel im Internet spielt derzeit bei Präventions- oder 
Repressionsbestrebungen der Länder keine wesentliche Rolle. Die AG-Kripo, 
die Projektgruppe "Ermittlungen im Internet" der Kommission "Informa­
tionstechnik", die Organisationseinheit "Anlaßunabhängige Recherche im 
Internet" im BKA sowie der IuK-Meldedienst befassen sich generell mit dem 
Thema Internet, nicht aber explizit mit dem E-Commerce. 

5.2 International 

Im internationalen Bereich gibt es erste Ansätze, sich mit Kriminalität in 
Verbindung mit dem Medium Internet auseinanderzusetzen. Auch dort 
konnten Bemühungen, gezielt den E-Commerce-Bereich zu untersuchen, 
nicht ausgemacht werden. 

6 Handlungsbedarf und Lösungsansätze 

6.1 Problembewußtsein schaffen 

• Für Anbieter von Waren und Dienstleistungen sollte es ein erklärtes 
Ziel sein, Sicherheitsaspekte marketingwirksam in die Kette der Ver­
kaufsargumente einzugliedern. 

• Auf der Konsumentenseite muß auf eine Vereinfachung der Bedie­
nung von Sicherheitsanwendungen beim Einsatz von Hard- und Soft­
ware für den Internet-Zugang, aber auch bei Betriebssystemen hinge­
wirkt werden. 

19 



• Die Ausweitung des Schulungs angebotes für Internetnutzer, bei dem 
explizit auf Sicherheitsaspekte eingegangen wird, erscheint sinnvoll, 
um individuelle Fehler auf grund von Nichtwissen zu reduzieren. 

• Bei jedem Zugang zum Internet könnte ein Hinweis eingeblendet 
werden, der auf Sicherheitsaspekte aufmerksam macht und dazu an­
regt, verdächtige Feststellungen, die auf Straftaten hindeuten, an eine 
angegebene Adresse zu melden. 

• Allgemein zugängliche polizeiliche Informationsdienste sollten auf 
relevante Entwicklungen kriminogener Faktoren und typische Er­
scheinungsformen erkannter E-Commerce-bezogener Kriminalität 
aufmerksam machen. 

• Auf eine Verbesserung des Anzeigeverhaltens von Geschädigten und 
Zeugen sollte hingewirkt werden. 

• Polizeiliche Informationen sollten auch darüber aufklären, daß in 
vielen Fällen erst Anzeigen von Verdachts- und Schadensfällen, die 
daraufhin durchgeführten Ermittlungsverfahren und die daraus abzu­
leitenden allgemeinen Erkenntnisse zu wirksamen Repressions- und 
Präventionsmaßnahmen beitragen können. Nur so kann potentiellen 
Tätern vermittelt werden, daß sie ein hohes Risiko eingehen, weil alle 
Betroffenen konsequent gegen Straftaten vorgehen. 

• Die Einrichtung von Chaträumen und Newsgroups, um auch Meinun­
gen und Erfahrungen aufnehmen zu können, die auf keinem anderen 
Wege zugänglich sind, wird angeregt. 

6.2 Sicherheitsvorkehrungen verbessern 

Das Ausmaß der Verwendung aktueller Sicherheitstechnologie und der Be­
achtung bestimmter Sicherheitsvorkehrungen im E-Commerce muß gestei­
gert werden. Ziel muß es sein, so weit wie möglich Schutz vor dem Eindrin­
gen in Netze zu gewährleisten, sichere Zahlungsverfahren anzubieten, sichere 
Identifizierungsmöglichkeiten zu schaffen und damit insgesamt den volks­
wirtschaftlichen Nutzen eines funktionierenden E-Commerce zu sichern. 
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Die anzuwendenden Maßnahmen sollten sich dabei an der unterschiedlichen 
Schutzbedürftigkeit der einzelnen Daten und Transaktionen orientieren (Fra­
ge der Notwendigkeit, der Verhältnismäßigkeit und des Kosten-Nutzen­
Aspekts): 

• Auf den Einsatz der Seeure Electronic Transaction (SET)-Technologie 
im Zahlungsverkehr mittels Kreditkarten sollte hingearbeitet werden. 

• Systeme für elektronische Zahlungsmittel sollten sicher konzipiert 
sein, gleichzeitig aber die Möglichkeit beinhalten, Transaktionen 
rückverfolgen zu können und eine umfangreiche Protokollierung zu 
gewährleisten, um beispielsweise Geldwäschehandlungen erkennen zu 
können. 

• Auf die Verwendung von Verschlüsselungsmöglichkeiten bei der 
Datenübertragung sollte hingewirkt werden. Sie könnten in Browsem 
beispielsweise standardmäßig voreingestellt sein und bei Ausschalten 
regelmäßig zu Wamhinweisen führen. 

• Sicherheitsaspekte von Serverbetreibem und Providem sollten im 
Rahmen der Zertifizierung des Qualitätsmanagements evaluiert wer­
den. 

• Die Verwendung digitaler Signaturen sollte auf breiter Basis ausge­
weitet werden. Zugleich muß ihr weltweit Bedeutung als Beweismittel 
zuerkannt werden. Im Hinblick auf die bereits verbreiteten unter­
schiedlichen digitalen Signaturen muß Transparenz hergestellt wer­
den, damit eindeutige Bewertungen durch ein Gericht möglich sind. 

• Hersteller von Produkten sollten schon vor deren Marktzugang eine 
Technikfolgenabschätzung durchführen, um sicherheitsrelevante As­
pekte ausfindig zu machen und potentielle Sicherheitslücken beseiti­
gen zu können. 

6.3 Anonymität reduzieren 

Die Möglichkeit vollständig anonym am E-Commerce teilzunehmen muß 
verhindert werden, ohne daß dabei die Erfordernisse des Datenschutzes mehr 
als notwendig in den Hintergrund gedrängt werden. 
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• Einen denkbaren Schritt in diese Richtung stellt die individuelle Ken­
nung des Pentium III-Prozessors dar. Die Betroffenen sollten von der­
artigen innovativen Ansätzen jedoch nicht überrumpelt, sondern 
rechtzeitig über ihre Einbindung in die Diskussion zu Beteiligten ge­
macht werden. 

• Die Verwendung digitaler Signaturen zur klaren Identifizierung des 
Gegenübers oder zur Bestimmung der Urheberschaft für bestimmte 
Inhalte und Dokumente sollte gefördert werden. 

6.4 Polizeiliche Kompetenz ausbauen 

Die Polizei muß in die Lage versetzt werden, bei der Verfolgung von Straf­
taten im E-Commerce sachgerecht handlungsfahig zu sein. Dies könnte ge­
schehen durch: 

• Schaffen der Voraussetzungen für ein durch die Zentral stelle BKA zu 
erstellendes realistisches Lagebild für den Bereich Internet-bezogene 
Kriminalität, speziell im Bereich E-Commerce, von dem auch die 
Länderpolizeien profitieren können; dazu 

• Differenzierung des Meldedienstes und eventuell der PKS (macht aber 
nur Sinn, wenn von höheren Fallzahlen ausgegangen werden kann als 
bisher, weil bei geringen Fallzahlen eine Differenzierung an Aussage­
kraft einbüßt). 

• Steigern der Funktionalität des Meldedienstes, Vereinfachen der Ab­
läufe. 

• Erhöhung der polizeilichen Kontrolldichte, aber auch Unterstützung 
der Aktivitäten privater Einrichtungen, die gegen Kriminalität in Da­
tennetzen aktiv sind und deren Sicherheit fördern. 

• Phänomenologische Beschreibung der unterschiedlichen Ausprägun­
gen von Internet- und E-Commerce-Kriminalität, um gezielt Präventi­
on betreiben und neue Ermittlungsansätze entwickeln zu können. 

• Einbindung aller relevanten Stellen, bei denen Daten zur Kriminalität 
im Zusammenhang mit E-Commerce anfallen. Die Beschaffung der 
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Informationen erfolgt z. B. mittels anonymisierter Erhebungsbögen für 
statistische Zahlen und fallbezogene Merkmale und Besonderheiten. 

• Schaffung geeigneter Anreizsysteme, die eine Zusammenarbeit mit 
den Strafverfolgungsbehörden fördern können bzw. von Sanktionen, 
um eine unterlassene Information, die zum Eintritt eines Schadens ge­
führt hat, angemessen würdigen zu können. 

• Vergabe von Diplomarbeiten, die sich etwa mit Fragestellungen zu 
Voraussetzungen für eine Erhebung der tatsächlichen E-Commerce­
bezogenen Kriminalität befassen könnten. 

• Einbeziehen der Möglichkeiten, Techniken und Methoden der Infor­
mationsgewinnung der professionellen Datensammler im Internet, 
z. B. um eine Software zur Suche verdächtiger Transaktionen und In­
halte zu entwickeln. 

Die Polizei muß ihre fachliche Kompetenz für die Sachbearbeitung in Fällen 
von Internet- und speziell E-Commerce-Kriminalität nicht nur erweitern, 
sondern auch nach außen hin erkennbar unter Beweis stellen, um sich als 
Ansprechpartner für Problemfalle zu profilieren. Dies könnte erreicht werden 
mit: 

• der Schulung von Kräften auch im regionalen Bereich, um sachver­
ständige Ansprechpartner für Anzeigewillige anbieten zu können, 

• dem Ausbau schlagkräftiger Ermittlungsdienststellen, bei denen kri­
minalistisches Geschick mit entsprechender Fachkenntnis kombiniert 
ist (z. B. intensive und umfassende Zusammenarbeit BKA und BSI -
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik -). Sie sollen 
ebenso anlaßorientiert wie auch -unabhängig arbeiten können, 

• aktiver Öffentlichkeitsarbeit zur Darstellung der polizeilichen Kom­
petenz nach innen und außen. 

6.5 Spezifische internationale Polizeikooperation ausbauen 

Die Organisation der internationalen polizeilichen Zusammenarbeit sollte auf 
den Prinzipien der Verpflichtung zur Gegenseitigkeit und internationalen 
Verantwortung für die Sicherheit im globalen Netz beruhen. 
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• Effektive Ausgestaltung der internationalen Zusammmenarbeit der 
Strafverfolgungsbehörden zur Verminderung rechtsfreier Räume 
(Länder), z. B. Einrichtung von National Points of Reference on 
Computer Crime mit effektivem Informationsaustausch online, grenz­
überschreitende direkte Zusammenarbeit, Einrichtung von Spiegel­
dienststeIlen, weitere Beschleunigung der Rechtshilfe in Internetstraf­
sachen, z. B. über "Online-Rechtshilfe". 

• Ausbau der bestehenden und gegebenenfalls Einrichtung neuer 
Strukturen zur internationalen Zusammenarbeit. 

6.6 Informations- und Meldestellen für Geschädigte und Zeugen 

Für Geschädigte und Zeugen sollte im Internet eine interaktive Informati­
onsmöglichkeit geschaffen werden, über die auf Gefahren und Vorbeu­
gungsmöglichkeiten aufmerksam gemacht sowie Ansprechpartner benannt 
werden können. 

• Es sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, Hinweise und Tips 
geben zu können, ohne unbedingt die Identität preisgeben zu müssen, 
eventuell mit einfachen vorformatierten Vorlagen. 

• Von dort könnte auf andere Stellen (lHK, Verbraucherschutzverbän­
de, CERT - Computer Emergency Response Team - usw.) und Behör­
den (z. B. BSI, Zollkriminalamt) hingewiesen werden, die sich mit 
dem Thema Sicherheit bzw. Straftaten im E-Commerce befassen, bei­
spielsweise über Hyperlinks auf polizeilichen lnformationssites (mög­
lichst auch auf internationaler Ebene). 

• Direkte interaktive Beratung durch Spezialisten (z. B. über eine Hot­
line). 

6.7 Polizeiliche Unterstützung privater Initiativen ausbauen 

Die Polizei sollte überlegen, inwieweit sie private bzw. kommerzielle Initia­
tiven zur Steigerung der Sicherheit in Datennetzen, damit auch beim E­
Commerce unterstützen will und kann und ggf. Kooperationsformen entwik­
keIn. 

24 



Ein wesentlicher Teil der Probleme, die zur Kriminalität im Zusammenhang 
mit E-Commerce führen können, lassen sich nur durch gemeinsame interna­
tionale Aktivitäten lösen. 

6.8 Kriminalpolitik 

6.8.1 Internationale Standards auch für Sicherheitsaspekte einführen 

Im Rahmen einer internationalen Standardisierung des E-Commerce dürfen 
Sicherheitsaspekte nicht vernachlässigt werden. Ein absoluter Schutz läßt 
sich allerdings nicht erreichen, zumindest nicht auf Dauer. 

Eine Orientierung zu entwickelnder Regelungen und zu ergreifender Maß­
nahmen an einem kleinsten gemeinsamen Nenner dürfte eher kontraproduktiv 
sein. Andererseits spielen hier Kosten-Nutzen-Kalküle eine wesentliche Rol­
le. Ein Grund dürfte darin liegen, daß man sich im klaren darüber sein muß, 
daß die Sicherheit der im E-Commerce eingesetzten Systeme ebenso dyna­
misch ist wie die Entwicklung in den Datennetzen selbst. Die Hürden, die 
aufgebaut werden, stellen eine permanente Herausforderung dar, sie zu über­
springen. 

6.8.2 Gesetzgebung an Erfordernisse anpassen 

E-Commerce-relevante Gesetze sind darauf zu prüfen, ob sie den spezifi­
schen Erfordernissen dieser Form des Handels angemessen sind. 

Dazu gehört sowohl eine Revision der bestehenden Gesetze hinsichtlich ihrer 
Anpassungsfahigkeit an die neuen Gegebenheiten als auch die Initiierung 
verständlicher Neuregelungen. Dabei ist dem internationalen Charakter des 
E-Commerce und der Tatsache Rechnung zu tragen, daß nationalstaatliche 
Regelungskompetenz im Zeitalter der weltumspannenden Kommunikations­
netze enge Grenzen gesetzt sind. 

6.8.3 Datenschutz fördern, aber Polizeibelange nicht ausklammern 

Die Auskunfts- und die Speicherpflicht der am E-Commerce beteiligten Ak­
teure sollten eindeutig geregelt werden bzw. bleiben. 
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Es muß geprüft werden, welche Daten für welchen Zweck im Rahmen des E­
Commerce benötigt werden. Auf dieser Basis kann festgelegt werden, welche 
Speicherpflichten welcher Stelle konkret auferlegt werden müßten. 

Dabei müssen die Strafverfolgungsbehörden ihre vitalen Interessen zum 
Schutze der rechtmäßig am E-Commerce Beteiligten gegenüber dem Daten­
schutz deutlich herausstellen, damit sie in eine vernünftige Relation zu den 
tangierten Interessen der Betroffenen gesetzt werden können. Ohne Zugriff 
auf personenbezogene und/oder Transaktionsdaten wird die Aufklärung von 
Straftaten im Zusammenhang mit E-Commerce wesentlich erschwert. 

Angemessene Regelungen dürften zudem im Interesse der Beteiligten liegen 
(Verbraucherschutz), selbst und gerade wenn diese bewußt auf Datenschutz 
verzichten, etwa um an kostenlose Rechner oder andere Vorteile im Rahmen 
von Marktforschungsprojekten zu gelangen. Es ist nicht auszuschließen, daß 
die freiwillig überlassenen Daten ebenfalls mißbraucht werden. 

6.8.4 Verbreitung von Hacker-Tools einschränken 

Die freie Verkäuflichkeit von Hacker-Tools sollte im Rahmen des Möglichen 
eingeschränkt werden, um Tatgelegenheiten und die Verbreitung von Tat­
mitteln zu reduzieren. 

6.8.5 Zulassungsanforderungen für Provider entwickeln und 
umsetzen 

Für die Zulassung von Providern sind Verfahren und Kriterien zu entwickeln 
und einzuführen, um die Gewährleistung eines vertraulichen und seriösen 
Umgangs mit den dort auflaufenden Daten zu erhöhen. 

Die Vermittlung von Zugängen zu den Datennetzen sollte nicht nur ein Ge­
schäft, sondern ein verantwortungsvolles Geschäft sein. Provider sollten 
genau wissen, was von ihnen erwartet wird. Genauso verantwortungsvoll 
dürfte es sein, bei der Festlegung der Anforderungen Maßstäbe anzulegen, 
die auch erfüllt werden können. 
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Möglichkeiten der Privatisierung von Aufgabenfeldern 
der Polizei mit Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl 
der Bevölkerung 

Joachim Obergfell-Fuchs 

1 Einleitung 

In den vergangenen Jahren hat das private Sicherheitsgewerbe in Deutsch­
land in erheblicher Weise zugenommen. So führte nach Ansicht von Zim­
mermann (1995) nicht zuletzt auch die steigende Kriminalitätsbelastung zu 
einer Mehrbelastung der Polizei. Dies führte jedoch angesichts einer eher 
enger werdenden Personal decke zu einer Reduktion der Qualität polizeilicher 
Arbeit und einer damit verbundenen größeren Nachfrage nach privater Si­
cherheitsdienstleistung. So berichtete z. B. die Wirtschaftswoche vom 10. 9. 
1993, daß die privaten Sicherheitsunternehmen 1992 13,2 Milliarden DM mit 
der Angst der Deutschen vor Kriminalität umgesetzt hätten, gleichzeitig je­
doch der Ausbildungsstand und die Seriosität der Anbieter vielfach zu wün­
schen übrig ließe. Verläßliche Zahlen zum Sicherheitsgewerbe sind aller­
dings, so Gollan (1998, S. 42), kaum vorhanden. Es liegt keine amtliche 
Statistik vor, so daß man auf grobe Anhaltspunkte der einschlägigen Fach­
presse angewiesen ist. Berücksichtigt man die publizierten Zahlen unter die­
sem Vorbehalt, so wird eine rasante Entwicklung im privaten Sicherheitsge­
werbe deutlich: 1980 betrug die Anzahl der Beschäftigten in Wach- und 
Sicherheitsunternehmen noch 30.000 Angestellte, diese Zahl stieg bis zur 
Wiedervereinigung der beiden ehemaligen deutschen Staaten 1990 auf 
56.000 an, um sich dann in den nachfolgenden sechs Jahren bis 1996 auf 
mittlerweile 112.000 Beschäftigte zu verdoppeln (DSD - Der Sicherheits­
dienst 1996). In einer Schätzung für das Jahr 1998 wird von insgesamt 
118.000 Beschäftigten ausgegangen (Gollan 1998, S. 46). Nimmt man die 
Zahlen der Mitarbeiter im Bewachungsgewerbe und derjenigen, die im un­
selbständigen Werkschutz tätig sind, zusammen, so ermittelte Mauersberger 
(1995, S. 771) eine Gesamtzahl von 175.000 Beschäftigten im Jahre 1994. 
Dem stehen 240.000 Polizeibeamte gegenüber. 

Eine Ursache für diese immense Nachfrage nach privater Sicherheitsdienst­
leistung wird von den Sicherheitsunternehmen selbst, aber auch von der Poli­
zei, in der gestiegenen Kriminalität, u. a. aber in der gestiegenen Kriminali­
tätsfurcht gesehen (Deutscher Bundestag 1996). So muß sich die Polizei 
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angesichts der knappen öffentlichen Finanzen in erster Linie auf hoheitliche 
Aufgaben beschränken, was den privaten Dienstleistern die Möglichkeit 
eröffnet, weitere Bereiche abzudecken (DSD - Der Sicherheitsdienst 1996 a; 
Köhler 1994). Ahlf (1996) stellte in diesem Zusammenhang die "Vakuum­
These" - private Unternehmen übernehmen die der Polizei verlorengegange­
nen oder von ihr aufgegebenen Sicherheitsbereiche - der "Markt-These" -
durch entsprechendes Angebot von Sicherheitsdienstleistungen wird Nach­
frage geschaffen - gegenüber (S. 30). 

Um so überraschender ist es, daß zu den Einstellungen der Bürger zu privaten 
Sicherheitsdiensten bislang kaum fundierte Analysen vorliegen. So vertritt 
z. B. Hammes (1995), ohne jedoch die Angabe einer differenzierten Studie, 
die Auffassung: "das Bild der Sicherheits branche in der Öffentlichkeit ist 
schlecht. Positiver läßt sich dieser Tatbestand nicht beschreiben." (S. 159). 
Gründe sind u. a. die Medienberichterstattung, in der meist von "riesigen 
Privatarmeen", einer "Gefahr für die innere Sicherheit", von "flüchtig ange­
lernten Leuten", zwischen "Nachtwächter und Rotlichtmilieu" oder gemein­
hin von "Schwarzen Sheriffs" die Rede ist (S. 160). Auf der anderen Seite 
weisen aber z. B. Martens und Röder (1995, S. 368 f.) daraufhin, daß gerade 
private Sicherheitsdienste dem gestiegenen Bedürfnis des Bürgers nach per­
sönlichem Schutz und der Sicherung des Eigentums in besonderer Weise 
Rechnung tragen und z. B. auch in Wohnvierteln, im Auftrag der Bürger, 
dieser Sicherungsfunktion nachkommen. Lutz (1995) allerdings interpretiert 
die, in manchen Umfragen gemessene, Befürwortung privater Sicherheits­
dienste zur Steigerung des subjektiven Sicherheitsgefühls als einen eher all­
gemeinen Gradmesser für das Sicherheitsbedürfnis der Bürger. Der Bürger 
wolle mehr Schutz, selten werde aber gefragt, ob er diesen Schutz tatsächlich 
von privaten Sicherheitsdiensten oder aber von einer verbesserten Polizeiprä­
senz gewährleistet haben möchte. So antworteten z. B. in einer Untersu­
chung des Instituts für Demoskopie Allensbach 1992 48 % der West­
deutschen und sogar 60 % der Ostdeutschen, daß sie den Einsatz privater 
bewaffueter Sicherheitsdienste zur Entlastung der Polizei gut fänden (Noelle­
Neumann & Köcher 1993, S. 601). 1994 kam die Forschungsgesellschaft 
MARPLAN (persönliche Mitteilung) zu dem Ergebnis, daß 80 % der Be­
fragten in West- und 85 % in Ostdeutschland der Ansicht sind, daß private 
Sicherheitsdienste eine wichtige Funktion erftillen, da sie die Polizei entla­
sten. Weitere 70 % (West) bzw. 80 % (Ost) halten private Sicherheitsdienste 
gar für unverzichtbar, da die Polizei der Kriminalität nicht mehr Herr werden 
könne (vgl. auch DSD - Der Sicherheitsdienst 1996 b). In einer vom Mei­
nungsforschungsinstitut EMNID 1996 im Auftrag des Nachrichtensenders n­
tv durchgeführten Untersuchung (persönliche Mitteilung) gaben allerdings in 
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Westdeutschland lediglich 32 % und in Ostdeutschland 39 % der Befragten 
an, daß sie ein stärkeres Einsetzen privater Sicherheitsdienste befürworten 
würden. Ebenso waren in Westdeutschland nur 13 % und in Ostdeutschland 
22 % der Ansicht, daß Sicherheitsdienste umfangreiche polizeiliche Befug­
nisse erhalten sollten. In einer MARPLAN-Untersuchung aus dem Jahr 1997 
(persönliche Mitteilung der Frankfurter Wach- und Schließ-KG, Koch GmbH 
& Co.) waren rund 62 % der Befragten der Ansicht, daß eher private Dienste 
als die Polizei z. B. Streifen in Einkaufspassagen durchführen sollten. Weite­
re "Domänen" der Sicherheitsdienste zeigten sich bei der Begleitung und 
Kontrolle im ÖPNV, der Überwachung des ruhenden Verkehrs (der fließende 
Verkehr wurde eindeutig in die Kompetenz der Polizei gelegt), bei der 
Schwertransportbegleitung, bei Ordnerdiensten bei Sportveranstaltungen, 
beim Personenschutz sowie beim Objektschutz. Mehr als 80 % der Befragten 
gaben an, daß das Sicherheitsgewerbe eine wichtige Funktion erfülle, da es 
die Polizei entlaste, 70 % hielten Sicherheitsdienste für unverzichtbar, da die 
Polizei der Kriminalität nicht mehr Herr werden könne. Die Ergebnisse der 
Bevölkerungsbefragung in Freiburg zeigten allerdings, daß die Bürger bei der 
Frage nach den wichtigsten Maßnahmen zur Reduktion der Kriminalität in 
erster Linie die Arbeit der Polizei nennen und nur wenige den Einsatz priva­
ter Sicherheitsdienste vorschlagen. So entfielen bei der Frage nach den mög­
lichen Maßnahmen zur Kriminalitätsverringerung 27,0 % auf die Erhöhung 
der Polizeipräsenz, nur achtmal (0,4 % der Nennungen) wurden private Si­
cherheitsdienste genannt (Obergfell-Fuchs 1996; 1997). In einer Untersu­
chung in Hamm/Westfa1en kommen Reichertz und Misterek (o.J.; vgl. auch 
Misterek & Reichertz 1997) zu dem Ergebnis, daß mehr als 50 % der von 
ihnen Befragten den Einsatz privater Sicherheitsdienste zu ihrem Schutz 
ablehnen, immerhin jedoch fast ein Drittel sich für den Einsatz privater Si­
cherheitsdienste zur Wahrnehmung von Sicherheitsaufgaben im eigenen 
Wohngebiet ausspricht. 

In einer bundesweiten, 1994 vom Bundeskriminalamt bei EMNID in Auftrag 
gegebenen Untersuchung, zeigte sich, daß in West- wie auch in Ostdeutsch­
land nur etwas mehr als 10 % der Befragten einen Fußstreifeneinsatz privater 
Sicherheitsdienste im Wohngebiet befürworten würden, dieser Wert wurde 
nur noch durch nachbarschaftliche Fuß streifen unterboten. Eine große Mehr­
heit befürwortete mehr polizeiliche Fußstreifen. Wenn solche Polizeistreifen 
vermehrt durchgeführt würden, so würden sich lediglich 11 % der Befragten 
im Osten und 9 % im Westen in der Wohngegend unsicher fühlen (zum Ver­
gleich: 56 % der Befragten in Ost- und 30 % in Westdeutschland gaben an, 
daß sie sich nachts draußen allein in der Wohngegend unsicher fühlen wür­
den; Ahlf 1996). 

29 



2 Ziel und Art der Untersuchung 

Nicht zuletzt auf grund des fehlenden Informationsstands wurde im Auftrag 
des Bundeskriminalamtes am Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht eine Untersuchung zu den "Möglichkeiten der Pri­
vatisierung von Aufgabenfeldern der Polizei mit Auswirkungen auf das Si­
cherheitsgefühl der Bevölkerung" durchgeführt. Ziel der Studie war es, den 
Einfluß der Tätigkeit des privaten Sicherheitsgewerbes auf Einstellungen und 
Sicherheitserleben der Bürger zu untersuchen. Hierzu sollte geprüft werden: 

• welche Kenntnisse Bürger über private Sicherheitsdienste haben, 

• welche Einstellungen sie zu privaten Sicherheitsdiensten in Abgren­
zung zur Polizei haben, 

• welche Fähigkeiten und Kompetenzen sie privaten Sicherheitsdiensten 
zuordnen, 

• in welcher Weise sie ihre Sicherheit durch private Sicherheitsdienste 
gewährleistet sehen und 

• welche Aufgaben private Sicherheitsdienste nach Ansicht der Bürger 
übernehmen sollten. 

Zur Realisierung der Untersuchung wurden insgesamt drei verschiedene 
Teilprojekte durchgeführt. Da die Tätigkeit privater Sicherheitsdienste für 
den Bürger im allgemeinen v. a. in den Städten wahrzunehmen ist, konzen­
trierte sich die Studie auf zwei ost- sowie zwei westdeutsche Städte. Es han­
delte sich dabei um Freiburg und Frankfurt in den alten und um Erfurt und 
Dresden in den neuen Bundesländern. 

Um die Fragestellung möglichst umfassend beantworten zu können, wurden 
drei verschiedene Teilprojekte durchgeführt: 

• eine Medienanalyse der meistgelesenen Tageszeitungen in den vier 
Städten. Insgesamt handelte es sich um acht Zeitungen, der Analyse­
zeitraum lag zwischen Februar 1997 und Januar 1998, es konnten ins­
gesamt 525 Berichte zur Tätigkeit privater Sicherheitsdienste in 
Deutschland erfaßt werden; 

• eine schriftliche Bürgerbefragung bei jeweils 1.500 zufällig gezoge­
nen Bürgern ab 18 Jahren. Die Befragung erfolgte in den Sommermo­
naten des Jahres 1997, nach Abschluß der Datenerhebungsphase lagen 
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aus Freiburg 414 Fragebögen vor (Rücklaufquote 30,7 %), aus Frank­
furt 308 (24,3 %), aus Erfurt 335 (25,6 %) und aus Dresden 352 Fra­
gebögen (26,1 %); 

• halbstandardisierte Experteninterviews mit Vertretern der lokalen 
Polizei, lokal tätiger Sicherheitsdienste und Auftraggebern aus dem 
Bereich Handel und Kommune. Es wurden insgesamt 39 Interviews 
durchgeführt, davon acht in Freiburg, elf in Frankfurt, neun in Erfurt 
und ebenfalls elf in Dresden. 

3 Ergebnisse der Medienanalyse 

Betrachtet man zunächst die Ergebnisse der im Rahmen der Medienanalyse 
erhobenen 525 Berichte zu privaten Sicherheitsdiensten, so verteilten diese 
sich wie folgt auf die acht analysierten Tageszeitungen: Freiburg: Badische 
Zeitung (47); Frankfurt: Frankfurter Rundschau (77), FAZ (125), BILD (63); 
Erfurt: Thüringer Allgemeine (49); Dresden: Sächsische Zeitung (53), 
Dresdner Morgenpost (46), BILD (65). Dies zeigt, daß besonders die überre­
gionalen Frankfurter Zeitungen in erheblichem Maße über private Sicher­
heitsdienste berichteten. Eine Vielzahl der erfaßten Artikel war, dies fiel 
besonders in der Badischen Zeitung aber auch in der Sächsischen Zeitung 
auf, optisch auffallend gestaltet und zeigte formale Kriterien, die in der Lage 
waren, die Aufmerksamkeit eines interessierten Zeitungs lesers zu wecken. 

Was den Anlaß der Berichterstattung über private Sicherheitsdienste betraf, 
so standen, mit Ausnahme der F AZ, der Bereich der Straftaten im Vorder­
grund, besonders in den ostdeutschen Zeitungen überschritt der Anteil die 
50 %-Marke. Weitere Anlässe waren der Einsatz bei Veranstaltungen (dies 
dominierte in der FAZ (16,9 %), in den anderen Zeitungen lag der Anteil 
zwischen 21,3 % - Badische Zeitung und 3,2 % - Frankfurter Rundschau), 
der Bericht über verstärkte Präsenz privater Sicherheitsdienste (zwischen 
10,4 % FAZ und 2,2 % Dresdner Morgenpost) sowie der Einsatz privater 
Sicherheitsdienste für kommunale Aufgaben. Dies konnte besonders in der 
Badischen Zeitung (10,6 % Anteil), der Frankfurter Rundschau (13,6 %) und 
der F AZ (13,0 %) erfaßt werden. 

Als Tätigkeitsorte wurde besonders häufig der Bereich des Handels angege­
ben, mit Ausnahme der Frankfurter Rundschau (14,6 %) stand dieser Bereich 
bei allen Tageszeitungen als häufigster Ort im Vordergrund (Dresdner Mor­
genpost 22,5 % bis BILD Dresden 46,8 %). Es folgten als weitere häufige 
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Orte der Bereich des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs (Thüringer 
Allgemeine 2 % bis FAZ 20,8 %), der Bereich Veranstaltungen (FAZ 2,1 % 
bis Frankfurter Rundschau 11,2 %) sowie der öffentliche Raum allgemein 
(4,8 % BILD Frankfurt bis Frankfurter Rundschau 18,0 %). 

Als häufigste Tätigkeiten privater Sicherheitsdienste wurden in den ostdeut­
schen Tageszeitungen Geld- und Werttransporte genannt (Thüringer Allge­
meine 23,2 % bis Dresdner Morgenpost 35,8 %). Dies mag damit zusam­
menhängen, daß im Analysezeitraum u. a. in Ostdeutschland zahlreiche, recht 
spektakuläre Überfälle auf Geldtransporter verübt wurden. Auch in den west­
deutschen Tageszeitungen wurde dieser Bereich oft genannt (Frankfurter 
Rundschau 8,5 % bis Badische Zeitung 18,0 %), es standen jedoch andere 
Tätigkeiten im Vordergrund (Badische Zeitung - Veranstaltungsschutz 
24,0 %, Frankfurter Rundschau - BahnlÖPNV 16,0 %, FAZ - Bahn/ÖPNV 
21,6 %, BILD Frankfurt - Ladendetektivtätigkeiten 21,4 %). Zu erwähnen ist 
noch, daß die beiden BILD-Zeitungen häufiger als die anderen Tages­
zeitungen über den recht spektakulären Bereich des Personenschutzes be­
richteten (BILD Frankfurt 12,9 %, BILD Dresden 19,1 %). 

4 Ergebnisse der Bürgerbefragung 

Nachfolgend sollen die Ergebnisse der Bürgerbefragungen in den vier Städ­
ten dargestellt werden, dabei sollen folgende Punkte betrachtet werden: die 
Kenntnis privater Sicherheitsdienste und Einstellungen der Bürger gegenüber 
der Polizei und privaten Sicherheitsdiensten. 

4.1 Kenntnis privater Sicherheitsdienste 

Geht man zunächst der Frage nach, welche Kenntnis die Bürger von privaten 
Sicherheitsdiensten haben, so geben in Freiburg mit 16,4 % relativ die mei­
sten an, keine Kenntnis zu haben, in Frankfurt sind es 6,5 %, in Erfurt 6,3 % 
und in Dresden 9,9 %. Bei rund drei Viertel aller Befragten in den vier Städ­
ten beschränkte sich allerdings die Kenntnis darauf, private Sicherheitsdien­
ste in der Kommune schon einmal gesehen zu haben, hier lag Frankfurt mit 
82,5 % an der Spitze, es folgten Dresden mit 76,4 %, Freiburg mit 73,9 % 
und schließlich Erfurt mit 73,1 %. Ein Kontakt der sich auf das soziale Um­
feld der Befragten beschränkt, z. B. Familienangehörige, war recht selten, in 
Erfurt waren es mit 6,0 % noch vergleichsweise viele, es folgten Dresden 
4,0 %, Frankfurt 3,2 % und Freiburg 2,2 %. Persönlicher Kontakt mit priva-
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ten Sicherheitsdiensten war am häufigsten in Erfurt gegeben, 14,7 % der dort 
Befragten gaben an, schon einmal persönlich mit Mitarbeitern privater Si­
cherheitsdienste Kontakt aufgenommen zu haben. Es folgten Dresden mit 
9,6 % sowie Frankfurt mit 7,7 % und Freiburg mit 7,5 %. 

Es wurden die Gegenden erfaßt, in denen die Befragten Sicherheitsdienste in 
ihrer Kommune wahrgenommen hatten. Dabei stand u. a. der Bereich des 
Handels im Vordergrund: In Freiburg gaben 36,2 % Kaufhäuser, 16,7 % 
Einkaufszentren und 9,7 % Einkaufspassagen (Mehrfachnennungen waren 
möglich) an. Ebenfalls oft genannt wurden Banken (30,7 %), die Innenstadt 
(26,6 %), der Bahnhof (19,1 %) und schließlich der ÖPNV mit 4,6 %. In 
Frankfurt stand der Bahnhof mit 58,4 % an der Spitze, auch der ÖPNV wurde 
mit 48,4 % sehr häufig angegeben. 50,3 % gaben Kaufhäuser an, 39,0 % 
Einkaufszentren, 38,3 % Einkaufspassagen. Die Innenstadt wurde von 
38,0 % angegeben, Banken von 25,0 %. In Erfurt standen Einkaufszentren 
(55,2 %) und Einkaufspassagen (47,2 %) sowie Kaufhäuser (34,6 %) im 
Vordergrund. Es folgten Banken und die Innenstadt mit je 31,0 %, der ÖPNV 
mit 25,4 % und der Bahnhof mit 24,5 %. In Dresden schließlich dominierte 
auch der Bereich Handel: 39,8 % gaben Einkaufszentren, 39,5 % Kaufhäuser 
und 28,4 % Einkaufspassagen an. Oft genannt wurde auch der Bahnhof 
(36,1 %), Banken (33,5 %), die Innenstadt (29,0 %) und der Bereich des 
ÖPNV (13,1 %). 

Als angegebene Tätigkeitsbereiche standen besonders Geld- und Werttrans­
porte, Streifengänge und Objektschutzmaßnahmen im Vordergrund. In Frei­
burg gaben 56,8 % den Geldtransport an (Mehrfachnennungen waren auch 
hier möglich), es folgten Ordnerdienste (27,5 %), Objektschutz (25,1 %), 
Detektivtätigkeit (14,7 %), Kundenkontrollen (14,3 %), Streifengänge 
(11,6 %) und schließlich die Begleitung im ÖPNV mit 3,9 %. In Frankfurt 
stand diese mit 59,4 % an erster Stelle, absteigend folgten Geld- und Wert­
transporte (54,5 %), Objektschutz (44,5 %), Streifengänge (44,2, %), Ordner­
dienste (36,7 %), Kundenkontrollen (18,2 %) und Detektivtätigkeiten 
(6,5 %). In Erfurt wurden erneut Geld- und Werttransporte am häufigsten 
angegeben (58,8 %), auf den Objektschutz entfielen 57,0 %. Weiter genannt 
wurden Ordnerdienste (32,5 %), Streifengänge (23,9 %), Kundenkontrollen 
(18,2 %), Begleitung im ÖPNV (15,5 %) und Detektivtätigkeiten (10,4 %). 
Auch in Dresden standen Geld- und Werttransporte mit 64,2 % im Vorder­
grund, an zweiter Stelle wurde, wie in Erfurt der Objektschutz (47,2 %) an­
gegeben. Die Verteilungen betragen wie folgt: Ordnerdienste (26,7 %), Strei­
fengänge (21,6 %), Begleitung im ÖPNV (15,1 %), Kundenkontrollen 
(13,1 %) und Detektivtätigkeiten (7,7 %). 
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4.2 Einstellungen der Bürger gegenüber der Polizei und 
privaten Sicherheits diensten 

In einem zweiten Schritt wurden die Einstellungen der Bürger gegenüber 
privaten Sicherheitsdiensten untersucht. Hierzu waren eine Reihe von Aus­
sagen in den Fragebogen aufgenommen und die Bürger gebeten worden an­
zugeben, inwieweit sie den Aussagen zustimmen bzw. nicht. Dabei reichte 
die Skala von 1 "stimme überhaupt nicht zu" bis 4 "stimme voll und ganz 
zu". Betrachtet man zunächst Einstellungen im Hinblick auf die Freundlich­
keit der Polizeibeamten bzw. der Mitarbeiter privater Sicherheitsdienste, so 
lag die Zustimmung zur Aussage "Polizisten sind im allgemeinen freundlich 
und verständnisvoll" mit Mittelwerten zwischen 3,01 in Erfurt und 3,14 in 
Frankfurt sehr hoch, dasselbe Item in bezug auf private Sicherheitsdienste 
erreichte "lediglich" Mittelwerte zwischen 2,53 in Freiburg und 2,83 in Er­
furt. Dabei waren die Mittelwerte in den beiden ostdeutschen Kommunen 
deutlich höher als in den westdeutschen. Dies zeigt aber auch, daß die 
Freundlichkeit von Polizisten höher eingeschätzt wurde. Der Aussage, "die 
meisten sind froh, wenn sie von der Polizei nichts hören und sehen" wird in 
den beiden westdeutschen Kommunen etwas deutlicher zugestimmt (Freiburg 
2,66; Frankfurt 2,51) als in den ostdeutschen (Erfurt 2,37; Dresden 2,40), 
insgesamt ist hier die Meinung jedoch weitgehend unentschieden. Das ver­
gleichbare Item in bezug auf private Sicherheitsdienste " ... froh, wenn man 
mit privaten Sicherheitsdiensten nichts zu tun hat" ergibt ein minimal höheres 
Maß an Zustimmung als im Vergleich zur Polizei (Freiburg 2,77; Frankfurt 
2,59; Erfurt 2,41; Dresden 2,49). Im direkten Vergleich, d. h. bezogen auf die 
Aussage "Mitarbeiter privater Sicherheitsdienste sind freundlicher als Poli­
zeibeamte", zeigt sich jedoch in allen Kommunen eine deutliche Ablehnung, 
im Westen (Freiburg 1 ,81; Frankfurt 1 ,99) etwas deutlicher als im Osten 
(Erfurt 2,03; Dresden 2,01). 

Im Hinblick auf das Sicherheitsempfinden in bezug auf die Polizei bzw. auf 
private Sicherheitsdienste zeigt sich zunächst, daß die Bürger in allen vier 
Kommunen gegenüber der Aussage, daß die Polizei ihren Aufgaben bei der 
Verbrechensbekämpfung gerecht wird, sehr skeptisch sind. Am deutlichsten 
ist die Ablehnung der Aussage in den beiden ostdeutschen Städten Erfurt 
(2,13) und Dresden (2,18), aber auch in Freiburg (2,37) und Frankfurt (2,29) 
überwiegt die Ablehnung. Dennoch ist die Meinung, daß mehr Polizei für ein 
besseres Sicherheitsgefühl sorgen würde, einhellig. In allen vier Kommunen 
findet man eine deutliche und breite Zustimmung (Freiburg 3,10; Frankfurt 
3,44; Erfurt 3,44; Dresden 3,41). Eine in Freiburg (2,63) eher zögerliche, in 
den anderen Kommunen eher deutliche Zustimmung (Frankfurt 2,99; Erfurt 
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2,91; Dresden 2,96) zeigt die Aussage, daß private Sicherheitsdienste einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherheit leisten. Ähnlich ist die Zustimmung im 
Hinblick auf die Aussage, daß private Sicherheitsdienste die Polizei entlasten 
können. Erneut ist die Skepsis in Freiburg (2,71) relativ am größten, in den 
anderen Kommunen sind die Unterschiede eher gering, mit einer etwas deut­
licheren Zustimmung in Frankfurt (2,87; Erfurt 2,79; Dresden 2,81). Wenn­
gleich diese Fragen darauf hinweisen, daß privaten Sicherheitsdiensten eine 
gewisse Rolle in der Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit eingeräumt 
werden, so ist doch die Zustimmung zur Aussage, daß private Sicherheits­
dienste keine polizeilichen Aufgaben übernehmen sollen, sehr offensichtlich. 
Im Westen (Freiburg 3,16; Frankfurt 3,07) ist dies erneut etwas stärker aus­
geprägt als in Erfurt (3,03) und Dresden (2,99). 

Im Hinblick auf die vom Bürger gewünschte Präsenz von Polizei und priva­
ten Sicherheitsdiensten zeigte sich, daß in allen Städten die Bürger deutlich 
eine höhere Fußstreifenpräsenz der Polizei in den Innenstädten befürworte­
ten. Dabei war jedoch die Zustimmung in Freiburg (3,17) relativ am gering­
sten, in den anderen drei Städten war sie in etwa derselben Größenordnung 
(Frankfurt 3,50; Erfurt 3,55; Dresden 3,46). Bei der Zustimmung zu mehr 
Polizei streifen im Wohngebiet waren die Verteilungen, sowohl in der relati­
ven Position der Städten zueinander als auch in der Höhe, ähnlich (Freiburg 
3,22; Frankfurt 3,48; Erfurt 3,62; Dresden 3,49). In bezug auf die Präsenz 
privater Sicherheitsdienste in den Innenstädten oder auch in den Wohnge­
bieten war dagegen die Zustimmung erheblich geringer. Man kann in Frank­
furt, Erfurt und Dresden am ehesten von einer ambivalenten Haltung spre­
chen, in Freiburg dominierte die Ablehnung (Sicherheitsdienst-Fußstreifen in 
den Innenstädten: Freiburg 2,23; Frankfurt 2,83; Erfurt 2,66; Dresden 2,76; 
Sicherheitsdienststreifen in Wohngebieten: Freiburg 2,29; Frankfurt 2,69; 
Erfurt 2,72; Dresden 2,74). 

Dieses Bild einer eindeutigen Präferenz für die Polizei bestätigte sich auch in 
den nachfolgenden Fragen, mit deren Hilfe untersucht werden sollte, wer das 
Sicherheitsgefühl im Wohngebiet am besten leisten kann: die Polizei, private 
Sicherheitsdienste oder aber selbstorganisierte Bürgerwachten. In allen vier 
Städten waren mehr als 90 % der Befragten der Ansicht, daß das Sicherheits­
gefühl im Wohngebiet durch mehr Polizeistreifen gesteigert werden könne 
(Freiburg 91,4 %; Frankfurt 95,8 %; Erfurt 93,3 %; Dresden 91,1 %). Was 
die Bedeutung privater Sicherheitsdienste für das Sicherheitsgefühl im 
Wohngebiet anbelangt, so waren die Werte wesentlich niedriger, aber auch 
zwischen den Kommunen heterogener. So stimmten in Freiburg nur 44,0 % 
der Aussage zu, daß mehr Sicherheitsdienststreifen für ein Mehr an Sicher-
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heit sorgen können. In Frankfurt waren es mit 51,0 % bereits mehr als die 
Hälfte der Befragten, in Erfurt (55,3 %) und in Dresden (55,0 %) sogar 
nochmals deutlich mehr. Es scheint also, daß besonders in den ostdeutschen 
Städten privaten Sicherheitsdiensten eine gewisse Bedeutung bei der Ge­
währleistung von Sicherheit beigemessen wird. Selbstorganisierte Bürger­
wachten erreichten dagegen in allen vier Städten nur geringe Werte der Zu­
stimmung, dies war auch in den ostdeutschen Kommunen der Fall (Freiburg 
37,6 %; Frankfurt 32,5 %; Erfurt 34,5 %; Dresden 39,5 %). 

Nachdem gezeigt werden konnte, daß die Polizei von den Bürgern als primä­
rer Garant der Sicherheit gesehen wurde, wenngleich aber auch privaten 
Sicherheitsdiensten gewisse Kompetenzen beigemessen wurden, sollte an­
hand einer Gegenüberstellung verschiedener Aufgabenbereiche (insgesamt 
16) überprüft werden, wo die Bürger Domänen der Polizei und wo privater 
Sicherheitsdienste sehen. Die Ergebnisse zeigten, daß es zwar eindeutige 
Präferenzen fur die Polizei gab, jedoch kein Bereich ausschließlich privaten 
Sicherheitsdiensten zugeschlagen wurde. Als allenfalls gemeinsame Aufga­
ben wurden Streifengänge in Ladenpassagen und Innenstädten, der Personen­
schutz, die Veranstaltungssicherung sowie die Verkehrsregelung betrachtet. 
Eindeutige polizeiliche Aufgaben dagegen wurden in folgenden Bereichen 
festgestellt: Wohngebietsstreifen, die Entgegennahme von Notrufen von 
Autobahnen, die Begleitung von Gefahrguttransporten, die Abschiebung 
abgelehnter Asylbewerber, die Aufnahme von Verkehrsunfällen ohne Perso­
nenschaden, der Gefangenentransport, die Begleitung von Demonstrationen 
sowie die Alarmaufschaltung und der Ersteinsatz am Alarmort generell. Zwi­
schen den Städten konnten dabei kaum Unterschiede festgestellt werden. Es 
fiel auf, daß die Bürger nicht wenige Bereiche der Polizei zuordneten, die 
bereits seit geraumer Zeit auch bzw. fast ausschließlich (privater Alarm) 
durch Sicherheitsdienste wahrgenommen werden. 

In einer weiteren Frage im Rahmen der Bevölkerungsbefragung wurden die 
Bürger gebeten anzugeben, welche Arbeitsvoraussetzungen sie fur die Tätig­
keit privater Sicherheitsdienste als sinnvoll erachten. Erneut zeigten sich 
kaum Unterschiede zwischen den Kommunen, so sprach sich die überwie­
gende Mehrheit für eine deutlich erkennbare, von der Polizei abgesetzte Uni­
formierung aus (88,5 % - 92,4 %). Dagegen waren nur wenige der Auffas­
sung, daß das Tragen von Schußwaffen notwendig sei, allerdings war hier der 
Anteil in den ostdeutschen Städten größer (Erfurt 37,1 %; Dresden 39,8 %; 
dagegen Freiburg 33,9 %; Frankfurt 32,2 %). Was Ausrüstungsgegenstände 
wie z. B. Tränengas oder auch Schlagstöcke betraf, so war die Mehrheit der 
Auffassung, daß diese notwendig seien, besonders auffallend war dabei die 
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hohe Zustimmung in Frankfurt (78,1 %; Freiburg 64,8 %; Erfurt 67,7 %; 
Dresden 71,4 %). Dagegen war wiederum nur eine Minderheit der Befragten 
in den vier Kommunen der Ansicht, daß private Sicherheitsdienste über Ein­
satzfahrzeuge mit Blaulicht verfUgen sollten (38,3 % - 43,9 %). Andererseits 
war jedoch die Akzeptanz öffentlicher Einsatzbüros bei den Befragten über­
raschend groß, dies könnte durchaus als Hinweis gewertet werden, daß die 
privaten Sicherheitsdienste von einer Mehrzahl der Bürger in einer gewissen 
öffentlichen Schutz- oder auch Beratungsfunktion wahrgenommen wurden, 
v. a. in Dresden war die Zustimmung sehr groß (65,6 %; Freiburg 51,9 %; 
Frankfurt 54,4 %; Erfurt 57,6 %). Die Notwendigkeit einer umfassenden 
theoretischen und praktischen Ausbildung, vergleichbar der eines Polizeibe­
amten, wurde ebenfalls von fast allen Befragten begrüßt (95,3 % - 96,5 %); 
wenigstens eine Mindestausbildung im Sinne eines Anlernberufs wurde von 
den Bürgern als notwendig erachtet (90,9 % - 94,6 %). Dies zeigt, daß die 
Bürger sehr differenzierte Meinungen zur Tätigkeit privater Sicherheitsdien­
ste haben, dabei werden sehr hohe Maßstäbe an die Qualität der Ausbildung 
gelegt. 

5 Ergebnisse der Experteninterviews 

In einem letzten Schritt sollen einige Ergebnisse der Befragung der Experten 
aus den Bereichen Polizei, private Sicherheitsdienste und Auftraggeber dar­
gestellt werden. Es zeigte sich, daß für die kommerziellen wie auch für die 
kommunalen Auftraggeber privater Sicherheitsdienstleistungen die Faktoren 
Wirtschaftlichkeit und VerfUgbarkeit von Sicherheit dominierten, bei der 
Polizei stand der Faktor der Bewahrung hoheitlicher Tätigkeiten im Vorder­
grund, wirtschaftliche Aspekte wurden von ihr kaum ins Feld gefUhrt. 

Was den Bereich der Ausbildung im privaten Sicherheitsgewerbe betrifft, so 
wurde diese von der Polizei als durchweg mangelhaft angesehen. Die Auf­
traggeber, v. a. aus dem kommerziellen Bereich, sahen den Ausbildungsstand 
zwar auch als kritisch, wenngleich ausreichend an. Von den Diensten selbst 
wurde die Ausbildungssituation ebenfalls bemängelt, meist wurde das eigene 
Unternehmen als vorbildlich angesehen; die "schwarzen Schafe" waren im­
mer die anderen. 

Es zeigte sich auch, daß v. a. in den ostdeutschen Städten die Polizei sich in 
einer gewissen Konkurrenzsituation zum privaten Sicherheitsgewerbe sah. 
Nicht nur dort, sondern in allen Kommunen stand die Polizei einer Privatisie­
rung von Aufgabenbereichen sehr skeptisch gegenüber. Zwar wurde - auch 
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von der Polizei selbst - immer wieder der Entlastungsaspekt betont, eine 
Kooperation mit privaten Sicherheitsdiensten wurde jedoch deutlich von der 
Polizei abgelehnt, von den Sicherheitsdiensten dagegen gesucht. 

6 Fazit der Untersuchung 

Als allgemeines Fazit der Untersuchung zeigte sich, daß die Information des 
Bürgers über private Sicherheitsdienste vorhanden ist, diese anhand der Pres­
se auch in weitgehend ausgewogenem Maße besteht. Die Bürgerbefragung 
zeigte, daß der überwiegenden Mehrheit der Bürger Sicherheitsdienste be­
kannt waren, wenngleich ein konkreter Kontakt nur selten vorhanden war. 
Sicherheitsdienste wurden von den Bürgern als wichtige Akteure in der Ge­
währleistung der subjektiven Sicherheit gesehen, allerdings wurde die Polizei 
eindeutig bevorzugt, hier mag das "Vertrauen auf Bewährtes" eine nicht 
unwichtige Rolle spielen. Der Vergleich der verschiedenen Untersuchungs­
ansätze zeigte aber auch, daß die immer wieder vermeintlich vorhandene 
Bedeutung privater Sicherheitsdienste bzw. der Privatisierung von Sicherheit 
generell, wie sie zum Teil in den Medien dargestellt oder aber auch von der 
Polizei bzw. den Diensten selbst thematisiert wird, bei den Bürgern in dieser 
Weise nicht vorhanden war. Es scheint vielmehr, als finde die Privatisierung 
eher "schleichend" statt, alle reden zwar darüber, der Bürger nimmt jedoch 
dies nicht zur Kenntnis bzw. es ist für ihn - subjektiv - nur wenig relevant. 
Diese Einschätzung, vielleicht aber auch eine gewisse Unsicherheit in bezug 
auf den privaten Sicherheits sektor, mag auch zum Teil verantwortlich für die 
vergleichsweise geringe Beteiligung an der vorliegenden Untersuchung sein. 
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Sicherheits gefühl, Polizeiakzeptanz und 
Kriminalitätsbewertung 

UweDörmann 

1 Einleitung 

Für Polizei und Kriminalpolitik ist es nicht nur wichtig, die objektive Sicher­
heitslage möglichst verläßlich beurteilen zu können. Auch Erkenntnisse über 
die subjektiven Aspekte des Sicherheitsgefühls, der Einschätzung der Krimi­
nalitätssituation und der Bewertung der Polizei durch die Bevölkerung sind 
für erfolgreiche "kundenorientierte", d. h. bürgernahe, polizeiliche und kri­
minalpolitische Strategien und Maßnahmen unverzichtbar. 

Mit der Replikationsstudie "Sicherheits gefühl, Polizeiakzeptanz und Krimi­
nalitätsbewertung" sollte daher rür 1998 überprüft werden, ob sich die von 
1990 bis 1994 beobachtete Tendenz einer stark zunehmenden und im inter­
nationalen Vergleich ungewöhnlich starken Verunsicherung der deutschen 
Bevölkerung weiter fortgesetzt hat. Ferner ist von Interesse, ob die erhebliche 
Diskrepanz in den Bewertungen im Osten (neue Länder mit Ostberlin) und 
Westen (alte Länder mit Westberlin) auch langfristig fortbesteht oder ob eine 
Angleichung stattfindet. Antworten zu diesen und anderen Aspekten liefert 
eine erneute, im Herbst 1998, durchgeführte Repräsentativerhebung. 

Anzumerken ist, daß der Aspekt Sicherheits gefühl eigentlich viel weiter zu 
fassen ist als nur in Bezug auf Kriminalitätsfurcht. Diese steht in einem 
Wechselwirkungszusammenhang mit einer Reihe anderer konkreter oder 
recht diffuser Lebensängste, wie etliche Befragungen gezeigt haben. So stellt 
das "R+V-Infocenter für Sicherheit und Vorsorge", das über 3.500 deutsche 
Bürger zwischen 16 und 69 Jahren jährlich nach ihren Ängsten befragen läßt, 
für 1998 in einer Information fest, daß die Ängste der Deutschen erstmals 
wieder gesunken seien. Arbeitslosigkeit und steigende Lebenshaltungskosten 
- trotz der zur Befragungszeit beachtlichen Preisstabilität - bereiteten danach 
weiterhin die größsten Sorgen, "gefolgt von Problemen im Zusammenhang 
mit politischem Extremismus und dem Zuzug von Ausländern und Asylbe­
werbern", obwohl die Zahl der Asylbewerber seit 1993 rückläufig ist. Die 
Angst, Opfer einer Straftat zu werden, spielte eine geringere Rolle. Die Ab­
stände auf der Angstskala zwischen eigener Arbeitslosigkeit und Opfer einer 
Straftat sind jedoch nicht sehr groß. Schon daraus läßt sich schließen, daß es 
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sich zum Teil um ein Angstsyndrom handelt, das unabhängig vom Ausmaß 
der tatsächlichen Bedrohungen besteht und von sich ändernden Tendenzen 
im Sozialklima beeinflußt wird. 

Diese Ängste sind in den einzelnen Alters- und Bildungsgruppen unter­
schiedlich ausgeprägt. So zeigt eine ebenfalls 1998 durch EMNID im Auftrag 
einer Jugendzeitschrift durchgeführte Befragung von Jugendlichen den höch­
sten Angstwert (welche der Dinge auf der folgenden Liste machen Dir öfter 
Angst) bei der beruflichen Zukunft (56 %), aber bereits dicht gefolgt von 
Gewalt/Kriminalität (55 %). Bei den befragten Jugendlichen mit "niedriger 
Schulbildung" stand die Angst um die berufliche Zukunft stärker im Vorder­
grund (59 % gegenüber 51 % Gewalt/Kriminalität). Bei den Jugendlichen mit 
"hoher Schulbildung" lag dagegen die Angst vor Gewalt/Kriminalität (59 %) 
an der Spitze. Zu bewerten ist dies als Ausdruck einer höheren Empfindlich­
keit gegenüber Gewalt und nicht einer tatsächlich größeren Gefährdung. 

2 Methode 

Mit der Feldarbeit wurde das Meinungsforschungsinstitut EMNID beauftragt. 
Die ausformulierten Fragen wurden vom BKA vorgegeben. Die Grundge­
samtheit der Befragung bildet die in Privathaushalten lebende Gesamtbevöl­
kerung Deutschlands im Alter ab 14 Jahren. Die Befragung erfolgte per 
Hausbesuch in Form persönlich-mündlicher Interviews (face-to-face) und 
zwar kostengünstig im Rahmen der regelmäßigen Mehrthemenumfragen. 

Die Dauer der Befragung lag zu diesem Thema bei durchschnittlich 10 Mi­
nuten. Die Antworten der Befragten wurden direkt vom Interviewer in einen 
tragbaren Computer eingegeben und mit Datenfernübertragung an das EM­
NID-Institut geschickt. Damit entfiel der zeit- und kostenaufwendige Druck 
und Versand der Fragebögen und außerdem die fehleranfällige Erfassung der 
Daten. 

Damit die Befragten ein repräsentatives Abbild der Grundgesamtheit liefern, 
wurden sie in einem geschichteten, dreistufigen Zufallsauswahlverfahren 
ermittelt ("Random-Route-Auswahl"). Tatsächlich interviewt wurden im 
Zeitraum vom 28. September bis 23. November 1998 im Westen 2.023 Per­
sonen (alte Länder mit Westberlin) und im Osten 2.064 Personen (neue Län­
der mit Ostberlin), eine in Meinungsumfragen für beide geographischen Be­
reiche voll ausreichende Zahl. 
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Für alle Repräsentativbefragungen gilt aber, daß bestimmte Bevölkerungs­
gruppen wie Kinder, Obdachlose, Kranke, Anstaltsinsassen, Ausländer mit 
unzureichenden Sprachkenntnissen oder verreiste Personen nicht berücksich­
tigt werden können. An Grenzen der Aussagekraft stoßen ferner detaillierte 
Aufschlüsselungen der Daten nach einzelnen sozialen oder räumlichen Kate­
gorien. Signifikante Ergebnisse sind bei der gewählten Stichprobe z. B. nur 
für Länder mit dafür ausreichender Einwohnerzahl zu erhalten. 

3 Ergebnisse 

3.1 Wahrnehmung des Rauschgiftproblems 

Die Ergebnisse zur Beschaffbarkeit von Rauschgift, zur Beobachtung von 
Handel und Konsum in der Öffentlichkeit (siehe Tabelle 1) und zu Bekannten 
mit Rauschgifterfahrung sprechen dafür, daß sich das Drogenproblem seit 
1990 im Osten und Westen deutlich ausgeweitet hat. Sie decken sich in die­
ser Tendenz mit den Daten der PKS und anderen Befragungsergebnissen u. a. 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung. Der Osten hat beim 
Rauschgiftkonsum aufgeholt, liegt aber immer noch erheblich unter den An­
teilen im Westen. Aus PKS und Umfragen kann abgeleitet werden, daß sich 
die stark ansteigende Tendenz auf stimulierende Drogen wie Amphetamin 
nebst Derivaten und Cannabis beschränkt. 

Tabelle 1: 

Beobachtung von Rauschgiftkonsum oder -handel in der eigenen Gegend 
(Antworten in % der Befragten) 

Ost West 
1990 1994 1998 1990 1994 1998 

ja 2 6 10 8 16 22 

nem 97 94 89 92 83 75 
n* 4.999 2.034 2.064 2.027 1.994 2.023 

* n = Anzahl der befragten Personen 
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3.2 Beurteilung der Polizei 

Die Akzeptanz der Polizei hat sich vor allem im Osten verbessert. Dies gilt 
rur die Einschätzung der Bürgerfreundlichkeit (siehe Tabelle 2 a) insbesonde­
re verglichen mit der Zeit vor 1990. Bei der Beurteilung der Arbeitsqualität 
schneidet die örtliche Polizei in den neuen Ländern heute klar besser ab und 
zwar auch im Vergleich zur Volkspolizei vor der Wende (siehe Tabelle 3 a). 
Auch im Westen wird die Leistung der Polizei 1998 erheblich besser beurteilt 
als vier Jahre zuvor und etwa so gut wie 1990 (siehe Tabelle 3 b). Diese Ent­
wicklung des Meinungsbildes steht mit der von der PKS rur die letzten Jahre 
ausgewiesenen rückläufigen Tendenz der Straßenkriminalität in Einklang und 
geht auch mit den gestiegenen Aufklärungsquoten konform. Bei Bürger­
freundlichkeit und Leistungsbewertung nähert sich die Polizei im Osten der 
Beurteilung im Westen weiter an. 

Tabelle 2 a: 

" ... die meisten Polizisten sind (waren) im allgemeinen freundlich und 
verständnisvoll" (Ost) (in % der Befragten) 

I 1990 I 1991 1994 1998 
vor nach 

Wende Wende 
(1) voll und ganz 11 24 16 21 17 
(2) eher ja 30 55 54 56 62 
(3) eher nein 42 17 25 18 16 
(4) überhaupt nicht 17 3 3 4 2 
Durchschnitt (1) bis (4) 2,7 2 2,1 2 2 

n 4.999 4.999 4.600 2.034 2.064 

44 



Tabelle 2 b: 

" .... die meisten Polizisten sind im allgemeinen freundlich und verständ­
nisvoll" (West) (in % der Befragten) 

1990 1994 1998 

(1) voll und ganz 30 28 27 

(2) eher ja 53 56 52 

(3) eher nein 15 14 16 

(4) überhaupt nicht 2 2 3 

Durchschnitt (1) bis (4) 1,9 1,9 2 

n 2.027 1.994 2.023 

Tabelle 3 a: 

Alles in allem, wie gut arbeitet die örtliche Polizei nach Ihrer Ansicht bei 
der Verbrechensbekämpfung? Die Polizei macht ihre Sache (Ost) (in % 
der Befragten) 

1990 1990 1991 1994 1998 
Vor Nach 

Wende Wende 
(1) sehr gut 5 3 2 2 5 
(2) gut 26 22 15 18 34 
(3) ziemlich gut 29 28 27 30 38 
(4) nicht so gut 25 27 32 31 17 
(5) ziemlich 

8 11 15 11 3 
schlecht 

(6) sehr schlecht 5 5 8 5 0 
Durchschnitt 

3,2 3,4 3,6 3,5 2,8 
(l) bis (6) 

n 4.999 4.999 4.600 2.034 2.064 
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Tabelle 3 b: 

Die Polizei macht ihre Sache (West) (in % der Befr agten) 

1990 1994 1998 
(1) sehr gut 7 5 10 
(2) gut 42 35 42 

30 39 28 
12 15 13 
2 4 3 

1 1 
2,6 2,8 2,6 

n 2.027 1.994 2.023 

3.3 Einschätzung des eigenen Opferrisikos 

Mit der gestiegenen Beliebtheit der Polizei geht ein 
stärker in den neuen Ländern seit 1994 stark gewac 
Sicherheit der eigenen Gegend einher. Die Risiken 
(siehe Tabelle 4) und Überfall werden für die nächst 
geringer eingeschätzt als vier Jahre zuvor. Zumind 
bruch deckt sich dies mit einer in den letzten Jahren s 
der von der Polizei registrierten Fälle, die sich 199 

in den alten und noch 
hsenes Vertrauen in die 
von Wohnungseinbruch 
en 12 Monate erheblich 
est beim W ohnungsein-
tark sinkenden Tendenz 

8 erstmals auch bei den 
Raubdelikten zeigt. 

Tabelle 4: 

Geschätzte Wahrscheinlichkeit, daß innerhalb de r nächsten 12 Monate 
in die eigene Wohnung eingebrochen wird (in % der Befragten) 

Ost Ost Ost West West West 
1990 1994 1998 1990 1994 1998 

sehr wahrscheinlich 2 8 3 1 6 3 
wahrscheinlich 27 28 23 14 21 20 
weniger wahrscheinlich 43 47 54 46 53 56 
unwahrscheinlich 28 16 20 39 20 20 
n 4.974 2.034 2.064 2.008 1.994 2.023 
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3.4 Sicherheitsgefühl 

Das Ausgangsniveau von 199 
stand von 1994 auch bezügli 

o wurde beim Sicherheitsgefühl nach dem Tief­
ch der Situation "nachts draußen allein in der 
icht (siehe Tabelle 5). Bei der Kriminalitäts­
en keine großen Unterschiede erkennbar (siehe 

eigenen Gegend" wieder erre 
angst sind in den Altersgrupp 
Tabelle 6). Frauen zeigen sich aber deutlich ängstlicher als Männer und dies 

nsbesondere bei den ab 60-Jährigen. Offenbar 
arer und wehrloser. Es ist aber auch denkbar, 
en als dies die Männer tun. 

in allen Altersgruppen und i 
rühlen sich Frauen verwundb 
daß sie ihre Ängste eher zugeb 

Tabelle S· 

Sicherheitsgefühl nachts, dra ußen, allein in der eigenen Gegend (in % 
der Befragten) 

Ost Ost Ost West West 
1990 1994 1998 1990 1994 

sehr sicher 12 4 10 13 10 

ziemlich sicher 55 40 51 64 58 

ziemlich unsicher 25 37 29 19 24 

sehr unsicher 8 19 10 4 6 
n 4.980 2.034 2.064 2.021 1.994 

Tabelle 6: 

Sicherheitsgefühl wie Tabelle 5, aber nach Alter und Geschlecht 

draußen, allein in der Gegend" 1998: "nachts, 
Es antworteten mit "sehr" oder "ziemlich unsicher": 

Alter (in %) Männer Frauen 
von 14 bis 20 18,2 

von 21 bis 29 23,3 

von 30 bis 39 22,2 
von 40 bis 49 17,1 
von 50 bis 59 18,9 
ab 60 22,5 

West 
1998 

16 
54 

22 

6 
2.023 

38,5 

39,6 

39,1 
33,0 
36,2 
45,4 
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Da sich nur eine Minderheit von 17,5 % in der eigenen Gegend "sehr sicher" 
fühlt, wurden die übrigen nach den Gründen für ihre Versicherung oder sogar 
Angst befragt. Als besonders gravierende Einflußfaktoren für Kriminalitäts­
angst (siehe Grafik 7 a für den Westen, das Ergebnis im Osten ist ähnlich mit 
allerdings geringerer Bedeutung von Rauschgift in der Öffentlichkeit) stellen 
sich Überfälle oder Einbrüche in der eigenen Gegend heraus, die jeden zwei­
ten Befragten beunruhigen oder sogar in Angst versetzen. Es folgen schlechte 
Beleuchtung/dunkle Ecken, Rauschgiftkonsum oder -handel in der Öffent­
lichkeit und Schlägereien auf der Straße, die für etwa jeden Dritten oder 
Vierten Grund für Beunruhigung oder Angst geben. Aber auch Vandalismus, 
"herumlungernde" Personen oder Anpöbeleien in der eigenen Gegend beun­
ruhigen oder verängstigen etwa jeden fünften Befragten und zwar weibliche 
häufiger als männliche. Vor allem als Belästigung werden Schmutz/ Müll, 
Betrunkenel"Penner" oder aufdringliche Bettler in der eigenen Gegend emp­
funden. 

Grafik 7 a: 

Gründe dafür, daß sich Personen in ihrer Gegend nicht sehr sicher füh­
len (in % der Befragten West insgesamt) 
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3.5 Präferenzen hinsichtlich Fuß streifen 

Trotz gestiegenem Sicherheitsgefühl wird auch 1998 von einem nicht gerin­
gen Teil der Befragten durch verstärkte polizeiliche Fußstreifen eine verbes­
serte Sicherheitslage in ihrer Wohngegend erhofft. Beim Einsatz privater 
Streifen in der eigenen Gegend würden sich dagegen mehr Befragte verunsi­
chert als in ihrer Sicherheit gestärkt fühlen. Vier von fünf Befragten im Osten 
und zwei Drittel im Westen wünschen Fußstreifen der Polizei in ihrer Ge­
gend. Etwa jeder achte Befragte würde private Wachdienste vorziehen, wäh­
rend nur wenige Streifen durch Nachbarn das größere Vertrauen schenken 
würden. Mehr Menschen im Westen als im Dsten möchten lieber ganz auf 
Streifen in ihrer Gegend verzichten, weil sie sich sicher genug fühlen (siehe 
Tabelle 8). 

Tabelle 8: 

Präferenz für Fuß streifen in der eigenen Gegend (in % der Befragten) 

Ost Ost West West 
1994 1998 1994 1998 

(1 ) Polizisten 76 80 69 65 

(2) private Wachleute 13 12 12 13 

(3) Nachbarn 2 2 4 5 

(4) überhaupt keine Fußstreifen 8 4 15 13 
n 2.034 2.064 1.994 2.023 

3.6 Schwereeinschätzung von Straftaten 

Zur Schwereeinschätzung von Straftaten liegen für die alten Länder Ver­
gleichsdaten aus 1984 vor. Innerhalb von fünfzehn Jahren haben sich die 
Bewertungen nur wenig geändert. Geringfügig strenger beurteilt werden 
Alkohol am Steuer, Beamtenbestechung, Vandalismus, Steuerhinterziehung, 
Ladendiebstahl, Wohnungseinbruch, Kindesrnißhandlung sowie Großbetrü­
gereien und Wirtschaftskriminalität. Nur Umweltdelikte werden 1998 etwas 
milder beurteilt als 1984. Als am gravierendsten werden erwartungsgemäß 
Mord und Totschlag sowie als fast ebenso schwerwiegend Vergewaltigung 
und Kindesrnißhandlung eingestuft. Danach folgen Überfalle und Woh­
nungseinbrüche, die überwiegend noch als besonders schlimm bewertet wer-
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Angriffen gegen Ausländer oder Aussiedler (Angriffe gegen beide den, vor 
Opfergru 
gereien u 
Steuer. D 
Steuerhin 
Durchsch 
Ost und 
schiedene 
belle 9), w 

ppen werden als etwa gleich schwerwiegend eingestuft), Großbetrü-
nd Wirtschaftskriminalität, Umweltdelikten sowie Alkohol am 

anach erst kommen die Beamtenbestechung und am Ende der Skala 
terziehung und Ladendiebstahl. Aber auch diese Delikte werden im 
nitt noch als "ziemlich schlimm" eingestuft. Im Vergleich zwischen 
West stimmen alle diese Bewertungen, auch die überwiegend ent-

Ablehnung fremdenfeindlicher Angriffe auf Ausländer (siehe Ta-
eitgehend übereino 

Tabelle 9: 

Fremden feindliche Angriffe auf Ausländer (in % der Befragten) 

ders schlimm (1) beson 

(2) zieml 

(3) wenig 

ich schlimm 

er schlimm 
aupt nicht schlimm 4) überh 

Durchsch nitt (1) bis (4) 

n 

Tabelle 10: 

West Ost 
1998 1998 

55,0 

37,1 

5,6 
0,7 

1,5 

2.023 

Fremden feindliche Angriffe auf Ausländer (in % der Befragten) 

West Ost 

51,0 

44,3 

3,1 
0,9 

1,5 

2.064 

unter 21 1. ab 60 1. unter 21 1. ab 60 1. 
s/ziemlich 

oberhaupt 
imm 

be sonder 
schlimm 
weniger/tl 
nicht schI 

50 

91,1 

8,3 

94,7 86,0 98,4 

4,1 12,9 1,3 



Tabelle 11: 

Ladendiebstahl (in % der Befragten) 

weiblich 
weni 

unter 35 Jahre 26,0 
ab 35 Jahre 17,5 

Tabelle 12: 

Rauschgifthandel (in % der Befragten) 

weiblich 
weni 

unter 35 Jahre 7,4 
ab 35 Jahre 2,0 1,6 

Durchweg beurteilen ältere Menschen die unterschiedlichen Straftaten, selbst 
Steuerhinterziehung und Umweltdelikte, strenger als die jüngeren, insbeson­
dere männlichen Befragten. Besonders auffallend ist dieser Unterschied bei 
Rauschgiftdelikten (siehe Tabelle 12) und Ladendiebstahl (siehe Tabelle 11). 
Aber auch bei fremdenfeindlichen Angriffen gegen Ausländer (siehe Tabelle 
10) zeigt sich besonders im Osten im Vergleich zu den ab 60-Jährigen bei 
einem deutlich größeren Teil der jungen Menschen unter 21 eine verharmlo­
sende Bewertung. 

3.7 Zusammenfassung 

Insgesamt läßt sich eine beträchtliche Stimmungsaufuellung der Bevölkerung 
hinsichtlich der eingeschätzten Sicherheitslage erkennen. Ferner sind im 
Meinungsbild zu Sicherheitsfragen deutliche Angleichungstendenzen zwi­
schen Ost und West erkennbar. 
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Ein Konzept zur Verbesserung des professionellen Umgangs 
mit Opfern und Zeugen bei der Polizei 

Michael C. Baurmann 

Im Fachbereich KI 13 des Kriminalistischen Instituts (KI) des Bundeskrimi­
nalamtes (BKA) wurde das nachfolgend beschriebene Konzept zur Verbesse­
rung beim Umgang mit Opfern und Zeugen bei der Polizei erarbeitet. Mit 
diesem Konzept wurden die Ergebnisse aus einer umfangreichen, empiri­
schen Opferbefragung1 und aus einer Tagung im Bundeskriminalamt2 in die 
Polizeipraxis umgesetzt. Dieses Konzept wurde speziell für das Polizeipräsi­
dium Darmstadt entwickelt und es wird seit 1998 von der dortigen Dienst­
stelle verwirkliche. Das Projekt konnte nur deshalb so erfolgversprechend 
anlaufen, weil es durch den Leiter der Behörde, Herrn Polizeipräsidenten 
Kilb, vorbehaltlos unterstützt und gefördert wurde. 

Das Polizeipräsidium Darmstadt, das Institut für Psychologie der Techni­
schen Universität Darmstadt (Begleitforschung durch den Lehrstuhl Prof. 
Voß) und das Kriminalistische Institut des BKA planen für das nächste Jahr 
die Veröffentlichung der Ergebnisse aus diesem Umsetzungsprojekt. 

Im folgenden wird das Konzeptpapier des Bundeskriminalamtes, durch wel­
ches das Darmstädter Umsetzungsprojekt initiiert wurde, veröffentlicht. 

1 Ziele des Umsetzungsprojekts 

1.1 Inhaltliche Ziele4 

• Wer ist die Zielgruppe innerhalb der Polizeidienststelle? 

1 Michael C. Baurrnann und Wolfram Schädler: Das Opfer nach der Straftat - seine Erwartun­
gen und Perspektiven. (BKA - Forschungsreihe Band 22) Wiesbaden 1999. 

2 Bundeskriminalamt (Hg.): Das Opfer und die Kriminalitätsbekämpfung. BKA-Arbeltstagung 
1995. (BKA - Forschungsreihe Band 36) Wiesbaden 1996. 

3 Seitens des Krlmmahstischen Instituts des Bundeskriminalamtes findet durch Dr. Michael 
Baurmann und Manfred Lohrmann eme beratende Unterstützung flir das Polizeipräsidium 
Darrnstadt statt. 

4 Kursiv gedruckt sind die Hauptziele. Die Nebenziele sind mögliche "Abfallprodukte" 
(Norrnaldruck). Diese werden nicht explizit angestrebt. 
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Allgemeines Ziel ist hier die möglichst enge und konkrete Beschrei­
bung der Zielgruppe. 

• Wer sind die Opfer und Zeugen, mit denen man bei der Polizeidienst­
stelle professionell umgehen möchte? 

Möglichst gen aue Beschreibung der Zielgruppen von Opfern und 
Zeugen sowie ihrer Motive, zur Polizei zu kommen, damit jeweils un­
terschiedliche, angemessene Vorgehensweisen entwickelt werden kön­
nen, beispielsweise: 

Beschreibung der zahlenmäßig bedeutungsvollen Gruppen der 
Kriminalitätsopfer, 

Beschreibung der qualitativ bedeutungsvollen Gruppen der Krimi­
nalitätsopfer, 

Beschreibung von Routinefällen (z. B. Versicherungsfälle), 

Beschreibung von Problemgruppen der Kriminalitätsopfer, 

unterschiedliche Situationen und Vorgehensweisen pro Dienst­
stelle, in der Stadt und im ländlichen Bereich. 

• Opferschutz in Wechselwirkung zur Balance zwischen Opfer und 
Täter als rechts staatliche Aufgabe. 

Dies soll lediglich als Information an die Polizeibeamten in der 
Dienststelle vermittelt werden (keine originäre Aufgabe der Polizei). 

• Optimierung des Opferschutzes im Ermittlungsverfahren, Optimierung 
des Schutzes von Zeugen (s. auch Opferschutzgesetz): 

54 

dazu Schwachstellenanalyse am eigenen Arbeitsplatz in der Po li­
zeidienststelle, 

Verbesserungsvorschläge für Arbeitsplätze in der Polizeidienst­
stelle entwickeln, 

Verhaltensänderung im Sinne einer Optimierung und Professiona­
lisierung. 



• Professionalisierung der polizeilichen (kriminalistischen) Arbeit, 
Optimierung des Personalbeweises, Stabilisierung von Zeugenaussa­
gen. 

Dies soll als Information an die Beamten in der Polizeidienst­
stelle vermittelt werden. 

• Opfer/Zeugen als Partner für ein gemeinsames Ziel erkennen und 
behandeln (" kundenorientiertes " Verhalten), entwickeln von profes­
sionellem Serviceverhalten, professionellem Informationsverhalten 
und Bürgernähe: 

dazu Schwachstellenanalyse am eigenen Arbeitsplatz in der Po li­
zeidienststelle, 

Beispiele: 

Parkmöglichkeiten, Empfangsbereich, Telefonzentrale, Notruf, 
Warteraum, Getränke, Zeitschriften für Wartesituation, kurze 
und relativ berechenbare Wartezeiten, Erläuterungen zu den Ab­
läufen, mit denen die Opfer und Zeugen im pp rechnen müssen, 
generelles Informationsverhalten, Erklären des eigenen Verhal­
tens, Empathie für die Situation des Opfers, professionelle Wei­
terverweisung an helfende Einrichtungen, u. U. Begleitung zur 
helfenden Einrichtung, Dank an Zeugen für Kooperation, stan­
dardisierte Rückmeldung durch Opfer und Zeugen über kleinen 
Rückmeldebogen (vergl. Hotels und Arztpraxis), kleine Hilfen 
(wie Regenschirm (vergl. KPVP- bzw. ProPK-Schirm bzw. 
analoge Werbemittel des KPK), Papiertaschentücher usw., 
eventuell beschafft über Sponsoring durch die Geschäftswelt). 

auf der Basis von Schwachstellenanalyse: Verbesserungsvor­
schläge for Arbeitsplätze in der Polizeidienststelle entwickeln, 

Strukturveränderungen, organisatorische Veränderungen und 
Verhaltensänderung im Sinne von Optimierung und Professio­
nalisierung. 
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• Höchstens indirekt und als Begleiteffekt:5 

Die Zugangs schwelle zur Polizei wird erniedrigt. Dadurch kann es 
u. U. zur Aufhellung des Dunkelfelds kommen. 

• Vernetzung: Kooperation mit anderen Stellen, die sich im Dienstbe­
zirk der Polizeidienststelle um Opfer und Zeugen kümmern (Bera­
tungsstellen zum Schutz und/oder zur Nachsorge von Opfern und Zeu­
gen): 

feststellen der potentiellen Hilfseinrichtungen im Bereich der 
Polizeidienststelle, 

feststellen von Zugänglichkeit und der Ansprechpartner/innen 
dort, 

herstellen von persönlichen Kontakten, 

abklären, ob eine Kooperation inhaltlich möglich und sinnvoll 
ist, 

Einbindung ins Projekt (= Erprobung und Lernen der Koopera­
tion schon ab Projektbeginn), gemeinsame Fortbildung im Rah­
men des Projekts, Schaffen von Rollenklarheit bezüglich der un­
terschiedlichen Arbeitsfelder, Arbeitsteilung und Synergie-Effekt 
während und nach Abschluß des Projekts; Erprobung der Ko­
operation bezüglich Opfer und Zeugen, 

eine professionelle Opfernachbetreuung gewährleisten (s. auch 
Opferentschädigungsgesetz), 

Entlastung der Polizei in ihrer helfenden Funktion durch helfen­
de Stellen am Dienstort, 

bezüglich Opfer und Zeugen: deutliche Selbstbeschränkung der 
Polizei am Dienstort auf originär polizeiliche Aufgaben, 

Vereinbarung mit den helfenden Einrichtungen, daß diese bei 
Opfern und Zeugen keine polizeiähnlichen oder polizeinahen 

5 "Indirekt" und "BegleIteffekt" deshalb, weil es sich um ein sehr hohes Ziel handelt, das mit 
einem Umsetzungsprojekt mit der vorliegenden Zielausrichtung nicht so emfach "nebenher" 
erledigt werden kann. 
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Aufgaben wahrnehmen (auch das gehört zur Rollenklarheit und 
zum Opferschutz), 

Vereinbarungen zum regelmäßigen Informationsaustausch 
(Rückmeldung) über gemeinsam bearbeitete Fälle unter Beach­
tung des Datenschutzes, 

erstellen eines dv-gestützten und immer wieder aktualisierten 
Verzeichnisses der opferunterstützenden Stellen, ihrer Zugäng­
lichkeit und ihrer Zuständigkeiten für Opfer und Zeugen im Be­
reich der Polizeidienststelle, 

erstellen eines Faltblatts mit opferunterstützenden Stellen und 
Zeugen. 

Ziele, die sowohl an Polizeibeamte als auch an Opfer und Zeugen adressiert 
sind: 

• Weitere Verbesserung des Bildes der Polizei des Dienstortes in der 
Öffentlichkeit (u. a. durch Öffentlichkeitsarbeit und durch die Leitung 
der Polizeidienststelle): 

Information an die Beamten, daß das Image der Polizei in der 
Öffentlichkeit bereits relativ gut ist (Ermunterung zum selbstbe­
wußten Auftreten), 

Überzeugung der Fachöffentlichkeit und der Fachkräfte in den 
anderen Institutionen im Zuständigkeitsbereich der Polizei­
dienststeIle durch professionelle Vernetzungsarbeit (s. oben), 

Professionalisierung des Serviceverhaltens gegenüber Opfer und 
Zeugen sowie praktizierte Bürgernähe (s. oben), 

erstellen eines Konzepts für die entsprechende Öffentlichkeitsar­
beit (Inhalt: Vertrauen in die polizeiliche Professionalität beim 
Umgang mit Opfern und Zeugen verstärken), 

glaubwürdige Darstellung des Projekts in der lokalen Medien­
öffentlichkeit. 
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• Steigerung der Arbeitsplatzzufriedenheit bei den Mitarbeitern der 
Polizeidienststelle: 

durch das Selbstbewußtsein, professionell zu handeln, 

durch Sicherheit im professionellen Handeln, 

durch die Anerkennung von Fachwelt am Dienstort, 

durch die Anerkennung von Opfern und Zeugen (Rückmeldung), 

durch positive Medienreaktion in Lokalpresse. 

• Durch positive Reaktion in der Öffentlichkeit trauen die Bürger/innen 
am Dienstort der Polizei wieder mehr an Professionalität zu, sie ko­
operieren stärker mit der Polizei und fühlen sich innerhalb des 
Dienstbezirks wieder sicherer. 

• Durch Wertschätzung der Polizei am Dienstort (Professionalität) und 
durch bessere Kooperation mit den Bürgern kann es zu kriminalprä­
ventiven Effekten kommen. 

1.2 Ziele bezüglich der Arbeitsmethoden im Projekt 

• Ziele, Botschaften und Arbeitsweisen müssen - intern und extern -
jederzeit glaubwürdig sein. 

• Deshalb: Das Konzept des Projekts wird jederzeit offen dargestellt. 
Alle Kollegen/innen innerhalb der Polizeidienststelle und auch Exter­
ne können jederzeit über die Arbeitsweisen und die Ziele des Projekts 
informiert werden. 

• Alle Analysen, Ideen und Vorschläge beziehen sich immer ausdrück­
lich auf den Dienstbezirk der Polizeidienststelle und auf die Polizei­
dienststelle selbst. 

• Deshalb können Analysen und Verbesserungsvorschläge nur von den 
Polizeibeamten vor Ort gemacht werden (Hereinholen des Praxiswis­
sens). 

• Die Polizeibeamten der Dienststelle arbeiten im Projekt selbstständig 
und auf der Basis ihrer konkreten praktischen Erfahrungen. Externe 
können lediglich mit verallgemeinerbaren Informationen, methodi-
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sehen Anleitungen und Moderationen unterstützen. Die eigentliche 
Projektarbeit leisten jedoch die Beamten/innen der Polizeidienststelle. 

• Die Arbeitsbasis wird ständig erweitert durch ein Ausbreiten der Ideen 
und Ziele im Sinne eines "Schneeballeffekts" innerhalb der Polizei­
dienststelle ( ... einer wirft einen Schneeball, eine zweite Person betei­
ligt sich, ganz viele treten ein in die Schneeballschlacht ... ). Dieser Ef­
fekt soll schon zu Beginn des Projekts initiiert werden. 

• Es gibt im Projekt kleine thematische Arbeitsgruppen, die arbeitsteilig 
vorgehen und die durch eine Stelle in der Polizeidienststelle koordi­
niert werden. 

• Bei der Projektarbeit werden Hierarchieebenen, Sparten und 
Dienstorte in den Teams vermischt. 

• Synergieeffekte durch gemeinsames Lernen und Kooperation mit 
externen Professionellen der helfenden Einrichtungen (damit: einer­
seits Hereinholen von Wissen und andererseits Delegation von helfen­
den Aufgaben). 

• Durch eigenständiges Arbeiten der Polizeibeamten mit dem Thema 
kommt es zu einer relativ starken Identifikation mit dem Thema, dem 
Projekt und den Zielen. 

• Der Prozeßcharakter beim Projekt ist besonders wichtig: Der Weg ist 
wichtiger als das Ziel. Die Beamten lernen während der Projektarbeit 
hinzu und gestalten das Proj ekt im weiteren Verlauf für ihre örtlichen 
Bedürfnisse um. Es handelt sich um eine Form der dezentralen Fort­
bildung (wie sie beispielsweise gerade bei der hessischen und bei ba­
den-württembergischen Polizei entwickelt wird). 

• Angestrebt wird weiterhin: Auch nach Abschluß des konkreten Pro­
jekts soll mittelfristig ein ständiger Lern- und Optimierungsprozeß 
weiter laufen. Dieser weiterführende Prozeß wird geplant (Beispiele: 
über den "Europäischen Tag des Opfers", über halbjährliche Treffen 
der helfenden Einrichtungen, ... ). 
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1.3 Ablauf und konkrete Vorgehensweisen bei der inhaltlichen Arbeit 

Transparentes Darstellen der Ziele und der Philosophie des Projekts für die 
beteiligten Polizeibeamten. 

Gemeinsames Erarbeiten und Beschreiben (durch das Projektteam) der mate­
riellen Kosten, des ArbeitsaufWands und der psychischen Anstrengungen für 
die Polizei dienststelle und für die Polizeibeamten im Vergleich zum materi­
ellen Nutzen, zur Arbeitserleichterung, zur Steigerung der Arbeitsqualität 
und zum individuellen psychischen Gewinn. 

1.3.1 (als Einstieg:) Vermittlung von Basiswissen (z. B. durch populär­
wissenschaftlichen Fachvortrag) 

1.3.2 Erste Bestandsaufnahme 

Brainstorming zur Opfer- und Zeugensituation in der Polizeidienststelle: Wie 
begegnen wir den Opfern und Zeugen? Wie geht es den Opfern und Zeugen 
bei uns? (Erlernen der Fähigkeit, die psychische Situation von Opfern und 
Zeugen verstehen zu können, Hineinversetzen in deren Situation als Vorbe­
dingung zu einem professionellen Kontakt = Empathie), Was sind die Pro­
bleme in der Polizeidienststelle bezüglich des Umgangs mit Opfern und Zeu­
gen? Was sind die diesbezüglichen Mängel in der Polizeidienststelle? Was 
sind die Probleme an meinem Arbeitsplatz? (Hier ist eine gute Moderation 
durch einen Insider der Polizeidienststelle wichtig.) 

Anschließend: methodischer Feinschliff für das endgültige Problemerhe­
bungsraster für die Polizeidienststelle durch externe Beratung (z. B. durch 
Sozialwissenschaftier bzw. Viktimologen). 

1.3.3 Systematische Problemanalyse 

Die Bestandsaufnahme soll Basis für ein endgültiges Erhebungsraster für die 
Polizeidienststelle sein. 
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1.3.4 Befragung von Opfern und Zeugen vor Projektbeginn und nach 
Projektende 

Ein solches Evaluierungsprojekt (zur Kontrolle der Projektwirkung) muß 
sorgfältig vorbereitet werden. 

Eine derartige Evaluierung ist einerseits sehr aufwendig und deshalb wohl 
nur mit externer Unterstützung (beispielsweise Polizeischule, FHS oder Uni­
versität) durchführbar; andererseits: Eine solche Befragung erhöht die Moti­
vation und die Empathie der beteiligten Polizeibeamten). 

1.3.5 Verdeutlichen der Opfer- bzw. Zeugensituationen und die Befind­
lichkeiten der Opferzeugen an die Polizeibeamten 

Die Lage und die Befindlichkeit von Opfern und Zeugen a) während des 
Delikts, b) während der Anzeige bei der Polizei und c) in ihrer Verarbei­
tungsphase können I) auf Grund von allgemeinen Opferbefragungen, 2) aus 
der Begleitforschung und 3) aus gezielten Opferbefragungen (Befragung von 
Opferzeugen, die vor Kurzem an der betreffenden Dienststelle angezeigt 
haben - s. u.) erhoben werden und den Polizeibeamten der Dienststelle vor­
getragen werden. 

Beispiel: 

Für das vorliegende Umsetzungsprojekt beim pp Darmstadt haben die Mitar­
beiter des Kriminalistischen Instituts des BKA ein so genanntes "Fish-bowl­
Gespräch" mit Opferzeugen vorgeschlagen, welches an der Dienststelle dann 
zweimal durchgeführt wurde. Bei dem Fish-bowl-Gespräch ging es darum, 
daß vier Opfer aus verschiedenen Deliktsbereichen vor der Dienstversamm­
lung des Polizeipräsidiums in einer Gesprächsrunde zu ihrem Erlebnis und 
der Behandlung bei der Polizei befragt wurden. Das Gespräch wurde durch 
einen Polizeipsychologen moderiert. Die zuhörenden Beamten der Dienst­
stelle konnten dem Gespräch lediglich zuhören, die betroffenen Opfer wur­
den keiner öffentlichen Diskussion ausgesetzt (= Schutz der Opfer). Man 
konnte die Opfer also beobachten, so wie man einem Fisch im Glas zuschau­
en kann. Zwischen Beobachter und Subjekt ist jedoch eine schützende Glas­
wand. 

Für die anwesenden Polizeibeamten ergab sich dadurch die Möglichkeit, die 
Opfer- bzw. Zeugenbefindlichkeiten aus erster Hand zu erfahren. Die Veran-
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staltung kam bei den anwesenden Polizeibeamten sehr gut an, einige rea­
gierten sehr betroffen. 

1.3.6 Erarbeiten eines Maßnahmenkatalogs durch die Polizeibeamten 
für ihren eigenen Arbeitsplatz (bezüglich Wissen, Verhalten, 
Räume, Einrichtung, Organisationsstruktur, Architektur, Kom­
munikation usw.). 

1.3.7 Einplanen von Feedback-Schleifen (Rückmeldungen und ständige 
Optimierungen während des Projektverlaufs). 

1.3.8 Erfolgskontrolle (Kosten, Nutzen) durch Einschätzung oder durch 
systematisierte Beobachtung (z. B. Befragung von Opfern und 
Zeugen, s. oben, 1.3.4). 

1.3.9 Dokumentation der Lern-, Veränderungs- und Arbeitsprozesse 
während der Projektdurchführung. 

2 Konkrete Ablaufplanung für vier Projektsitzungen und parallel 
laufende Arbeitsgruppen 

2.1 Vorarbeiten 

Vorüberlegungen für einen eingängigen Projekttitel oder einen Namen (dies 
ist wichtig), ein knappes, erklärendes, gut verständliches Papier (wichtig), 
einen Slogan (hilfreich) und ein Logo (eventuell) für das Projekt. Diese kön­
nen während der internen Arbeitsphase noch einmal modifiziert werden. 
Sobald externe Arbeitskontakte und Öffentlichkeitsarbeit einsetzen, sollten 
sie aber nicht mehr geändert werden. 

Die Projektleitung spricht im Vorfeld des Projekts in der Polizeidienststelle 
Kollegen/innen an, die zur Aktivität bereit sind, einen guten Status in der 
Kollegenschaft haben (z. B. Meinungsführer) und am Thema interessiert 
sind. Diese sollen jeweils eine Arbeitsgruppe mit drei bis zehn Mitgliedern 
leiten oder moderieren, welche während der Laufzeit des Projekts zu be-
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stimmten Themen arbeitsteilig Ergebnisse liefern. Diese Vorgehensweise soll 
garantieren, daß möglichst viele Kollegen/innen der Polizeidienststelle direkt 
oder indirekt im Projekt engagiert sind. Damit wird ein optimaler Multiplika­
tionseffekt erreicht. 

Die runf Arbeitsgruppen könnten sein: 

AG la - "AG Projektkoordination" 

Diese AG koordiniert die verschiedenen AGen untereinander und kümmert 
sich um den Projektablauf. 

AG lb - "AG Protokoll" 

Durch diese AG wird der Abschlußbericht gefertigt. 

AG 1 a und AG 1 b können eventuell zu einer AG zusammengefaßt werden. 

AG 2 - "AG Ständiger Prozeß" 

Diese AG entwickelt Vorschläge, wie das Thema (Opfer und Zeugen), das 
Projekt selbst und die Ergebnisse des Projekts innerhalb der gesamten 
Dienststelle und im "lokalen Netz der helfenden Stellen" ständig "am Ko­
chen" gehalten werden können. Solche Vorschläge sollen auch über die ei­
gentliche Projektzeit hinaus mittelfristig weiterwirken (s. oben). 

AG 3 - "AG Professionalisierung" 

Diese AG sammelt die Problembeschreibungen sowie die Vorschläge zur 
Optimierung und Professionalisierung beim Umgang mit Opfer und Zeugen 
(darunter fällt auch die Abfrage von Opfererfahrungen, beispielsweise das 
Fish-bowl-Gespräch) und macht zusätzliche Vorschläge. Sie ist inhaltlich die 
wichtigste AG. 

AG 4 - "A G Interdisziplinäre Kooperation" oder" A G Vernetzung" 

Diese AG erstellt eine Datei und Broschüren über die helfenden Einrichtun­
gen rur Opfer und Zeugen im Dienstbezirk der Polizei dienststelle (Beispiele: 
Polizeiliche Vorbeugung, Kommunaler Präventionsrat, therapeutische Bera­
tungsstellen, feministische Gruppen, Jugendamt, Kinderschutzstelle, Pro 
Familia, Beratungsstellen für ausländische Mitbürger, Weißer Ring, profes­
sionelle Opferhilfe-Einrichtung (falls vorhanden), Versorgungsamt, Schieds-
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mann, Dolmetscher, Schlüsseldienst, Bürgerhilfen, Selbsthilfegruppen, 
psychiatrische Therapie, ... ). Die AG nimmt Kontakt zu diesen Stellen auf, 
erklärt den Zweck des Projekts, ermittelt die Erreichbarkeiten, Ansprechpart­
ner, versucht eine Kooperation sicherzustellen und entscheidet, welche Stel­
len für Kriminalitätsopfer und Zeugen hilfreich sind. Die AG richtet eine 
entsprechende Datei ein, die - redaktionell aufgearbeitet - als Broschüre ge­
druckt und Kollegen/innen sowie Opfern und Zeugen an die Hand gegeben 
werden kann. Eventuell: Möglichkeit zur OnIine-Abfrage schaffen. 

AG 5 - "AG Veränderungen und Kontrolluntersuchung" 

Diese AG beobachtet und beschreibt die Veränderungen im Verlauf des Pro­
jekts und unterstützt gegebenenfalls die Kontrolluntersuchung (vorher/ nach­
her), die durch Externe durchgeführt werden könnte. 

Die AG schreibt am Ende einen Bericht über die Zielerreichung. 

Vorarbeit durch "AG Vernetzung / Interdisziplinäre Kooperation" (AG 4): 
Potentiell kooperierende helfende Stellen im Dienstbezirk der PoIizeidienst­
stelle müssen erfaßt und Kontakt aufgenommen werden (s. oben). Ziel: Ver­
netzung und partiell gemeinsame Projektarbeit. 

Im Rahmen des eigentlichen Projekts sind darüber hinaus, also parallel zur 
AG-Arbeit, innerhalb der Polizei dienststelle etwa vier Arbeitssitzungen 
(Zeitdauer, Gruppengrößen und Durchführungsverantwortliche müssen je­
weils festgelegt werden) geplant. 

2.2 Erste Sitzung 

Inhalte: 

• AG la: Philosophie und Konzept des Projekts und Gesamtablauf 
(auch der vier Sitzungen) werden dargestellt (Transparenz). 

• Anleitung durch AG la: Kosten und Nutzen werden gemeinsam erar­
beitet. Die Ergebnisse werden festgehalten. 
(ca. 30 Min.) 

• Populärwissenschaftlicher Vortrag: Basisinformationen zum Thema 
"Professionalisierung des Umgangs mit Kriminalitätsopfern und Zeu-
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gen" (samt Lehrfilm und Druckmaterialien); Umsetzungen und An­
wendungen werden erklärt. 
(ca. 45 Min.) 

• Alle AG-Leiter: Schneeballeffekt: Kollegenlinnen möchten in den 
Arbeitsgruppen mitarbeiten, weil sie von den AG-Leitern für das 
Thema geworben oder begeistert werden. 

• AG 3: Brainstorming zum eigentlichen Thema: Problemsammlung 
bezogen auf die Polizeidienststelle und Sammlung der ersten Verbes­
serungsvorschläge. Daraus entsteht später in der AG 3 das Analysera­
ster, welches in der 2. Sitzung noch einmal ins Plenum eingebracht 
wird, ehe es zur Anwendung kommt. 
(ca. 45 Min.) 

2.3 Zweite Sitzung 

Inhalte: 

• AG 3: Darstellen der Ergebnisse aus 2.2 (Problemanalyse und Verbes­
serungsvorschläge ). 
(ca. 30 Min.) 

• AG 3: Vorstellen des mittlerweile überarbeiteten Erhebungsrasters 
(Problemanalyse und Verbesserungsvorschläge ). 
(ca. 45 Min.) 

Führt dann zwischen der 2. und 3. Sitzung zu jeweiliger Analyse des eigenen 
Arbeitsplatzes (als Vorbereitung für 3. Sitzung) und könnte mit Vorher­
Untersuchung (s. oben, 1.3.4) verbunden sein. 

2.4 Dritte Sitzung 

Inhalte: 

• AG 3: Welche Veränderungen werden bereits wahrgenommen? 

• AG 5: Endgültige Darstellung der Erkenntnisse aus der Problemanaly­
se und der Verbesserungsvorschläge. 
(ca. 60 Min.) 
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• AG 2: Ideen für Verbesserungsprozesse und für die relative Dauer­
haftigkeit des Projekts. 
(ca. 30 Min.) 

• AG 4: Vorschläge für Kooperationen mit externen Stellen (ebenfalls 
prozeßhaft und dauerhaft angelegt). 
(ca. 30 Min.) 

Zwischenphase zwischen 3. und 4. Sitzung: 

Umsetzung der Ideen - Arbeitsaufträge an Arbeitsgruppen 

In der Zwischenzeit ständige Arbeitsgruppen? 

In Kontakt mit einer zentralen Beratungs- und Anlaufstelle? 

(eventuell am Ende dieser Zwischenphase: Nachher-Untersuchung, s. oben 
1.3.4) 

2.5 Vierte Sitzung 

Inhalte: 

• Ziel: Abschlußbesprechung 

(siehe - einschränkend - Lehrsatz aus der psychologischen Forschung: 
Jede, egal welche Veränderung führt zur subjektiv so wahrgenomme­
nen Verbesserung am Arbeitsplatz; siehe auch: Jede Veränderung löst 
Widerstände aus.) 

• Was hat sich verändert (positiv, negativ)? 

• Wie ging es dem einzelnen Mitarbeiter damit? 

• Wie kann das Projekt mit neuen, weiteren Ideen am Leben erhalten 
werden? 

• Vereinbarungen über weitere Nachher-Untersuchungen (nicht zu viel 
vornehmen, "jede(r) maximal nur ein Ziel bzw. Vorsatz"). 
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2.6 abschließender Bericht durch Koordinationsteam 

Dieser wird erstellt durch AG 1 in Kooperation mit AG 5. 

Vorläufige Schlußbemerkung 

Das hier vorgestellte Konzept wurde - in teilweise abgewandelter und fortge­
schriebener Form - im Polizeipräsidium Darmstadt umgesetzt. Es besteht von 
dort aus ein reger Informationsaustausch mit anderen, analogen Modellen in 
anderen Polizeidienststellen. Die Ansprechpartner für dieses Projekt im Poli­
zeipräsidium Darmstadt sind KHK Udo Lieser und KHK Dieter Rein. Die 
Ergebnisse dieses Umsetzungsprojekts sollen - zusammen mit der begleiten­
den wissenschaftlichen Evaluierung der TU Darmstadt - in der Buchreihe des 
Bundeskriminalamts veröffentlicht werden. Die ersten Zwischenergebnisse 
aus diesem Umsetzungsprojekt scheinen zu bestätigen, daß es mit Hilfe eines 
solchen Projekts - so die vorläufigen Ergebnisse aus den Befragungen von 
Polizeibeamten und Opfern aus der Begleitforschung - tatsächlich zu einem 
professionelleren Umgang mit Opfern und Zeugen kommt. 
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Erfassung, Dokumentation, Bewertung und Evaluation von 
Kriminalitätsbekämpfungskonzepten 

Ein Kooperationsprojekt der Fachhochschule der Polizei Sach­
sen-Anhalt und des Bundeskriminalamtes 

Heinz Büchler und Jürgen Stock 

1 Problemstellung 

Kriminalitätsbekämpfungskonzepte sind ein wesentlicher Bestandteil von 
polizeilichen Führungsinformationssystemen. Neben den Lageinformationen, 
die eine aktuelle Zustandsbeschreibung liefern, müssen Vorstellungen zu den 
Zielen (wo wollen wir hin?), zum Handlungspotential und zu bestimmten 
Maßnahmen oder Vorgehensweisen (wie kommen wir dahin?) zur Verfügung 
stehen oder aber entwickelt werden. Während die Notwendigkeit zur Ent­
wicklung von Kriminalitätslagebildern zwischenzeitlich zum gesicherten 
Führungswissen zählt, werden die Entwicklung und der Einsatz von Bekämp­
fungskonzepten vielfach lückenhaft, redundant und ohne Kenntnis hinsicht­
lich ihrer Wirkungsweise betrieben. 

Allgemein defmiert verstehen wir unter Kriminalitätsbekämpfungskonzepten 
ganzheitlich angelegte Strategien und Programme, die in Aktivitäts- und Maß­
nahmenbündeln konkretisiert sind und so der Erreichung defmierter Ziele dienen. 

Ein Konzept muß zwingend nachfolgende Fragen beantworten: 

• Was soll, 

• zu welchem Zweck, 

• für wen, 

• mit welchen Mitteln, 

• von wem, 

• in welcher Reihenfolge, 

• wann und 

• wo 

erledigt werden. 
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In der Bundesrepublik Deutschland darf mit Fug und Recht behauptet wer­
den, daß es keine Institution gibt, die einen Überblick über Anzahl und In­
halte existierender Kriminalitätsbekämpfungskonzepte wiedergeben kann. 
Egal ob sie operativ oder strategisch, regional oder international, deliktisch 
oder phänomenologisch ausgerichtet sind, ein Zugriff Dritter ist nur unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich, so das wünschenswerte Syner­
gieeffekte allein schon am fehlenden Überblick scheitern. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß ein Austausch von Ideen und Erfahrungen mit 
einzelnen Konzepten nur unsystematisch erfolgt. Nur einzelne bekannte und 
als bewährt eingestufte Modelle polizeilichen Handeins werden in der Aus­
und Fortbildung gelehrt; über neuartige Formen wird gelegentlich im poli­
zeilichen Fachschrifttum berichtet. Darüber hinaus darf ein generelles Defizit 
in der Bewertung und Evaluierung von Kontrollstrategien angenommen wer­
den; Intuition und Alltagstheorie scheinen handlungssteuernd zu sein. Es 
besteht demnach ein Bedarf an einer systematischen Erhebung polizeilicher 
Bekämpfungskonzepte, welche wiederum der polizeilichen Praxis als Ideen­
Pool zur Verfügung gestellt werden könnten. 

2 Warum wird das Vorhaben realisiert? 

Aus den eben geschilderten Defiziten ergibt sich ein Bedürfnis von Füh­
rungskräften nach existenten Informationen zu Kriminalitätsbekämpfungs­
konzepten, die zur Lösung spezifischer Probleme im jeweiligen Zuständig­
keitsbereich auf Übertragbarkeit geprüft und entsprechend umgesetzt werden 
könnten. Eine zentrale Aufarbeitung und Evaluation von Bekämpfungskon­
zepten schafft zugleich eine Informationsplattform, über die ein wünschens­
werter Erfahrungsaustausch koordiniert werden kann. 

Ziel eines solchen Informationssystems ist es zunächst, über das V orhanden­
sein in Frage kommender Konzepte und über die gemachten Erfahrungen zu 
informieren. Darüber hinaus soll das System auch zur Kenntnis geben, wo 
zwar ein Bedarf an Konzepten vorhanden ist, bislang aber keine zur Verfü­
gung stehen. Es dient somit auch als Informationsbasis sowohl für die Praxis 
als auch für die Forschung für noch offene Fragestellungen (Informations­
und Wissensmanagement). Daneben geht es, wie bereits angedeutet, vor 
allem auch um die inhaltliche Gestaltung von Konzepten sowie deren Eva­
luierung. 

Bei der Entwicklung, Bewertung und Anpassung geeigneter Kriminalitätsbe­
kämpfungskonzepte waren die polizeilichen Entscheidungsträger bislang 

70 



ausschließlich auf sich gestellt; der Rundruf unter Kollegen war und ist gän­
gige, aufwendige und häufig nicht systematische Methode zur Informations­
beschaffung. Mit der Initiative des BKA und der Fachhochschule der Polizei 
in Aschersleben wurde der Grundstein eines wichtigen Teils eines mehrdi­
mensionalen Führungsinformationssystems gelegt. 

3 Was muß gemacht werden? Was sind die spezifischen Projekt­
ziele? 

Zielsetzung der Forschungsarbeit ist: 

• die Informationssammlung, Auswertung, Deskription, Dokumentation 
und Evaluierung von repressiv ausgerichteten polizeilichen Kontroll­
strategien in einzelnen/ausgewählten Deliktsbereichen; 

• das Erkennen von Entwicklungen, Tendenzen, Schwerpunkten, aber 
auch Defiziten im Bereich der Kontrollstrategien; 

• das Vorhalten bekämpfungsrelevanter Informationen als Service­
Angebot für die Polizeien der Länder; 

• das Anbieten eines permanenten Forums für den nationalen bzw. in­
ternationalen Erfahrungsaustausch zu Fragen der Kriminalstrategie 
zwischen Polizeipraktikern, Wissenschaftlern und sonstigen Akteuren 
der Strafrechtspflege; 

• das Erkennen von Defiziten und Forschungsbedarf in der polizeilichen 
Kriminalitätsbekämpfung einschließlich der Initiierung entsprechen­
der ergänzender Forschungsprojekte. 

4 Wie soll vorangegangen werden, welche Mittel und Ressourcen 
werden für das Vorhaben benötigt? 

Bei dem Vorhaben wird grob differenziert zwischen Aufbau- und Wirkphase 
des Systems. In der zunächst zu leistenden Aufbauphase kommt es in erster 
Linie darauf an, die Rahmenbedingungen für das Gelingen des Vorhabens 
richtig einzustellen und die Idee zu testen. Erst in der Wirkphase steht die 
Auskunftsfähigkeit gleichwertig neben dem Ausbau und der Systempflege. 
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Bedeutsame Grundlage flir das Gelingen solcher Vorhaben ist es, die Ziel­
gruppe und die Betroffenen vom Nutzen der Aktivitäten zu überzeugen. Dies 
war Ziel einer projekteinflihrenden Fachtagung im März in Aschersleben. 
Das nahezu ausschließlich positive Echo hat die Projektleitung bestärkt, das 
Konzept trotz des bevorstehenden Umsetzungsaufwands weiter zu verfolgen. 
Die Größe und Weite des Forschungsfelds hat zunächst im Rahmen einer 
Pilotphase zu einer Fokussierung auf Konzepte der Bekämpfung der Rausch­
giftkriminalität geflihrt. 

Beginnend mit dem Bundesland Sachsen-Anhalt werden Dienststellen aller 
Arbeitsebenen gebeten, entsprechende Konzepte zuzulieferu. 

Die Aufbereitung der Konzepte erfolgt zunächst nach folgenden Kriterien: 

• Bezeichnung des Konzepts, 

• Gegenstand/Beschreibung, 

• Zweck/Entstehungshintergründe/Anlaß, 

• Zielebene, 

• Verfasser, 

• Entstehungszeitraum, 

• Anwendungszeitraum, 

• Rahmenbedingungen, 

• Erfahrungen/Bewertungen, 

• auskunftgebende Dienststelle. 

Die Dokumentation erfolgt zunächst in einer Access-Datenbank. Die Aufbe­
reitung wird während der Aufbauphase in stand-alone pe vorgenommen mit 
der Option, die Datenbank später im polizeilichen Extranet einzuspeisen. 
Hierfür stehen jeweils ein Mitarbeiter der Fachhochschule der Polizei Sach­
sen-Anhalt und des BKA zur Verfligung. 

5 Wo wird am Projekt gearbeitet? 

Die Aufbereitung der erhobenen Konzepte erfolgt sowohl an der Fachhoch­
schule der Polizei in Aschersleben als auch im BKA. Beabsichtigte Evaluati­
onen werden gemeinsam konzipiert und durchgeflihrt. 
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6 Wann wird mit dem Vorhaben begonnen? 

Das Vorhaben ist bereits angelaufen. Ein Konzept zur Vorgehensweise wurde 
entwickelt und auf der erwähnten Tagung in Aschersleben der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Die Erfassung der Bekämpfungskonzepte soll Anfang September 
anlaufen. Unter Berücksichtigung der notwendigen Zeit für die Aufbereitung 
der Konzepte wird davon ausgegangen, daß das System im Frühjahr 2000 auf 
einer ersten Datenbasis auskunftsfahig sein wird. 

7 Welche Voraussetzungen müssen für ein effizientes Auskunfts­
system für Kriminalitätsbekämpfungskonzepte gegeben sein? 

Ein entsprechendes System muß gekennzeichnet sein durch die Merkmale: 

• Akzeptanz, 

• Aktualität, 

• Vollständigkeit, 

• Benutzerfreundlichkeit, 

• Zuverlässigkeit/Güte, 

• Logistik, 

• feste Ansprechstelle, 

• zeitnahe Auskunftsfahigkeit. 

Letztlich wird die Nachfrage der polizeilichen Praxis Maßstab flir den Erfolg 
des Projekts sein. 
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Infopool Prävention - aktueller Stand 

Jörg Bässmann 

1 Problematik 

Wie in anderen Staaten entfaltet Kriminalprävention seit Anfang der 90er 
Jahre auch in Deutschland eine beispiellose Dynamik, die sich u. a. an einer 
mittlerweile fast nicht mehr überblickbaren Gründungswelle kommunalprä­
ventiver Gremien, an hunderten von allein dem Bundeskriminalamt bekann­
ten Präventionsprojekten, an der Schaffung eines Deutschen Präventionstages 
als institutionalisierter Einrichtung und nicht zuletzt an der Gründung eines 
nationalen deutschen Präventionsrates, dem Deutschen Forum für Kriminal­
prävention (DFK), dokumentieren läßt. 

Versetzen wir uns nun etwa fünf Jahre zurück, dann befinden wir uns in einer 
Zeit, in der nicht nur im Bundeskriminalamt der Eindruck entstand, daß es 
sich bei einer Vielzahl an Unternehmungen um Einzelaktionen und Modell­
versuche bzw. Projekte handelte, die einen entsprechenden Informations- und 
Erfahrungsaustausch unter den jeweiligen Präventions akteuren vermissen 
lassen. Das Rad wurde permanent neu erfunden, was sich z. B. an der Veröf­
fentlichung rein konzeptioneller Überlegungen zu möglichen Organisations­
formen kriminalpräventiver Räte dokumentieren läßt. 

Aus diesen nationalen Erkenntnissen heraus wie auch aus dem Kontakt mit 
dem Ausland zeigten sich somit Handlungserfordernisse hinsichtlich einer 
zentralen Informationssammlung zur Prävention, die damals in Deutschland 
nicht existierte. 

Eine solche Datensammlung hat das BKA mit dem Infopool Prävention ge­
schaffen. 

2 Ziele und Systematik 

Zielsetzungen des Infopools sind das Erkennen von Entwicklungen, Tenden­
zen, Schwerpunkten im Bereich (polizeilicher) Kriminalprävention, die Un­
terstützung der Länderpolizeien in der Verbrechensvorbeugung, die Politik­
beratung durch Unterstützung von Präventions initiativen auf Bundesebene 
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und das Schaffen eines nationalen und internationalen Forums zum Erfah­
rungsaustausch. 

Zunächst eine definitorische Anmerkung: Schon bei den ersten konzeptio­
nellen Überlegungen wurde bewußt auf eine Definition des Begriffs Präven­
tion verzichtet. Für den Infopool sind in einem sehr weiten Ansatz Informa­
tionen zu solchen Initiativen, Projekten oder Akteuren von Interesse, die 
kriminalpräventiven Bezug aufweisen. Kriminalpräventive Wirkung muß 
nicht die Hauptzielrichtung sein, sondern kann durchaus auch - ursprünglich 
- nicht beabsichtigte Zielrichtung oder Nebenwirkung sein. Der Infopool 
beschränkt sich auch nicht allein auf das Feld der Polizeilichen Kriminalprä­
vention. 

Bezogen auf den Informationsinput fahren wir also einen sehr weiten Ansatz; 
bezogen auf den Output, d. h. die Informationsverarbeitung und Dokumenta­
tion von Ansätzen sind Trichter eingebaut. 

Bei aller Offenheit versuchen wir uns auf unsere Kernkompetenzen zu kon­
zentrieren, Doppelarbeit zu vermeiden und insbesondere ureigene Informati­
onszugänge zu nutzen. Gesammelt wurden und werden in erster Linie Infor­
mationen zu Dingen, die unter polizeilicher Beteiligung bzw. informatori­
scher Beteiligung des BKA laufen. Der Infopool-Arbeitsbereich vermeidet 
gezielte Informationserhebungen in eher polizeifremden Bereichen wie z. B. 
der Jugendhilfe, Sozialarbeit, Gesundheitsfürsorge oder Rehabilitation. Zum 
Teil werden dort gezielte Kooperationen mit anderen bundesweit tätigen 
Akteuren, wie z. B. mit dem Deutschen Jugendinstitut in München oder der 
Kriminologischen Zentralstelle in Wiesbaden eingegangen. Ziel: jeder soll 
das machen, was er am besten kann. 

Die Informationssammlung "Infopool Prävention" ist in einen nationalen 
Bereich (Bund, Länder, Kommunen), einen internationalen Bereich (Staaten, 
supranationale Organisationen) sowie thematisch bzw. deliktisch strukturiert. 
Thematisch liegen die meisten Informationen wohl zu den Bereichen Jugend, 
Drogen, Kommunale Kriminalprävention, Gewalt, Städtebau/Wohnumfeld 
sowie sexueller Mißbrauch von Kindern vor. 

Seit Ende 1998 werden Projekte nach einem mit den Landeskriminalämtern 
abgestimmten Themenraster erfaßt, wobei die jeweilige Darstellung auf nor­
malerweise bis zu zwei Seiten nach folgendem Schema erfolgt: 
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(1) Benennung des Projekts; 

(2) Ansprechpartner/Dienststelle; 

(3) Organisation (Größenordnung, F ederführung/V erantwortliche, Perso­
naleinsatz, Projektzeitraum/Laufzeit, Finanzierung/Sponsoring, Wis­
senschaftliche Begleitung); 

(4) Konzeptioneller Ansatz (Ziele, Zielgruppe, beteiligte Kooperations­
partner, Maßnahmen! Arbeitsschwerpunkte ); 

(5) Sachstand/Ergebnisse (Projekt-/Evaluationsergebnisse, Umsetzung, 
Publikationen, sonstige Anmerkungen). 

Seit Ende 1998 wird die Verarbeitung eingehender Informationen durch die 
Nutzung einer für die Bedürfnisse des Arbeitsbereichs intern entwickelten 
ACCESS-Datenbank erheblich erleichtert. Projekte werden in einer soge­
nannte Projektdatenbank, präventiv arbeitende Gremien in einer sogenannten 
Gremiendatenbank erfaßt. Die Datenbanken haben wir nicht nur den Landes­
kriminalämtern, sondern auch anderen Bedarfsträgern - wie z. B. dem Auf­
baustab des Deutschen Forums für Kriminalprävention - zur Verfügung 
gestellt. 

3 Bisherige Entwicklungen 

Der Infopool Prävention ist - dreistufig konzipiert - als Dauerfunktion ange­
legt: 

In einer ersten Stufe wurde 1995 erhoben, inwieweit die Organisationsein­
heiten des Bundeskriminalamtes in kriminalpräventive Unternehmungen 
eingebunden sind. Zu unserer eigenen Überraschung war das Ergebnis eine 
mehr als 20seitige tabellarische Übersicht. 

Die Erhebung bestätigte die Arbeitshypothese, daß im Bundeskriminalamt 
erhebliches Wissen auch zu Fragestellungen kriminalpräventiver Art vorhan­
den ist, obwohl das Haus originär-kriminalpräventiv letztlich nur im Bereich 
der Schutz- und Beg1eitdienste arbeitet. 

In Stufe 2 sah die Infopool-Konzeption ursprünglich eine nationale Erhe­
bungsphase und in Stufe 3 - mit partiellen Überschneidungen zwischen bei-
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den Stufen - die interna.:onale Erhebung kriminalpräventiver Unternehmun­
gen vor. 

Die erlangten Informationen sollten im Sinne der angesprochenen Zielset­
zungen genutzt werden. Ende 1996 entstand dann die Idee einer regelmäßig 
zu aktualisierenden Loseblattsammlung, die bereits ein Vierteljahr später 
erstmals umgesetzt werden konnte. 

4 Erhebung 1998/99 

Die Loseblattsammlung hat in ihren ersten beiden Ausgaben einen Einblick 
in das Spektrum vor allem polizeilicher Unternehmungen bzw. Unterneh­
mungen mit polizeilicher Beteiligung im Bereich der Kriminalprävention 
liefern können. Sie ist insoweit eine Art Basisdokumentation. Zukünftig soll 
der Fokus noch stärker als bisher auf Projekte/Initiativen eingestellt werden, 
die aus Sicht der Länder (bzw. bei Zulieferungen des Bundes aus dessen 
Sicht) auf grund erzielter Wirkungen bzw. erreichter Ergebnisse als in ihrer 
Art nachahmens-wert anzusehen sind. Gesucht sind damit vor allem Projek­
te/lnitativen, die im Ausland unter dem Begriff "good practice" subsumiert 
werden. 

Die Qualifizierung eines Projekts als erfolgreich oder nachahmenswert ist in 
den Fällen unproblematisch, in denen: 

(a) externe Projektevaluationen vorliegen oder aber 

(b) intern eine an den Projektzielen orientierte strikte Überwachung des 
Durchführungsprozesses Erfolge belegen kann. 

Beide Fallkonstellationen bereiten in Deutschland leider Probleme: 

Zu (a): Kriminalpräventiv angelegte Projekte in Deutschland wurden zumin­
dest in der Vergangenheit - von Ausnahmen abgesehen - nicht extern be­
forscht. Von allen deutschen Projekten im Infopool Prävention wurden bzw. 
werden bislang weniger als 5 % extern evaluiert. Selbst wenn der Infopool 
nur einen Ausschnitt zur Kriminalprävention in Deutschland wiedergeben 
kann, deckt sich dieses Ergebnis mit anderen Aussagen aus dem Wissen-
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schaftsbereich, wonach (bezogen auf Kommunale Kriminalprävention) 99 % 
der Initiativen in Deutschland nicht btforscht werden.6 

I 
I •• 

Zu (b): Auch eine strikte, an den Proje~tzie~en ~rientierte interne Uber:va-
chung des Durchführungsprozesses schemt lllcht m dem Maße durchgefuhrt 
zu werden, wie es wünschenswert w!äre. Ein Grund könnte sein, daß Präven­
tion immer noch die "vornehmste" A,ufgabe (des Polizisten) ist und gewöhn­
lich vornehme Dinge nicht hinterfragt werden. Ein weiterer Grund ist sicher­
lich, daß präventiv angelegte Projekte - zumindest in der Polizei - mehr als 
andere Aktionsfelder auf Freiwillige und selbstmotivierte Menschen ange­
wiesen sind, deren Initiativen als solche schon als Erfolg gewertet werden. 

Provokant ausgedrückt wird in Deutschland zudem noch zuviel über Kon­
zepte statt über Ergebnisse diskutiert. 

Zumindest hinsichtlich der Fallkonstellation der mangelhaften internen 
Überwachung bin ich - bezogen auf die Polizei - für die Zukunft relativ 
optimistisch gestimmt, da Ergebnisorientierung zunehmend wichtig wird und 
sich u. a. über die Einführung von Qualitätsmanagement auch erreichen las­
sen sollte. 

Wie erhält nun das Bundeskriminalamt Informationen zu good practice­
Projekten? Das Bundeskriminalamt hat den Landeskriminalämtern als zen­
tralen Polizeidienststellen der Länder und ausgewählten Bundesministerien 
Anhaltspunkte für zu meldende Projekte gegeben wie z. B.: sinkende Fall­
und Tatverdächtigenzahlen, Rückgänge im Bereich wiederholter Opferwer­
dungusw. 

Ein im Oktober 1998 gestartetes Erhebungsverfahren wurde im Januar 1999 
abgeschlossen: Insgesamt 205 Projekte wurden erfaßt, davon 150 LKA­
Zulieferungen, 22 Zulieferungen von Bundesministerien und 33 Rückläufe zu 
Projekten, die im Infopool-Arbeitsbereich selber erfaßt und den Projektbe­
treibern zur Korrektur zugesandt wurden. 

Von diesen 205 Projekten verblieben nach einer inhaltlichen Sichtung 169 
Projekte, die unter dem Titel "Kriminalprävention in Deutschland - Länder-

6 Kury wies anläßlieh des Seminars "Planung der Kriminalitätskontrolle im Rahmen gemeinwe­
sen- und bürgernaher Pohzeiarbeit vom 25.-28.01.99 an der Polizei-Führungsakademie (PF A) 
im Rahmen seines Vortrags "BÜfgerbefragung als Methode" daraufhm, daß 99 % der Imtiati­
ven meht beforseht werden. Er sagte ferner, daß wir im Bereich der Kommunalen Kriminal­
prävention vieles tun, was nicht Wirksam ist. 

79 



Bund-Projektsammlung" veröffentlicht werden und zudem später volltext­
recherchierbar in das INTERNET eingestellt werden sollen. 

Kurz darstellen möchte ich auszugsweise die themenbezogene Auf teilung 
dieser 169 Projekte: Schwerpunktmäßig sind diese Projekte den Themen 
Gewalt (27), Jugendkriminalität/Jugendschutz (20), Drogen/Sucht (16), 
Fremdenfeindlichkeit (14), Eigentumskriminalität (13) und Kinder- bzw. 
Primärprävention (12) zugeordnet. Nur wenig Zulieferungen kamen hingegen 
zu den Bereichen Finanzierung/Sponsoring (2), Opfer (2), Sachbeschädi­
gung/Vandalismus (2), Nachbarschaft/Wohnumfeld (1) und städtebauliche 
Prävention (0). 

Sicherlich lassen sich an diesen Zahlen keine Trends ablesen, da die Samm­
lung ausgewählter Dokumente ausdrücklich keine quantitativen Trends wie­
dergibt. 

Parallel zur Erhebung von good practice-Projekten hat das BKA zwischen 
Oktober 1998 und Februar 1999 eine Erhebung von Präventionsgremien, 
d. h. "Räten für Kriminalitätsverhütung", "Runde Tische", "Ordnungspart­
nerschaften", "Sicherheitspartnerschaft" und "andere" (Gremien) durchge­
führt. 

Ziele dieser Erhebung waren die Gewinnung eines quantitativen Ge­
samtüberblicks zu derartigen Gremien und Projekten in Deutschland, um u. a. 
Doppelarbeit möglichst zu vermeiden, Präventionsverantwortliche der Kom­
munen bei ihren Bemühungen zu unterstützen und das AntwortiZeit­
Verhalten bei Anfragen aus dem politischen Raum zu verbessern. Im Ergeb­
nis konnten bundesweit 1.380 Präventions gremien in einer Datenbank erfaßt 
werden, so z. B. allein 223 Räte fur Kriminalitätsverhütung bzw. kriminal­
präventive Räte, 291 Runde Tische, 26 Ordnungspartnerschaften und 46 
Sicherheitspartnerschaften. 

Die Themen, mit denen sich diese Gremien schwerpunktmäßig beschäftigen, 
decken sich tendenziell mit denen der good practice-Projekte. 

Wenn man aus den Ergebnissen der Erhebungen von good practice-Projekten 
und kriminalpräventiven Gremien Trends ablesen kann, dann die, daß krimi­
nalpräventive Unternehmungen, die unter Beteiligung der Polizei laufen, 
derzeit folgende Schwerpunkte abdecken dürften: 

• Initiierung und Unterstützung gesamtgesellschaftlich ausgerichteter 
Präventionsansätze, 
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• Drogen/Sucht, 

• Gewalt, 

• Kinder/Jugend incl. schulische Prävention und 

• Ausländer, Fremdenfeindlichkeit bzw. Integration von Ausländern 
bzw. "Fremden". 

Thema ist zudem das Sicherheitsgefühl bzw. Sicherheits empfinden der Be­
völkerung, was sich u. a. auch an einer stark zunehmenden Zahl an Bevölke­
rungsbefragungen belegen läßt. 

Was sich auch konstatieren läßt, sind Defizite vor allem im Bereich der Op­
ferversorgung bzw. Verhinderung wiederholter Opferwerdung, wie schon 
angesprochen im Evaluationsbereich sowie in der - ich möchte das einmal so 
nennen - "cleveren" Anwendung rechtlicher und finanzieller Instrumente zur 
Förderung der Prävention. 

In Anbetracht der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit, kann ich nun nur 
wenige Beispiele guter Präventionsarbeit in Deutschland kurz anreißen: 

(1) Ich beginne mit einem lokalen, problemorientierten Projekt der Poli­
zeidirektion Friedberg: 

Durch die Bündelung präventiver und repressiver Maßnahmen sowie 
durch eine abgestimmte Zusammenarbeit mit benachbarten Dienst­
stellen ist es einer Arbeitsgruppe Tageswohnungseinbruch gelungen, 
zwischen Oktober 1997 bis März 1998 einen Rückgang der Fallzahlen 
um 22,5 % zu erzielen und die Aufklärungsquote um 2, I % zu stei­
gern. 

(2) Ein weiteres Projekt, das zugleich als Beispiel für eine Form des 
Community Policing in Deutschland zu nennen wäre, sind die in 
N ordrhein-Westfalen landesweit eingeführten Ordnungspartnerschaf­
ten, die am Beispiel der Stadt Hagen dargestellt werden können: 

Das im Oktober 1997 initiierte Projekt "Ordnungspartnerschaften Ha­
gen" zielt auf eine engere Zusammenarbeit der Institutionen der Stadt 
Hagen unter Einbindung der Bürger ab, um gemeinsam, d. h. unter 
Überwindung von Zuständigkeitsproblemen (ohne dabei gesetzlich 
zugewiesene Aufgaben zu verwässern) Verantwortung zur Verbesse­
rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu übernehmen. Die 
Projektinhalte basieren u. a. auf den Ergebnissen einer 1997 durchge-
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flihrten Bürgerbefragung. Problemorientiert werden drei Teilprojekte 
bearbeitet. 

Eine erste Erfolgskontrolle des Gesamtprojekts wurde - bezogen auf 
die objektive Sicherheitslage über einen Vergleich der Eingangssta­
tistik der Hagener Polizei der Quartale I bis III 1997 und 1998 -
durchgeflihrt. Danach war festzustellen, daß die Kriminalität in Hagen 
um 11,15 % abgenommen hat. Im räumlichen Bereich des Teilpro­
jekts "Innenstadt" hat die Gesamtkriminalität um 17,97 % abgenom­
men, im Bereich des Teilprojekts "Bahn/Bahnhof" sogar um 25,4 %. 

(3) Abschließend ein aus meiner Sicht interessantes Projekt zur Erken­
nung von Gewalt an Kindern: 

Ausgangspunkt war die Erkenntnis, daß die Symptome flir Gewaltan­
wendung gegen Mädchen und Jungen zum Teil sehr unspezifisch sind, 
vor allem wenn sie Ausdruck emotionaler Ablehnung und psychoso­
zialer Vernachlässigung durch die Eltern/Erziehungsberechtigten sind. 
Gerade flir Ärzte, die häufig als erste von Kindesrnißhandlungen und 
sexuellem Mißbrauch erfahren, ist es deshalb nicht leicht, Symptome 
zu erkennen und angemessen zu reagieren. 

Vom Berufsverband der Ärzte für Kinderheilkunde und Jugendmedi­
zin Deutschland e. V./Landesverband Hessen wurde daher in Zusam­
menarbeit mit anderen ein Leitfaden rür Ärzte erarbeitet. Der Leitfa­
den erläutert Ursachen und Symptome körperlicher, seelischer und se­
xualisierter Gewalt sowie Vernachlässigung. Er soll einen Beitrag da­
zu leisten, die Kompetenz und Handlungsmöglichkeiten von Ärzten 
und anderen zuständigen Institutionen zu erhöhen und ein umfassen­
des Hilfesystem aufzubauen. 

5 Fazit 

Ich habe anfanglich von der Dynamik gesprochen, die das Thema Kriminal­
prävention in den letzten Jahren in Deutschland entfaltet hat und immer noch 
entfaltet, was sich sicherlich an den Ergebnissen unserer Erhebungen zum 
Thema belegen läßt. Ich habe angerissen, daß seit 1995 jährlich einmal der 
Deutsche Präventionstag veranstaltet wird und daß mit Beschluß aus der 
Innenministerkonferenz vom November 1998 ein nationaler deutscher Prä-
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ventionsrat, das Deutsche Forum für Kriminalprävention, geschaffen wurde, 
dessen Aufbaustab im April 1999 in Köln seine Arbeit aufgenommen hat. 

Es passiert also viel, es müßte jedoch noch mehr passieren. Damit Prävention 
nicht in naher Zukunft als im Ertrag nicht hinreichend belegbarer Ansatz von 
der Bildfläche verschwindet, müssen in Deutschland in viel stärkerem Maße 
als heute Mittel für Evaluationen bereitgestellt werden und praxistaugliche 
Kosten-Nutzen-Rechnungen eingeführt werden. Zudem sollten Staat und 
Kommunen verstärkt rechtliche und in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
auch finanzielle Anreize bzw. Bonus-Malus-Systeme zur Implementation 
bewährter Präventionsansätze einfuhren. Das damit Ergebnisse erzielbar sind, 
zeigt sich an der Einführung elektronischer Wegfahrsperren in Kraftfahrzeu­
gen, denn dieser Maßnahme wird der immense Rückgang an Kfz-Diebstählen 
in Deutschland in den letzten Jahren vorrangig zugeschrieben.7 

7 Vgl. Bundeskrimmalamt, OA 32 (Hg.)' Bundeslagebild Kraftfahrzeug-Knmmalität 1996, 
S. 16. Nach emer DPA-Meldung vom Februar 1999 sind 1998 82.781 Personenwagen und 
Kombis als gestohlen gemeldet worden, l3,2 % weniger als 1997. Gegenüber dem Höchst­
stand von 1993 (144.057 Fahndungen) beträgt der Rückgang 42,55 %. 
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Praxis des Wiedererkennungsverfahrens bei der Polizei des 
Landes Baden-Württemberg 

Wesentliche Ergebnisse eines F orschungsproj ekts der 
Hochschule für Polizei Baden-Württernberg 

Bernhard Mertn und Ulrich Schwarz 

1 Grundsätzliches 

Die Geschichte der "Gegenüberstellung" als klassischer Fall des Wiederer­
kennens ist wahrscheinlich so alt wie zahlreiche andere Methoden kriminali­
stischen Ermittlungshandelns auch. Die Konfrontation von Opfern bzw. Ge­
schädigten und Zeugen mit dem mutmaßlichen Tatverdächtigen war und ist 
nach wie vor ein probates Mittel zur beweiskräftigen Täterüberführung. Da­
neben kennen wir seit Erfindung und Entwicklung der Fotografie auch das 
Wiedererkennen anhand von Fotos, die sogenannte "Lichtbildvorlage", als 
gebräuchliches Wiedererkennungsverfahren. Beide Arten - sowohl die Ge­
genüberstellung als auch die Lichtbildvorlage - können und werden einerseits 
als sogenannte "Einzelverfahren" (ohne Vergleichspersonen) als auch als 
"Wahlverfahren" (mit Vergleichspersonen) durchgeführt. Bei den Wahlver­
fahren unterscheiden wir weiter die "simultane" (Tatverdächtiger und Ver­
gleichspersonen werden gleichzeitig präsentiert) und die "sequentielle" (Tat­
verdächtiger und Vergleichspersonen werden einzeln nacheinander präsen -
tiert) Verfahrensweise. Die Gegenüberstellung kann von der Methodik her 
"offen" (Tatverdächtiger weiß um die Gegenüberstellung und sieht den An­
erkennungszeugen), "gedeckt" (Tatverdächtiger weiß zwar um die Gegen­
überstellung, sieht den Zeugen aber z. B. wegen Benutzung eines veneziani­
schen Spiegels oder der Videoübertragung in einen anderen Raum nicht) und 
"verdeckt" (Tatverdächtiger weiß nichts von der Gegenüberstellung, weil der 
z. B. beim Hofgang in der Vollzugsanstalt oder beim Verlassen seiner Woh­
nung vom Zeugen beobachtet wird) durchgeführt werden. 

Darüber hinaus subsumieren wir unter dem Begriff "Wiedererkennungsver­
fahren" noch eine Reihe weiterer Methoden, Tatverdächtige zu identifizieren 
und zu ermitteln. So z. B. das "Wiedererkennen im Rahmen der Sofortfahn­
dung", die "Fahndung im Beisein von Zeugen" und das "Wiedererkennen aus 
tatverdächtigen Gruppen" - Maßnahmen die häufig im Rahmen des ersten 
Angriffs als Sofortmaßnahmen notwendig werden und bei denen der Fahn-
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dungserfolg sowie die Gewinnung weiterer Ermittlungsansätze im Vorder­
grund stehen. Diese Methoden unterliegen auf grund des meist zeitbedingten 
Handlungszwanges naturgemäß Restriktionen hinsichtlich des unbeeinflußten 
Wiedererkennens und der Zusammensetzung des Kreises eventuell vorhan­
dener Vergleichspersonen. Entsprechend problematisch bzw. eingeschränkt 
kann daher auch der forensische Beweiswert solcher - dennoch vielfach not­
wendiger - Maßnahmen sein. 

2 Wandel in Rechtsprechung, Literatur und Lehre 

Wenngleich kriminalistische Methoden wie die der unterschiedlichen Wie­
dererkennungsverfahren - insbesondere der Gegenüberstellung und der 
Lichtbildvorlage - bereits sehr alte und erprobte kriminaltaktische Mittel 
darstellen, unterliegen auch sie selbstverständlich hinsichtlich ihres forensi­
schen Beweiswerts und damit den Anforderungen an die Durchführung dem 
Wandel der Zeit. Neuere wissenschaftliche Erkenntnisse, etwa im Bereich 
der Wahrnehmungspsychologie und verbesserte technische Möglichkeiten, 
etwa durch die Entwicklung der Videografie, verändern zwangsläufig auch 
die Einstellung der Justiz in Bezug auf den Beweiswert bestimmter Ermitt­
lungsmethoden und damit die Rechtsprechung in Teilbereichen. Dies war 
gerade auch bei den Wiedererkennungsverfahren in den letzten 10 - 15 Jah­
ren zu beobachten. So haben beispielsweise die OLG Karlsruhe (Beschluß 
vom 17.3.83 - 3 Hes 77/83, Die Justiz 8/83, S. 310 ff.) und OLG Köln (Be­
schluß vom 13.12.91 - Ss 379/91, Strafverteidiger 9/92, S. 412 ff.) sowie der 
BGH (Beschluß vom 4. 5. 1988 - 3 StR 148/88, Strafverteidiger 12/88, 
S. 514 ff.) bereits vor Jahren deutlich Stellung zu den Anforderungen an die 
Durchführung von Wiedererkennungsverfahren und zur Problematik des 
"wiederholten Wiedererkennens" (etwa im 2. und 3. Durchgang einer Wahl­
Gegenüberstellung) bezogen. 

Auch die Fachliteratur hat diese Thematik in den letzten Jahren umfangreich 
und aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet, wobei hier auf die Vielzahl 
der unterschiedlichen Artikel nicht näher eingegangen werden soll. 

Unbestreitbar ist, daß sich die Lehre in der polizeilichen Aus- und Fortbil­
dung auf neue Erkenntnisse und geänderte justitielle Anforderungen einzu­
stellen hat und dies in den Lehrinhalten berücksichtigen muß, wie dies die 
Hochschule für Polizei BW bei der Thematik "Wiedererkennungsverfahren" 
auch spätestens seit Beginn der 90er Jahre tut. So sind zwischenzeitlich die 

86 



nachfolgenden Grundsätze - ohne hier auf die jeweiligen Gründe näher ein­
zugehen - beim Wiedererkennungsverfahren Standard in der Lehre: 

• Wiederholtes Wiedererkennen hat keinen Beweiswert; echtes Wieder­
erkennen findet bereits beim ersten Durchgang statt. 

• Das Wiedererkennungsverfahren ist einmalig und kann nicht wieder­
holt werden; insofern ist es ein vorweggenommener Teil der Haupt­
verhandlung und bedarf insbesondere der sorgfältigen, aussagekräfti­
gen Dokumentation - am besten mittels Video. 

• Einzelverfahren sind aufgrund des hohen Suggestionspotentials im 
Beweiswert eher niedrig einzustufen und daher im Grundsatz zugun­
sten von Wahlverfahren abzulehnen. 

• Wahlverfahren sollten nach Möglichkeit nicht simultan, sondern se­
quentiell durchgeführt werden. 

• Bei mehreren Tatverdächtigen, Zeugen oder Wiedererkennungsmerk­
malen sollte eine Trennung in gesondert durchzuführenden Verfahren 
erfolgen. 

• Als optimales Wiedererkennungsverfahren ist nach heutigem Kenntnis­
stand die "sequentielle Video-Wahl-Gegenüberstellung" anzusehen. 

• Die Anzahl der Vergleichspersonen sollte mindestens sechs, besser 
sieben oder acht, betragen. 

• Polizeibeamte und ggf. auch Polizeiangestellte sind als Vergleichsper­
sonen eher ungeeignet und sollten zugunsten externer Personen die 
Ausnahme sein. 

• Das Wiedererkennungsverfahren sollte - um auch hier suggestive 
Momente weitgehend auszuschließen - am zweckmäßigsten von ei­
nem verfahrens fremden Beamten durchgeführt werden. 
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3 Initiierung des Forschungsprojekts und Ziele 

Geänderte Lehrinhalte können nur greifen, wenn die polizeiliche Praxis sie 
auch in der Anwendung berücksichtigt sowie den Veröffentlichungen in der 
Fachliteratur ausreichende Beachtung schenkt. 

Von daher war es naheliegend, daß wir im Rahmen eines Forschungsprojekts 
mit Studenten/Studentinnen des 16. Studienjahrgangs einmal überprüfen 
wollten, wie es in der Praxis mit der Anwendung/Durchführung von Wieder­
erkennungsverfahren aussieht. Dabei ging es uns nicht darum, dienststellen­
bezogene Auswertungen vorzunehmen, sondern flächendeckend in ganz 
Baden-Württemberg Erhebungen vorzunehmen. Zielsetzung war dabei: 

• die Erhebung empirischer Daten zur Problematik von Wiedererken­
nungsverfahren, 

• die Gewinnung von Erkenntnissen zur aktuellen polizeilichen Praxis 
hinsichtlich der verschiedenen Formen von Wiedererkennungsverfah­
ren, 

• die Feststellung eines möglichen Informations- und Fortbildungsbe­
darfs und 

• hieraus resultierend ggf. Fortbildungsangebote zur Problematik von 
Wiedererkennungsverfahren. 

4 Methodik 

Zur Durchführung des Projekts wählten wir aus dem gesamten Kriminalitäts­
spektrum (PAD-Eingaben im Jahr 1996) selektiv einige Bereiche aus, bei 
denen wir davon ausgehen konnten, daß ein visueller Kontakt zwischen Täter 
und Geschädigtem bzw. Zeugen stattgefunden hatte und die Wahrscheinlich­
keit der Durchführung eines Wiedererkennungsverfahrens relativ hoch war. 
Dies waren vor allem Sexualstraftaten, Raubdelikte und schwere/gefährliche 
Körperverletzungen, die wir - neben einigen weiteren Delikten - nach be­
stimmten Selektionskriterien durch das LKA herausfiltern ließen. 

Zu untersuchen waren letztlich 10.810 Straftaten (PAD-Datensätze) in 6.346 
Ermittlungsakten. Dabei suchten 65 Studenten/Studentinnen die E-akten­
führenden Dienststellen auf und werteten die Akten anhand eines vorgegebe­
nen Fragebogens aus. Die ausgefüllten Fragebögen wurden in einem Projekt­
büro von elf Studenten/Studentinnen in einem besonderem DV-Aus-
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wertungsprogramm erfaßt. Die Rücklaufquote betrug 95 %, d. h. zu 6.031 
Ermittlungsverfahren gab es hinsichtlich des Wiedererkennungsverfahrens 
eine positive oder negative Rückmeldung. Das Fehl von 5 % ist auf nicht 
auffindbare Akten oder sonstige Gründe der Nichtauswertbarkeit zurückzu­
führen. Die eigentliche Auswertung und Bewertung der anonymisierten Da­
ten erfolgte dann durch die projektbetreuenden Dozenten. 

5 Wesentliche Ergebnisse 

5.1 Generelle Ergebnisse 

Relevante P AD-Datensätze 

Tatsächlich aus ewertete Ermittlun sverfahren 
Rücklaufquote 
Zahl der Rückmeldun en 
Zahl der gemeldeten WEV 
• davon durchgeführt von der Kriminalpolizei 
• davon durch eführt von der Schutz olizei 

5.2 Arten der durchgeführten Wiedererkennungsverfahren 

10.810 
6.346 
6.031 
95% 
7.726 
3.153 
2.039 
1.114 

Die 3.153 ausgewerteten Wiedererkennungs v erfahren der Schutz- und Kri­
minalpolizei verteilten sich auf folgende Maßnahmen: 

Fahndung im Beisein von Zeugen 190 
Wiedererkennen aus tatverdächtigen Gruppen 261 
V orlage einer Lichtbildvorzeigekartei 319 
Einzel-Lichtbildvorlage 405 
W ahl-Lichtbildvorlage 1.479 
Einzel-Gegenüberstellung 294 
Wahl-Gegenüberstellung 161 
Video-Wiedererkennungsverfahren (Einzelverfahren) 7 
Video-Wiedererkennungsverfahren (Wahlverfahren) 37 

Die Wahl-Lichtbildvorlage ist nach wie vor das am häufigsten angewandte 
Wiedererkennungsverfahren. Deutlich wird hier aber auch - und das muß 
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zumindest nachdenklich stimmen - daß 706 Verfahren (ca. 30 %) als Einzel­
Verfahren durchgeführt wurden und der Einsatz des Mittels "Video" noch 
deutlich die Ausnahme ist. 

5.3 Verteilung Schutz-/Kriminalpolizei 

Es zeigte sich, daß die Kriminalpolizei das Mittel des Wiedererkennungsver­
fahrens prozentual etwa doppelt so häufig anwendet, wie die Schutzpolizei. 
Dies unabhängig vom Delikt bei allen von uns untersuchten o. g. Deliktsbe­
reichen, wie die nachfolgende Übersicht verdeutlicht: 

Verteilung der Ermittlungsverfahren, in denen Wiedererkennungsverfahren 
durchgeführt wurden: 

Fallzahlen total Fälle mit WEV 
Schutzpolizei 

• Körperverletzung 2.891 440 = 15 % 
• Sexualdelikte 93 56 =20% 
• Raubde1ikte 267 19 =20% 
Kriminalpo lizei 
• Körperverletzung 317 104 =33 % 
• Sexualdelikte 702 252 =36% 
• Raubdelikte 1.278 512 =40% 

Die Lichtbildvorlagen und Gegenüberstellungen verteilten sich bei der 
Schutz- und Kriminalpolizei wie folgt: 

Art der durchgeführten Maßnahme Schutzpolizei Kriminalpolizei 
Einzel-Lichtbildvorlage 165 19% 240 16 % 
Wahl-Lichtbildvorlage 553 64% 926 61 % 
Einzel-Ge_genüberstellung 114 13 % 180 12 % 
Wahl-Gegenüberstellung 26 3% 135 9% 
Video-WEV (Einzelverfahren) 1 0% 6 0% 
Video-WEV (Wahlverfahren) 3 0% 34 2% 
Summe 862 100% 1.521 100% 
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5.4 Form der Durchführung der Verfahren 

Bei den nachfolgenden Ergebnissen wird nicht mehr zwischen Schutz- und 
Kriminalpolizei unterschieden. 

Bei der Frage "offene", "gedeckte" oder "verdeckte" Durchführung zeigte 
sich, daß die Mehrzahl der Verfahren - bei denen diese Unterscheidung mög­
lich war - "offen" vorgenommen wurden: 

Offene Verfahren 534 17 % 
Gedeckte Verfahren 185 6% 
Verdeckte Verfahren 66 2% 
Entfällt 2.368 75 % 
Summe 3.153 100 % 

Dies sagt im Grunde genommen wenig darüber aus, weshalb wir die Sexual­
delikte, bei denen es oft angebracht sein dürfte, das Verfahren "gedeckt" oder 
"verdeckt" durchzuführen, nochmals genauer auswerteten. Das Ergebnis 
zeigt, daß die Mehrzahl der Einzel-Gegenüberstellungen hier - aus welchen 
Gründen auch immer - offen, die Mehrzahl der Wahlverfahren dann aber 
"gedeckt" oder "verdeckt" durchgeführt wurden. 

Sexualdelikte Einzel- Wahl-
Gegenüberstellung Gegenüberstellung 

Offen 43 78% 13 36% 
Gedeckt 5 9% 20 56% 
Verdeckt/Entfällt 7 13 % 3 8% 
Summe 55 100% 36 100% 
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Bei der Frage nach der "simultanen" oder "sequentiellen" Verfahrensweise 
war das Ergebnis aus unserer Sicht - die wir doch die Vorzüge des sequenti­
ellen Verfahrens in der Lehre deutlich herausstellen - alles andere als berau­
schend: 

Verfahrensart 
Simultane Verfahren 1.570 50% 
Sequentielle Verfahren 147 5% 
Entfallt 1.436 46% 
Summe 3.153 100% 

Unter den 147 sequentiellen Verfahren (dies entspricht 5 % aller Wiederer­
kennungsverfahren) befanden sich immerhin 81 Wahl-Lichtbildvorlagen, 
aber gerade einmal vier Wahl-Gegenüberstellungen, die als echte - und von 
uns als optimal angesehene - "sequentielle Video-Wahl-Gegenüberstellung" 
durchgeführt wurden. 

5.5 Trennung von Verdächtigen, Zeugen und Wiedererkennungs­
merkmalen 

Auch die Ergebnisse in diesem Bereich waren für uns alles andere als befrie­
digend. 

In 1.491 Fällen der untersuchten Wiedererkennungsverfahren waren mehrere 
Tatverdächtige vorhanden. Eine kriminalistisch richtige Trennung der Tat­
verdächtigen erfolgte nur in 102 Fällen. Bereinigt man diese Fälle um dieje­
nigen der "Fahndung im Beisein von Zeugen", "Wiedererkennen aus tatver­
dächtigen Gruppen" und der "Vorlage der Lichtbildvorzeigekartei", bei de­
nen naturgemäß eine Trennung der Tatverdächtigen kaum möglich ist, so 
verbleiben noch 1.135 Verfahren mit jeweils mehreren Tatverdächtigen. In 
nur 92 Fällen erfolgte eine Trennung der Tatverdächten. 

In 2.308 Wiedererkennungsverfahren waren mehrere Zeugen vorhanden. 
Eine Trennung der Zeugen erfolgte in 1.918 Fällen. Damit sieht das Ergebnis 
hier wesentlich besser aus als bei den Tatverdächtigen. Trotzdem verbleiben 
noch 390 Fälle, in denen eine Zeugentrennung bei der Durchführung des 
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Wiedererkennungsverfahrens nicht erfolgte. Zieht man davon 118 Maßnah­
men ab, die in erster Linie auf Fahndungserfolge abzielten ("Fahndung im 
Beisein von Zeugen", "Wiedererkennen aus tatverdächtigen Gruppen" "Vor­
zeigen der Lichtbildvorzeigekartei") so bleiben noch 272 Fälle übrig, in de­
nen ebenfalls eine Zeugentrennung hätte erfolgen können bzw. sollen. Auch 
in 29 Fällen der Wahl-Gegenüberstellung fand eine Zeugentrennung nicht 
statt. Bei 534 Wiedererkennungsverfahren waren mehrere Wiedererken­
nungsmerkmale vorhanden; in 135 davon wurde eine Trennung der Merk­
male in separate Verfahren vorgenommen. 

5.6 Wiederholtes Wiedererkennen/Zahl der Durchgänge 

Obwohl sich Literatur und Rechtsprechung bereits seit Jahren von der frühe­
ren Ansicht, daß wiederholtes Wiedererkennen in mehreren Durchgängen 
den Beweiswert erhöhen, weit entfernt haben, hält die Praxis zu einem gro­
ßen Teil - vor allem bei der Wahl-Gegenüberstellung - noch an der Durchfüh­
rung mehrerer Durchgänge fest. 

Bei 198 Wahl-Gegenüberstellungen ("live" und per Video) erfolgten in 135 
Gegenüberstellungen (= 68 %) immer noch mindestens zwei Durchgänge. 

Zahl der Durchgänge bei Wahl-Gegenüberstellungen 
1 Durchgang 40 20 % 

--~-----------------
2 Durchgänge 104 53 % 

--~--------------~~ 
3 Durchgänge 24 12 % 

~~------------~~~ 

4 Durchgänge 7 4 % 
--~-----------------

Kein Eintrag 23 12 % 

_Su_m __ m_e ____________ L-______________ 1_98~1 _____________ l_0_0_~_o 

5.7 Zahl und Herkunft der Vergleichs personen 

Die Anzahl der herangezogenen Vergleichspersonen bei 2.447 untersuchten 
Wahlverfahren (einschließlich der Wahl-Lichtbildvorlage) lag im Durch­
schnitt bei 4,4 Vergleichspersonen pro Verfahren. 

Beschränkt man sich auf die Wahl-Gegenüberstellungen, so erhält man einen 
Durchschnittswert von 4,1 Vergleichspersonen pro Wahl-Gegenüberstellung. 
Dies entspricht bei weitem nicht dem aktuellen Stand der Lehre. 
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Herkunft der Vergleichspersonen bei Wahl-Gegenüberstellungen und 
Video-Wahl-Ge enüberstellun en 

Polizeiangehörige 436 54% 
Andere 316 39% 
Herkunft nicht sicher feststell bar 61 8% 
Summe 813 100% 

Die meisten Vergleichspersonen (54 %) kommen bei den Wahl-Gegen­
überstellungen nach wie vor aus dem Polizeibereich. 

5.8 Dokumentation 

Die Ergebnisse zu dieser Frage zeigen ebenfalls sehr deutlich, wie zurück­
haltend sich die Praxis beim Einsatz der Videotechnik noch gibt. Nur bei 
ganzen 3 von 161 Wahl-Gegenüberstellungen, die "live" durchgeführt wur­
den, wurde die Videokamera zur Dokumentation benutzt. In der Mehrzahl 
dieser Verfahren (123) erfolgte die Dokumentation mittels Fotografie; in 35 
Fällen wurde nur schriftlich - und damit eigentlich unzureichend - dokumen­
tiert. 

Dokumentation von Wiedererkennungsverfahren 
Wahl- Wahl-

Lichtbildvorla e enüberstellun 
Nur schriftlich 573 39% 35 22 % 
Foto oder Fotokopie 899 61 % 123 76 % 
Video-Dokumentation 0 0% 3 2% 
Keine Angabe 7 0% o 0% 
Summe 1.479 100% 161 100 % 

5.9 Leitung des Wiedererkennungsverfahrens 

Obwohl seitens der Lehre und auch in der Fachliteratur zwischenzeitlich dazu 
geraten wird, die Leitung des Wiedererkennungsverfahrens im Interesse des 
Ausschlusses suggestiver Momente einem verfahrens fremden Beamten zu 
übertragen, werden die Wiedererkennungsverfahren nach wie vor zu nahezu 
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3/4 vom sachbearbeitenden Beamten geleitet. In nur 7 % aller Fälle war der 
leitende Beamte ein verfahrensfremder Beamter. 

Leitung des Wiedererkennungsverfahrens 

Sachbearbeiter 2.297 73 % 
Beamter der SB-Dienststelle 598 19% 
Bisher verfahrensfremder Beamter 231 7% 

Keine Angabe 27 1% 

Summe 3.153 100 % 

6 Schlußbemerkung 

Die vorgenannten Ergebnisse stellen in aller Kürze die wesentlichen Eck­
werte unseres Forschungsprojekts dar und können an dieser Stelle leider nicht 
detaillierter ausgeführt werden. 

Insgesamt hat die Untersuchung deutlich gemacht, daß die polizeiliche Praxis 
in diesem Themenbereich teilweise noch gravierend von wichtigen Grundsät­
zen der Kriminalistik - wie sie zwischenzeitlich gelehrt und in der Fachlite­
ratur publiziert werden - abweicht. Entwicklungen in Forschung, Lehre und 
Rechtsprechung werden in weiten Bereichen (noch) nicht berücksichtigt. 

Das Forschungsprojekt zeugt von einem erheblichen Fortbildungsbedarf, 
zumal auf grund der vorliegenden Ergebnisse angenommen werden darf, daß 
die (Selbst-)Fortbildung durch Auswertung der Fachliteratur wenig ausge­
prägt sein dürfte. Daher hat die Hochschule für Polizei BW in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1998 diese Thematik bereits in ihr Seminarangebot aufge­
nommen. 

Der komplette Ergebnisbericht zu unserem Forschungsprojekt wurde bereits 
im November 1997 über die Landespolizeidirektionen bis auf die Ebene der 
Polizeireviere und Kriminalaußenstellen verteilt und sollte hier dem Interes­
sierten zur Verfügung stehen. 
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Für weitere Informationen kann zu dieser Thematik der Forschungsbericht8 

angefordert oder es können auch Auskünfte über die drei projektbetreuenden 
Dozenten9 eingeholt werden. 

8 Erschienen als Nr. 18 in der Reihe "Texte" der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg 
und anzufordern über das Referat für Öffentlichkellsarbelt (Unkosten: 8,-- DM). 

9 1) Bernhard Mertn, Fachbereich II, 07720/309-458, e-mail: BernhardMertn@fhpol-vs.de; 
2) Ulrich Schwarz, Fachbereich 11,07720/309-460, e-mail: UlrichSchwarz@fhpol-vs.de; 
3) Prof. Wemer Walser, Fachbereich IV, 07720/309-554, e-mail: WemerWalser@fhpol-vs.de 
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Ermittlungs- und Sanktionserfolg der OK-Ermittlungen in 
Baden-Württemberg 

Herbert Weigand 

Nach Jahren der praktischen Bekämpfung der OK in Baden-Württemberg 
faßte das LKA BW den Entschluß, die bisher erzielten Ergebnisse bei der 
polizeilichen OK-Bekämpfung näher zu analysieren. Insbesondere soll dabei 
hinterfragt werden, inwieweit OK-Strukturen tatsächlich erkannt werden und 
ob in diese Strukturen vorgedrungen oder diese gar zerstört werden könnten. 
Weiterhin ist von Interesse, ob es gelingt, Drahtzieher und Hintermänner zu 
ermitteln oder ist lediglich die Ausführungsebene krimineller Organisationen 
Angriffsziel polizeilicher Ermittlungen? 

Eine nähere Untersuchung über diese Fragen soll darüber hinaus eine Klä­
rung herbeiführen, ob in diesem Zusammenhang Strategie-, Vollzugs- oder 
Rechtsdefizite erkennbar werden. 

Ziel der Untersuchung ist es, eine kritische Bestandsaufnahme der aktuellen 
Bekämpfungssituation durchzuführen und Konsequenzen für eine Verbesse­
rung aufzuzeigen. 

Das Projekt wird wissenschaftlich durch das BKA (KI 14) begleitet. Daneben 
erfolgt eine Kooperation mit dem Max-Planck-Institut (MPI) für ausländi­
sches und internationales Strafrecht in Freiburg. Der Schwerpunkt des Inter­
esses beim MPI liegt in der Beobachtung des Verlaufs der OK-Verfahren in 
Baden-Württemberg durch die justitiellen Instanzen, d. h. von einer Verfü­
gung der Staatsanwaltschaft bis zum Urteil. 

Die Untergliederung des Projekts in die Teilabschnitte: 

• polizeiliche Ermittlungen, 

• Anklageerhebung, 

• Gerichtsurteil 

ermöglicht eine Aufgabenteilung. Das MPI setzt die Schwerpunkte der Un­
tersuchung auf die justitielle Bewältigung der OK-Verfahren, während das 
LKA die polizeiliche Ermittlungspraxis näher durchleuchtet. Ein Datenaus­
tausch rundet die jeweilige Sichtweise ab. 
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Um das wissenschaftlich methodische Vorgehen der Datenerhebung zu te­
sten, wurde der Hauptuntersuchung eine Machbarkeitsstudie (PRE-Test) 
vorgeschaltet. Sie hatte zum Ergebnis, daß die Untersuchungsziele mit der 
angewandten Methode zu erreichen sind. Das LKA BW entschloß sich daher 
zur Weiterflihrung des Projekts und zum Eintritt in die Hauptuntersuchung. 
Diese besteht im wesentlichen in der Aktenauswertung von 100 OK­
Verfahren aus den Jahren 1994 bis 1998. Die Aktenauswertung erfolgt durch 
Beamte der Bereitschaftspolizei. Ziel dieser Maßnahme war es, solche Be­
amte mit der Auswertung zu beauftragen, die nicht selbst in dem untersuch­
ten Aufgabenfeld tätig sind. Eine Einbindung von Beamten der OK-Praxis 
wäre dem möglichen Vorwurf der mangelnden Objektivität ausgesetzt gewe­
sen. Die Beamten werten die Akten anhand eines Erhebungsrasters mit 41 
Fragenkomplexen aus und übertragen die Daten zunächst in ein Datensystem, 
bevor diese der eigentlichen statistischen Erfassung durch Statistik-Tools 
beim BKA zugeflihrt werden. 

Neben der Aktenauswertung sollen weitere Erkenntnisquellen genutzt wer­
den. Zum einen auf seiten der Strafverfolgungsbehörden (Staatsanwaltschaft, 
Polizei) und Gerichte durch Expertenbefragung, zum anderen durch Inter­
views von Tätern der Organisierten Kriminalität. Experten- und Täterbefra­
gungen sollen die Ergebnisse der Aktenauswertung um Aspekte der jeweili­
gen Einschätzung dieses Personenkreises ergänzen. 

Das Projekt, das auf ca. 2 Jahre angelegt ist, befindet sich derzeit noch in der 
Phase der Datenerhebung. 

Zum weiteren methodischen Vorgehen des Projekts wurde beim LKA unter 
Einbeziehung von Vertretern der Ermittlungspraxis ein Arbeitsworkshop zur 
Einschätzung bisheriger Ergebnisse, Ergebniskontrollen und Qualitätssiche­
rung der Untersuchung durchgeflihrt. Danach zeichnen sich auf der Basis von 
flinfuntersuchten OK-Verfahren bereits folgende Schwachstellen ab: 

• Zentrales Problem ist das Fehlen einer Legaldefinition, anhand der 
eine zuverlässige Bestimmung von OK-relevanten Sachverhalten vor­
genommen werden kann. Die derzeit zu beobachtenden Einschätzun­
gen über das Vorliegen von OK divergieren stark. Dies beeinflußt die 
Qualität von Lagebildern wesentlich. 

• Noch unzureichend erscheint die systematische Informationsverar­
beitung und Analyse. Insbesondere die Verdachtsschöpfung zur Ein­
leitung von OK-Verfahren beruht derzeit eher auf zufälligen Hinwei-
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sen denn auf systematischer Analyse. Verdachts gewinnungs strategien 
fehlen. 

• Vor dem Hintergrund internationaler Verflechtungen sind Auslands­
ermittlungen von besonderer Bedeutung. In der Praxis sind jedoch re­
gelmäßig Hindernisse festzustellen, die einer erfolgreichen OK­
Bekämpfung entgegenstehen. Die Informationswege sind zu lange und 
ineffizient. Auf diesen Umstand ist es im wesentlichen zurückzufüh­
ren, daß die Ermittlung von Drahtziehern und Hintermännern im 
Ausland unterbleibt. 

• In der OK-Bekämpfungspraxis besteht zunehmend Koordinationsbe­
darf durch rechtzeitiges Bündeln und Steuern von Informationen. 
Ebenso erscheint zumindest in Einzelfällen eine Koordinierung bei der 
Zuweisung von Ermittlungsfallen erforderlich, um Informationsdefi­
zite und Parallelermittlungen zu vermeiden. 

• Eine OK-Bekämpfung vor dem Hintergrund eines Beziehungsge­
flechts organisiert vorgehender Täter findet in der Gerichtspraxis 
kaum Niederschlag. Die Strafjustiz bleibt auf den Einzelfall fixiert. 
Nicht selten steht daher der "Deal" im Strafprozeß im Vordergrund. 
Eine übergreifende Zielsetzung sollte Einklang herstellen und die 
Sichtweise der OK-Bekämpfung insbesondere auf die Gerichte aus­
dehnen. 

• Eine Nachbereitung der polizeilichen Ermittlungen findet regelmäßig 
kaum statt. Mit Abgabe der Akten an die Staatsanwaltschaft schwindet 
auch das Interesse über den Fortgang des Verfahrens und den Erfolg 
bisheriger Ermittlungen. Im Hinblick auf systematische Kontrolle und 
zur Ausrichtung zukünftigen taktischen Vorgehens ist eine Rück­
kopplung jedoch sinnvoll. Insofern sollten Anklageschrift und Ge­
richtsurteil zur Abrundung des Falls ein notwendiger Bestandteil der 
polizeilichen Akten sein. 

Nach Abschluß der Untersuchung sind weitere Problemfelder zu erwarten, 
die nach Ursachen analysiert und Lösungen zugeführt werden müssen. 
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Polizeiliche Ermittlungsführung im Strafverfahren 

Gerhard Mantel und Ulrich Schwarz 

Im Laufe der Projektwochen des 17. Studienjahrgangs, also nach dem schrift­
lichen Teil des Staatsexamens 1998, hat es sich der Fachbereich II (Krimi­
nalwissenschaften) der Fachhochschule der Polizei in Baden-Württemberg 
(FHPolBW), in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich IV (Gesellschaftswis­
senschaften) und mit Unterstützung des Landeskriminalamts BW, zur Aufga-

, be gemacht, repräsentative Daten zur Ermittlungsführung der Polizei zu er­
heben, um diese in der Folge hinsichtlich einer Vielzahl von Kriterien aus­
zuwerten. 

Ziele des Projekts sind: 

• die Erhebung empirischer Daten zu kriminaltaktischen und kriminal­
technischen Fragen, 

• die Gewinnung von Erkenntnissen zur aktuellen Ermittlungspraxis, 

• die Erhebung eines möglichen Informations- und/oder Fortbildungs­
bedarfs und 

• hieraus resultierend ggf. Aufbauforschungen und/oder Fortbildungs­
veranstaltungen. 

Mit der Durchführung des Forschungsprojekts waren bzw. sind: 

• 108 Auswerter(innen) und 26 Datenerfasser(innen), alle Studenten 
und Studentinnen der baden-württembergischen Hochschule für Poli­
zei, für die Dauer des Erhebungszeitraums (knapp vier Wochen), 

• KOK Vetter, LPD Tübingen, der im Rahmen des Vorumlaufs für die 
Zulassung zum höheren Kriminaldienst das Projektbüro verantwort­
lich leitete und von März bis Juli 1998 Forschungsarbeit betrieb sowie 

• EKHK Mantel, KOR Schwarz und Prof. Walser von der FHPolBW als 
verantwortliche Dozenten 

befaßt. 
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Im Rahmen des Projekts wurden alle 24.833 im Monat Februar 1998 von der 
Polizei Baden-Württemberg in die Personenauskunftsdatei eingestellten ge­
klärten Fälle anhand eines Auswertungsbogens (siehe Anlage auf S. 105) 
ausgewertet und die Auswertungsergebnisse über ein hierfür entwickeltes 
Programm in zwei Excel-Dateien eingestellt. 

Die Auswertungsmöglichkeiten der erhobenen Daten können dem Auswer­
tungsbogen entnommen werden. Durch die Einstellung in Excel-Dateien sind 
vielfaltigste Verknüpfungen möglich. Etliche Ergebnisse des Forschungs­
projekts wurden zwischenzeitlich erschlossen. Dies gilt insbesondere für den 
Bereich der Kriminaltechnik. Im Bereich der kriminaltaktischen Maßnahmen 
sind allerdings noch umfangreiche Datenbereinigungen erforderlich, die 
erhebliche Zeit erfordern werden, so daß zu vielen Fragen der Kriminaltaktik 
gesicherte Ergebnisse bisher nur teilweise vorliegen und sich nicht zu einer 
schriftlichen Veröffentlichung eignen. 

Fragen allgemeiner Art und solche der Kriminaltaktik, die derzeit noch aus­
gewertet werden, sind u. a.: 

• Anzeigenaufnahme und weitere Sachbearbeitung. 

• Wie erhält die Polizei Kenntnis vom Verdacht einer Straftat? 

• Wie erlangt die Polizei den Tatverdacht? 

• Bewirkt mehr Polizei eine höhere Aufklärung von Straftaten? 

• Geständnisbereitschaft der Beschuldigten: 

Geständnisbereitschaft bei verschiedenen Deliktsgruppen. 

Zusammenhänge zwischen Geständnis und polizeilichen Ermitt­
lungsmaßnahmen. 

Zusammenhänge zwischen Geständnisbereitschaft und Sachbear­
beitung. 

• Unterschiede verschiedener Organisations einheiten in der Anwendung 
polizeilicher Maßnahmen wie Vernehmungen, Durchsuchungen von 
Wohnungen, Sofortfahndung etc. sowie die Auswirkungen unter­
schiedlicher Handhabung. 

• Vorführung beim Haftrichter und ihre Auswirkungen/F olgen. 
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• Spiegelt der sogenannte Bearbeitungsanteil die Arbeitsbelastung 
wider? 

Der ForschungsberichtlO wird voraussichtlich im Herbst dieses Jahres er­
scheinen. 

10 Erscheint in der Reihe "Texte" der Fachhochschule Vilhngen-Schwenningen - Hochschule 
fur PolizeilSG Öffentlichkeitsarbeit (Unkosten: 12,-- DM); Betreuer des Forschungsprojekts: 
Gerhard Mantel, Ulrich Schwarz, Werner Waisen. 
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Anlage: 

Auswertungsbogen 

(I) Fall-Nummer I Akte unauffindbar 
Akte vernIchtet r 

(2) Kennziffer d Auswerter(in)/ 
Kurzzeichen d. Erfasser( m) 

(3) Zugehörigkeit der aufnehmen-
(I) o StreIfendienst (4) 0 Krimmalpolizei 
(2) o BezIrksdienst (5) 0 LPD, LKA 

den OrganisatIOnseinheIt 
(3) o PolIzei posten (6) 0 Sonstige 

(4) (End-)SachbearbeItende 
Dienststelle (TSD-Schlüssel) 

(5) Zugehörigkeit endsachbear-
(I) o StreIfendienst (4) o Krimmalpolizei 
(2) o Bezirksdienst (5) o LPD, LKA 

beitende OrganisationseinheIt 
(3) o PolizeIposten (6) o SonstIge 

(6) BezeIchnung der (Haupt-) 
Straftat (TSH-Schlüssel) 

(I) o Notruf (4) o Po!. Wahrnehmung 
(7) Ursprung der AnzeIge (2) o Strafanzeige (5) o Po!. InitIatIve 

(3) o Vertr. Hinweis (6) o Sonstige 

(I) o Anzelgeerstatter 
(2) o Durch PolIzeI emgeleItete Fahndung 

(8) Wie erlangte die PolIzei Tat-
(3) o Anonymer oder vertraulicher HinweIs 
(4) o Zeugen, die sich von sich aus meldeten 

verdacht gegen den/die 
(5) o Von der PolIzeI ermittelte Zeugen 

schließlich Angezeigten? 
(6) o Eigene Orts- und PersonenkenntnIs 

(Nur eme Nennung) 
(7) o Recherche in den pol. Datensystemen 
(8) o Krlmmaltechnische Maßnahmen 
(9) o SonstIge Arten, unbekannt 

(9) Zahl der msgesamt durchge- Zeugen: Beschuldigte: 
führten Vernehmungen 

(I) DNem 
(10) GeständnIs abgelegt? (2) o Ja, ohne weItere polizei!. ErmIttlungen 

(3) o Ja, nach polizeIi. Enmttlungen 
(11 ) Zahl der erfolgten Wohnungs- RIchter!. angeordnet: Bei Gefahr Im Verzug: 

durchsuchungen 
J12) Sofortfahndung (1) 0 Nein 2) 0 Ja 

(13) Sonstige Im Lauf des Verfah- o Alibi-Überprüfung DTÜ 

rens durchgeführte Maß- DWEV o § 100 c - Maßnahme 

nahmen (Mehrfachnennung o TatrekonstruktlOn o EmsatzVP 

möglich!) o Observation o Einsatz "NoeB" 
o PB-Ausschreibung DEmsatz VE 

_ (14) Vorführu~ beim Haftrichter (I) 0 Nein 1(2) 0 Ja I (3) 0 HB erlassen 
(15) Nebenfolgen emgeleitet? o Tatfahrzeug o Bargeld 

Wenn ja, hinsichtlich (Mehr- o Tatmittel o Sonstige Werte 
fachnennung möglich!) o Fahrerlaubnis o Andere Folgen 

(16) ObjektIve BeweIsmIttel nach (I) DNem (3) o Gesucht 
Sachlage mÖßlIch (2) o Ja (4) o Gefunden 
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(17) Objektiver Tatbefund doku- D Bericht D Foto 
mentiert? (Alle ankreuzen) D Skizze D Video 

(18) Aufnahme des objektiven (I) D Streifendienst (4) D Kripo (ohne KT) 
Tatbefundes durch (Nur eine (2) D Bezirksdienst (5) D Kriminaltechnik 
Nennung!) (3) D Polizeiposten (6) D Sonstige 

(19) Lage des Tatorts (Nur eine (I) D Im FreJen (3) D In/an Fahrzeug 
Nennung!) (2) D In/an Gebäude (4) DUnbekannt 

(20) Veränderung von Spuren (Alle D Täter D Witterung 
ankreuzen) D Zeugen D andere Gründe 

(21) Gesicherte Spuren gemäß 1 12 13 14 15 
vorliegendem Spurenkatalog 6 17 18 19 1 Anlage 

(22) Emsatz Sachverständiger 
(I) D Am Tatort eingesetzt 
(2) D Untersuchungen veranlaßt 
D Motiv D Deliktsart 

(23) Aussagewert der Spuren er- D TäterermJttlung D Tatort/Fundort 
kennbar hinsichtlich (Mehr- D Absicherung von D Modus operandi 
fachnennung möglich!) Aussagen oder D Rekonstruktion 

D Gutachten D Nicht erkennbar 

(24) Einfluß der Spuren auf das 
(I) D Kein Einfluß (3) D Geständnis 
(2) D Täterüberflihrung (4) D Ausschuß 

Enmttlungsergebnis 
Unschuldiger 
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Todeszeiteingrenzung im frühen Leichenstadium 

Harald Kusterer 

1 Vorwort 

Mit diesem Bericht werden die Ergebnisse eines "praxisbezogenen For­
schungsprojekts zur Todeszeiteingrenzung im frühen Leichenstadium" vor­
gelegt. Ziel war es, die Aussagefahigkeit und Anwendbarkeit des "AMA­
Soft-Todeszeitprogramms" ftir die polizeiliche Leichensachbearbeitung zu 
überprüfen. 

Hinsichtlich der Vielzahl der retrograd bei nahezu allen Polizeidirektionen 
des Landes Baden-Württemberg erhobenen Daten und dem Abgleich mit 
dem PC Programm "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" von Christoph A. 
Henßge zur Errechnung von Todeszeitgrenzen ist dieses Forschungsprojekt 
das umfangreichste, das bei der Polizei bundesweit zu diesem Themenbereich 
durchgeftihrt wurde. 

44 Studenten und zwei verantwortliche Dozenten der Fachhochschule Villin­
gen-Schwenningen - Hochschule ftir Polizei - haben zahlreiche Todesermitt­
lungsakten durchgearbeitet. Letztlich konnten 487 Fälle in das "AMA-Soft­
Todeszeitprogramm" eingegeben und anschließend mit dem polizeilichen 
Ermittlungsergebnis statistisch abgeglichen werden. 

In diesem Bericht sind die wichtigsten Ergebnisse zusammengefaßt. Die 
ausgewerteten Fälle sind in einer anonymisierten Datenbank erfaßt und las­
sen sich ftir weitere Recherchen verwenden. 

Bereits vor Beginn des Forschungsprojekts wurde festgelegt, daß die Aussa­
gefahigkeit und Praxisrelevanz des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" den 
Kernpunkt der Betrachtungen darstellt und keine dienststellenbezogenen 
Auswertungen geplant sind. Aussagen zu Teilergebnissen ftir einzelne 
Dienststellen sind daher nicht möglich. Gleichwohl ergab die Aktenauswer­
tung, daß die Polizei des Landes Baden-Württemberg keinen einheitlichen 
Standard ftir die Bearbeitung nichtnatürlicher Todesfalle hat und signifikante 
Unterschiede zwischen den Dienststellen festgestellt wurden. 

Die teilweise nur dürftig erhobenen und in den Ermittlungsakten festgehalte­
nen Daten lassen die Polizei des Landes Baden-Württemberg nicht immer 
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professionell erscheinen und wirken sich sicherlich auch unmittelbar nachtei­
lig auf die Gesamtbewertung der Leistungsfähigkeit des "AMA-Soft-Todes­
zeitprogramms" aus. 

Zwischenzeitlich geführte Diskussionen mit Vertretern der Polizeien des In­
und Auslands erbrachten die Erkenntnis, daß überall noch erhebliche Defizite 
vorhanden sind. 

Es ist zu hoffen, daß als Folge unserer Arbeit eine bessere Befunderhebung, 
Standardisierung der Bearbeitung und dadurch auch deutlich bessere Ergeb­
nisse erlangt werden. 

2 Anliegen, Ziele und Zweck des Forschungsprojekts 

2.1 Die Bedeutung der Todeszeiteingrenzung für das polizeiliche 
Ermittlungsverfahren 

Für die Kriminalistik und Kriminaltechnik hat die möglichst exakte Bestim­
mung des Todeszeitpunkts bei der Leichensachbearbeitung eine herausragen­
de Bedeutung. 

Aus dem Todeszeitpunkt ergeben sich bei einem nichtnatürlichen Todesfall 
Hinweise auf die Tatzeit. Oftmals sind diese sogar identisch. Ferner können 
gerade hierdurch, z. B. durch die Überprüfung der Stimmigkeit von Aussa­
gen, Verdachtsindikatoren für das Vorliegen eines Kapitaldelikts gewonnen 
werden. 

Ermittlungs- und Fahndungsansätze bauen auf diesen Erkenntnissen auf. 
Insbesondere kann der Zeitrahmen für Alibiüberprüfungen genau festgelegt, 
bzw. zumindest wesentlich eingegrenzt werden. Ein effektiver und effizienter 
polizeilicher Einsatz wird dadurch erst möglich. 

2.2 Ausgangslage und Initiative für das Forschungsprojekt 

In der polizeilichen Praxis ergeben sich gerade in einem Flächenland wie 
Baden-Württemberg häufig Probleme dadurch, daß Rechtsmediziner nicht in 
jedem Fall - oder nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung - Leichenbe­
sichtigungen vor Ort vornehmen können. Die erst nach einer Obduktion an­
gegebenen Todeszeitgrenzen stellen häufig einen zu großen Zeitrahmen dar 
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oder werden, bedingt durch den späten Obduktionstermin, erst mit deutli­
chem Zeitverzug erlangt. Ferner sind immer wieder große Diskrepanzen 
zwischen den Angaben des den Tod feststellenden Arztes einerseits und den 
Angaben der Rechtsmediziner und späteren polizeilichen Ermittlungsergeb­
nissen andererseits zu verzeichnen. Damit kommt den exakten und umfas­
senden Befunderhebungen durch den polizeilichen Sachbearbeiter eine ge­
steigerte Bedeutung zu. Sie dienen sowohl als Grundlage für ein eventuell 
später zu erstellendes rechtsmedizinisches Gutachten als auch für eine zu­
verlässige und aussagefähige Erstbewertung. 

Als Hilfe für den Ermittlungsbeamten bzw. Kriminaltechniker standen in der 
Vergangenheit die von Prof. Dr. med C. Henßge, Leiter des Instituts für 
Rechtsmedizin der Universität - Gesamthochschule Essen, entwickelten No­
mogramme zur Todeszeiteingrenzung zur Verfügung. Die hierin angewand­
ten Teilmethoden zur Todeszeiteingrenzung im frühen Leichenstadium fin­
den bislang in der polizeilichen Praxis nur teilweise Anwendung. 

In einem mit 10 Studenten des 17. Studienjahrgangs durchgeführten Wahl­
pflichtfach der Fachhochschule Villingen-Schwenningen - Hochschule für 
Polizei - wurde durch umfassende Literaturauswertung die Bedeutung, Pra­
xisrelevanz und Anwendungsmöglichkeit durch den Ermittlungsbeamten 
bzw. Kriminaltechniker untersucht. Dieses Wahlpflichtfach wurde von einem 
Dozenten der Fachhochschule und einem erfahrenen Dezernatsleiter für Ka­
pitaldelikte betreut. 

Während der Beschäftigung mit dieser Thematik wurde bekannt, daß zwi­
schenzeitlich ein auf der Basis der von Prof. Dr. C. Henßge entwickelten 
Methode aufbauende computerunterstützte Fortentwicklung der Todes­
zeiteingrenzung auf dem rechtsmedizinischen Fachmarkt vorhanden ist. Es 
handelt sich hierbei um das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" von Christoph 
Henßge, Magdeburg. 

Durch das vorliegende Forschungsprojekt sollte das "AMA-Soft-Todeszeit­
programm" auf seine Praxisrelevanz, insbesondere auf die unmittelbare An­
wendung durch den polizeilichen Leichensachbearbeiter untersucht werden. 

VorgehensweiselDurchführung des Forschungsprojekts waren: 

• die retrograde Erhebung authentischer Todesfalldaten durch Auswer­
tung der Ermittlungsakten bei den Dienststellen, 
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• die Eingabe der Daten von 500 Fällen m das "AMA-Soft­
Todezeitprogramm" , 

• die Errichtung einer anonymisierten Datenbank, 

• der Abgleich der durch das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" berech­
neten Werte mit den polizeilichen Ermittlungsergebnissen, 

• die statistische Aufbereitung der erlangten Ergebnisse, 

• hieraus resultierend ggf. die Initiierung der Einführung des "AMA­
Soft-Todeszeitprogramms bei der Polizei des Landes Baden­
Württemberg, 

• die Erhebung eines möglichen Informations- und Fortbildungsbedarfs, 

• hieraus resultierend ggf. das Angebot von Seminaren. 

Der Zweck des Forschungsprojekts wurde in der Einführung eines einheitli­
chen Standards bei der Bearbeitung von Todesermittlungsfällen, einer profes­
sionelleren Vorgehensweise und einem effektiveren und effizienteren Einsatz 
vorhandener Ressourcen gesehen. 

2.3 Genehmigungsverfahren, Datenschutz, Unterstützung durch die 
Polizeidienststellen des Landes Baden-Württemberg 

Das Innenministerium Baden-Württemberg genehmigte das Forschungspro­
jekt mit Erlaß vom 12. 3. 1997, Az: 3 - 1250/26.1, und bat die Dienststellen 
des Landes das Projekt im erforderlichen Umfang zu unterstützen. 

Bei dem Forschungsprojekt wurden keine personenbezogenen Daten erho­
ben. 

Zur Gewährleistung der Nachkontrolle bzw. Rückkopplung mit den Dienst­
stellen ist es ausschließlich den erhebenden Studenten (für ihren jeweiligen 
Bereich) sowie den verantwortlichen Dozenten möglich, über die Dienststel­
len-Erfassungs-Nummer Rückschlüsse auf den Fall zu ziehen. 

Das Landeskriminalamt und die Landespolizeidirektionen wurden vor Be­
ginn von unserem Vorhaben unterrichtet und gebeten, die nachgeordneten 
Dienststellen zu unterrichten. 
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Die Unterstützung bei den Polizeidirektionen wurde von den auswertenden 
Studenten als ausgezeichnet bewertet. 

Zwischenzeitlich wurde von verschiedenen Polizeidirektionen die von der 
Fachhochschule Villingen-Schwenningen - Hochschule für Polizei - angebo­
tene Serviceleistung der Eingabe aktueller Fälle in das "AMA-Soft-Todes­
zeitprogramm" und unmittelbare Übermittlung der Daten bereits mehrfach 
erfolgreich genutzt. 

In einem weiteren Wahlpflichtfach wurden für die Praxis Erhebungsbogen 
erarbeitet und Erläuterungen zu den Teilmethoden der Todeszeiteingrenzung 
zusammengestellt. 

3 Durchführung des Forschungsprojekts 

3.1 Lizenzerwerb des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" 

Im Januar 1997 konnten wir für die Fachhochschule Villingen-Schwenningen 
- Hochschule für Polizei - eine persönliche Lizenz, welche die Nutzung auf 
zwei Computern erlaubt, erwerben. Seit diesem Zeitpunkt steht das "AMA­
Soft-Todeszeitprogramm" für Forschungszwecke und als Serviceleistung 
unserer Hochschule für die Polizeidienststellen des Landes zur Verfügung. 

3.2 Erhebung der Daten durch Aktenstudium auf den Dienststellen 

Die Ermittlungsakten nichtnatürlicher Todesfälle werden bei den Polizeidi­
rektionen des Landes Baden-Württemberg in den dortigen Aktensammlungen 
aufbewahrt. Zielvorgabe an die auswertenden Studenten war, daß sie bei der 
jeweils von ihnen ausgewählten Dienststelle diese Akten durcharbeiten und 
je 15 für die Eingabe in das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" geeignete 
Fälle mit den dafür entwickelten Erhebungsbogen erfassen sollten. 

3.3 Personaleinsatz 

Den am Forschungsprojekt beteiligten Studenten standen im April 1997 für 
die Auswertung insgesamt drei Wochen zur Verfügung. Entsprechend dieses 
Zeitrahmens wurden 44 Studenten und Studentinnen mit der Auswertung 
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beauftragt. Zusammen mit den verantwortlichen Dozenten um faßte das For­
schungsprojekt somit 46 Teilnehmer. 

3.4 Eingabe geeigneter Fälle in das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" 

Die Datenerfassung in das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" erfolgte in dem 
für das Forschungsprojekt eingerichteten Projektbüro unmittelbar durch die, 
die Akten auswertenden Studenten und Studentinnen unter Anleitung und 
Betreuung der verantwortlichen Dozenten. 

Insgesamt konnten 487 geeignete Fälle in das "AMA-Soft-Todeszeit­
programm" eingegeben werden. Die erwünschte Datenbasis von 500 Fällen 
wurde somit knapp unterschritten. 

3.5 Errichtung einer anonymisierten Datenbank 

Mit der Eingabe der Daten in das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" wurde 
gleichzeitig eine anonymisierte Datenbank der Fälle eingerichtet. 

Innerhalb der Datenbank sind die Fälle in Blöcke zu je 50 unterteilt bzw. 
zusammengefaßt. Personenbezogene Daten sind darin nicht enthalten. 

Nach Abschluß der Mitarbeit der erhebenden Studenten und Studentinnen ist 
für eventuell erforderliche Rückfragen nur den betreuenden Dozenten der 
Zugriff über das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" mit Block- und Ord­
nungsnummer und anschließender Nachschau in den gesondert in Aktenord­
nern aufbewahrten Erhebungsbogen möglich. 

3.6 Statistische Auswertung der erlangten Werte / Abgleich mit den 
polizeilichen Ermittlungsergebnissen 

Die über das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" erlangten Todeszeitgrenzen 
wurden anschließend mit den polizeilichen Ermittlungsergebnissen abgegli­
chen und durch Eingabe in eine Microsoft Exel-Datei statistisch ausgewertet. 
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4 Auswertungsergebnisse 

4.1 Generelle Ergebnisse 

Nach der erfolgten Durcharbeitung der Ermittlungsakten durch die auswer­
tenden Studenten auf den jeweiligen Dienststellen, ergab sich als erstes Er­
gebnis des Forschungsprojekts,daß es keinen einheitlichen Standard bei der 
Bearbeitung nichtnatürlicher Todesfälle innerhalb der Polizei des Landes 
Baden-Württemberg gibt. 

Um die vorhandene Bandbreite darzustellen sollen die Verhältnisse bei zwei 
"Extremdienststellen", allerdings ohne Namensnennung, aufgezeigt werden: 

• Bei der PD X wurden von den erhebenden Studenten alle in der dorti­
gen Aktenhaltung archivierten nichtnatürlichen Todesfälle der letzten 
Jahre durchgearbeitet. Die Eingabe der angestrebten 15 Fälle in das 
"AMA-Soft-Todeszeitprogramm" konnte jedoch nicht vorgenommen 
werden, da von insgesamt 250 Fällen nur in drei Fällen eine Leichen­
temperaturmessung erfolgte. Eine Maßnahme, die bei nicht offenkun­
dig eindeutigen Sachverhalten eigentlich zum Mindeststandard gehö­
ren sollte. 

• Bei der PD Y hingegen werden grundsätzlich (wenn die kriminalpoli­
zeilichen Sachbearbeiter am Leichenfundort eintreffen) zahlreiche 
Daten bzw. Befunde routinemäßig erhoben, selbst wenn von dem lei­
chenbeschauenden Arzt ein natürlicher Tod attestiert wird. Als Be­
gründung wird angeflihrt, daß man damit späteren Vorwürfen begeg­
nen kann und Erfahrungen flir die Bearbeitung von Kapitaldelikten -
Sicherheit bei der Befunderhebung durch häufigeres Üben - erlangt. 

Es ist somit festzustellen, daß der Standard einer Dienststelle derzeit weitge­
hend vom Engagement der zuständigen Dezernatsleiter flir Kapitaldelikte 
bzw. der Kriminaltechnik abhängig ist. 
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4.2 Einzelergebnisse 

4.2.1 Übereinstimmung "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" mit dem 
polizeilichen Ermittlungsergebnis 

Nach Eingabe der Befunde und Auswertung der Ergebnisse des "AMA-Soft­
Todeszeitprogramms" ist in 366 Fällen = 75,1 % eine Übereinstimmung 
zwischen den Programmdaten und den polizeilichen Ermittlungsergebnissen 
zu verzeichnen (siehe hierzu Grafik 1). Dies bedeutet, daß die Programman­
gaben mit dem ermittelten Todeszeitbereich übereinstimmen bzw. innerhalb 
dessen Grenzen liegen. 

Grafik 1: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit dem polizeilichen 
Ermittlungsergebnis 

Erfaßte Fälle: 487 
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kein Ermittlungsergebnis 
53 = 10,9 % 

abweichendes Ermittlungsergebnis 
68 = 14,0 % 

Übereinstimmung mit Ermittlungsergebnis 
366 = 75.1 % 



In 53 Fällen = 10,9 % war jedoch kein polizeiliches Ermittlungsergebnis zum 
Todeszeitpunkt in den Ermittlungsakten enthalten. Die Ergebnisse können 
daher so nicht verglichen werden. Um eine exakte statistische Aussage zur 
Übereinstimmung der Ergebnisse treffen zu können, sind diese Fälle außer 
Betracht zu lassen (siehe Grafik 2). 

Grafik 2: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit dem polizeilichen 
Ermittlungsergebnis 

Erfaßte Fälle: 434 

400/1 
200 

o 

keine Übereinstimmung 
68 = 15,7 % 

Übereinstimmung 
366 = 84,3 % 

Die Auswertung der 434 Fälle, bei denen ein polizeiliches Ermittlungsergeb­
nis vorliegt, ergibt eine Übereinstimmung mit den Daten des "AMA-Soft­
Todeszeitprogramms" in 366 Fällen = 84,3 %. Eine Feinanalyse der 68 Fälle 
= 15,7 %, bei denen keine Übereinstimmung erzielt wird, ergab, daß darin 
solche Fälle enthalten sind, bei denen das polizeiliche Ermittlungsergebnis 
anhand der vorliegenden Daten offenkundig falsch sein muß. Beispielsweise 
werden Todeszeiträume angegeben, die mit den gemessenen und angegebe­
nen Rektaltemperaturen und den geschilderten Umgebungstemperaturen 
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nicht in Einklang gebracht werden können. Es liegen hier entweder Meßfeh­
ler, fehlerhafte Schilderung der Umgebungsbedingungen oder die ungeprüfte 
Übernahme von Zeugenaussagen als Basis für das polizeiliche Ermittlungs­
ergebnis vor. Die angegebenen Werte des "AMA-Soft-Todesprogramms" 
lassen sich hingegen mit den geschilderten Befunden in Einklang bringen. Zu 
berücksichtigen ist ferner, daß es sich um retrograd erhobene Daten handelt, 
bei denen mangels Kenntnis des "AMA-Soft-Programms" nicht alle hierfür 
relevanten Kriterien erfaßt und teilweise auch mangelhaft dokumentiert wur­
den. 

Unter Berücksichtigung dieser Erkenntnisse und der Tatsache, daß von dem 
polizeilichen Sachbearbeiter nur ein Teil der Methoden zur Todeszeitein­
grenzung im frühen Leichenstadium bisher genutzt wird, scheint mit dem 
vorliegenden Ergebnis eine hohe Übereinstimmung vorhanden zu sein. 

4.2.2 Übereinstimmung "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" mit den 
Angaben des Leichenschauarztes 

Bei einem Sterbefall eines Menschen muß der Tod durch einen Arzt festge­
stellt werden. 

Nach der Bestattungsverordnung muß von dem Arzt eine Leichenschau vor­
genommen und ein Leichenschauschein ausgefüllt werden. Hierauf hat der 
Arzt auch zu vermerken, ob es sich um eine nichtnatürliche Todesursache 
handelt oder nicht. Der Arzt ist auch gehalten, Angaben zum Todeszeitpunkt 
zu treffen. Die Auswertung ergab, daß dies in den meisten Fällen nicht er­
folgt (siehe Grafik 3). 

Die Auswertung der 487 erfaßten Fälle ergab, daß in 410 Fällen = 84,2 % 
keine Angaben des Leichenschauarztes zum Todeszeitpunkt erfolgten. In 46 
Fällen = 9,4 % ist eine Übereinstimmung mit dem "AMA-Soft-Todes­
zeitprogramm" festzustellen. In 31 Fällen = 6,4 % aller Fälle liegen abwei­
chende Ergebnisse zum Todeszeitraum vor. 

Analysiert man die Angaben der Ärzte, so wurde oftmals nicht der Todesein­
tritt, sondern der Zeitpunkt des Eintreffens des Arztes am Leichenfundort 

angegeben. 
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Grafik 3: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit den Angaben des Arztes 

Erfaßte Fälle: 487 

keine Übereinstimmung 
31 =6,4% 

keine Angaben 
410 = 84,2 % 

Überstimmung 
46 = 9,4 % 

Bereinigt man die Statistik um die Fälle, bei denen keine Angaben durch die 
Ärzte erfolgte, so ergeben sich folgende Werte (siehe Grafik 4): 

Es verbleiben von den insgesamt 487 Fällen 77 bei denen die Ärzte Angaben 
zum Todeszeitraum gemacht haben. Von diesen ist in 46 Fällen = 59,7 % 
eine Übereinstimmung zwischen den Angaben der Ärzte und den Ergebnis­
sen des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" festzustellen, in 31 Fällen = 
40,3 % liegen abweichende Angaben vor. 

Diese Abweichungen lassen sich eher durch fehlerhafte Angaben der Ärzte -
siehe Aussage oben - als durch Programmfehler erklären. 

Die Angaben des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" erscheinen jedenfalls 
durchweg plausibel. 
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Grafik 4: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit den Angaben des Arztes 

Erfaßte Fälle: 77 

40 

keine Übereinstimmung 
31 =40,3 % 

---- ---

Übereinstimmung 
46 = 59,7 % 

4.2.3 Übereinstimmung "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" mit den 
Angaben der rechts medizinischen Sachverständigen 

Wie bereits unter 2.2 ausgeführt, ergeben sich in einem Flächenland wie 
Baden-Württemberg für die polizeiliche Praxis Probleme, weil rechtsmedizi­
nische Sachverständige häufig keine Leichenbesichtigung am Leichenfundort 
vornehmen können oder dies mit einem hohen Zeitverzug erfolgt. Außerdem 
ist die Zahl der durchgeführten Obduktionen nach Auskunft mehrerer 
rechtsmedizinischen Sachverständigen unseres Landes in den letzten Jahren 
rückläufig. So überrascht es nicht, daß bei den meisten der ausgewerteten 
Fälle keine Angabe der rechtsmedizinischen Sachverständigen zum Todes­
zeitraum getroffen wurde (siehe Grafik 5). 
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Grafik 5: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit den Angaben der 
Rechtsmedizin 

Erfaßte Fälle 487 

keine Übereinstimmung 
6 = 1,2 % 

keine Angaben 
449 = 92,2 % 

Übereinstimmung 
32 = 6,6 % 

In 449 Fällen = 92,2 % sind in den ausgewerteten polizeilichen Ermittlungs­
akten keine Angaben der rechtsmedizinischen Sachverständigen zum Todes­
zeitraum enthalten. 

Bereinigt man die Statistik wiederum um die Fälle bei denen keine Angaben 
zur Todeszeit durch die rechtsmedizinischen Sachverständigen erfolgte, so 
verbleiben von den 487 ausgewerteten Fällen noch 38 Fälle, die einen Ver­
gleich erlauben (siehe Grafik 6). 

In 32 Fällen = 84,2 % wird eine Übereinstimmung zwischen den Aussagen 
der Rechtsmedizin und den Angaben des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" 
erzielt. In lediglich 6 Fällen = 15,8 % kommt es zu abweichenden Feststel­

lungen. 

Dies erscheint durchaus erklärbar, da ja gerade bei Obduktionen weitere 
Teilmethoden zur Todeszeiteingrenzung neue Erkenntnisse liefern. 
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Vergleicht man die statistischen Werte zur Übereinstimmung des "AMA­
Soft-Todeszeitprogramms", so ist auffallend, daß sie mit 84,3 % (Polizei) 
und 84,2 % (Rechtsmedizin) absolut identisch sind. 

Anzumerken ist hier auch, daß einzelne Gutachten der Rechtsmedizin den 
Hinweis "Todeszeiteingrenzung nach Methode Prof. Dr. med C. Henßge" 
enthalten. 

Es ist jedoch nicht ersichtlich, ob hierbei das Nomogramm nach Henßge oder 
bereits das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" angewandt wurde. 

Grafik 6: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit den Angaben der 
Rechtsmedizin 

Erfaßte FäIIe: 38 
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keine Übereinstimmung 
6=15,8% 

Übereinstimmung 
32 = 84,2 % 



4.2.4 Übereinstimmung "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" - Mittelwert 
mit dem polizeilichen Ermittlungsergebnis 

Grafik 7: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" - Mittelwert mit dem 
polizeilichen Ermittlungsergebnis ==< 1 h 

Erfaßte Fälle: 487 

Abweichung =< 1 h 
122 = 25,1 % 

keine Aussage möglich 
287 = 58,9 % 

Abweichung> 1 h 
78 = 16,0 % 

Wissenschaftlich beweisbar ist bei exakter Anwendung des Verfahrens der 
eingegrenzte Zeitbereich. Das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" bietet den­
noch als Hilfe einen Mittelwert an. Um die Aussagefähigkeit dieses Mittel­
wertes zu überprüfen, wurde eine Abweichung von plus bzw. minus einer 
Stunde zum polizeilichen Ermittlungsergebnis festgelegt. 

In 287 Fällen = 58,9 % ist hierzu keine Aussage möglich, da das Ermitt­
lungsergebnis nicht in einem exakten Todeszeitpunkt, sondern ebenfalls nur 
in einem Zeitraum angegeben ist (siehe Grafik 7). 
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Korrigiert man die statistische Aussage um diese Werte ergibt sich folgendes 
Ergebnis (siehe Grafik 8): 

Grafik 8: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" - Mittelwert mit dem 
polizeilichen Ermittlungsergebnis =< 1 h 

Erfaßte Fälle: 200 

~ 150 I 
/-------------------

100 

Abweichung> 1 h 
78 = 39,0 % 

Abweichung =< 1 h 
122 = 61,0 % 

Bei den verbleibenden 200 Fällen ist in 78 Fällen = 39,0 % die Abweichung 
des Mittelwerts größer als 1 Stunde. In 122 Fällen = 61,0 % liegen die Ab­
weichungen innerhalb des definierten Zeitrahmens plus/minus einer Stunde. 

Der Mittelwert des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" erscheint als Aus­
gangszeitpunkt grundsätzlich geeignet, die polizeilichen Ermittlungen müs­
sen sich jedoch auf den gesamten Zeitrahmen erstrecken. 
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4.2.5 "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" -
offensichtliches Falschergebnis 

In 483 Fällen = 99,2 % ist das Ergebnis, welches das "AMA-Soft­
Todeszeitprogramm" anbietet, durchaus denkbar, selbst wenn es vom poli­
zeilichen Ermittlungsergebnis abweicht. Siehe hierzu auch die Aussagen 
unter 4.2.1. Lediglich in vier Fällen = 0,8 % wird ein offensichtliches Falsch­
ergebnis angeboten (siehe Grafik 9). 

Grafik 9: 

Übereinstimmung "AMA-Soft-Programm" mit dem polizeilichen 
Ermittlungsergebnis - offensichtliches Falschergebnis -

Erfaßte Fälle: 487 offensichtliches Falschergebnis 
4= 0,8 % 

denkbares Ergebnis 
483 = 99,2 % 

Eine Feinanalyse dieser Fälle ergab, daß hierbei extreme Bedingungen vorla­
gen: 

• tote Person in der Badewanne, das Badewasser wird vom Fön stetig 
erwärmt, 

• völlig ausgebluteter Torso, 
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• zerstückelte Leiche, 

• plötzlicher Temperaturanstieg vor dem Tod durch spezielle Giftein­
nahme. 

Solche offenkundigen Umstände verbieten einfach die Anwendung des hier­
mit überforderten Softwareprogramms. 

5 Zusammenfassung 

In einem praxisbezogenen Forschungsprojekt der Fachhochschule Villingen­
Schwenningen - Hochschule für Polizei - wurden mit einem Personaleinsatz 
von 44 Studierenden und zwei Dozenten zahlreiche Todesermittlungsakten 
bei nahezu allen Polizeidirektionen des Landes Baden-Württemberg durch­
gearbeitet. 

Letztlich konnten 487 Fälle in das "Ama-Soft-Todeszeitprogramm" von 
Christoph A. Henßge zur Errechnung von Todeszeitgrenzen eingegeben und 
anschließend mit dem polizeilichen Ermittlungsergebnis statistisch abgegli­
chen werden. 

Mit der Eingabe der Daten in das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" wurde 
gleichzeitig eine anonymisierte Datenbank der Fälle eingerichtet. 

Die Aktenauswertung ergab, daß die Polizei des Landes Baden-Württemberg 
keinen einheitlichen Standard für die Bearbeitung nichtnatürlicher Todesfalle 
hat und signifikante Unterschiede zwischen den Dienststellen bestehen. 

Einzelergebnisse: 

• Die Auswertung der Fälle, bei denen ein polizeiliches Ermittlungser­
gebnis vorliegt, ergibt eine Übereinstimmung mit den Daten des 
"AMA-Soft-Todeszeitprogramms" von 84,3 %. 

• Bei der Auswertung der 487 erfaßten Fälle ergab sich, daß bei 84,2 % 
keine Angaben des Leichenschauarztes zum Todeszeitpunkt erfolgten. 
Wurden Angaben gemacht, so weichen sie in 40,3 % vom "AMA­
Soft-Todeszeitprogramm" ab. 
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• In 92,2 % aller Fälle liegen keine Angaben der rechtsmedizinischen 
Sachverständigen zum Todeszeitraum vor. Wurden Angaben gemacht, 
wird eine Übereinstimmung von 84,2 % erreicht. 

• In 483 Fällen = 99,2 % ist das Ergebnis, welches das "AMA-Soft­
Todeszeitprogramm" anbietet, durchaus denkbar, selbst wenn es vom 
polizeilichen Ermittlungsergebnis abweicht, oder durch Erhebungs­
fehler erklärbar. Lediglich in vier Fällen war ein Falschergebnis fest­
zustellen. Die Analyse ergab, daß hierbei extreme Bedingungen vorla­
gen. Solche offenkundigen Umstände verbieten einfach die Anwen­
dung des hiermit überforderten Softwareprogramms. 

Das Forschungsprojekt zeigt, daß eine bessere Befunderhebung und Standar­
disierung der Bearbeitung von Todesfällen dringend geboten erscheint. Die 
Einführung des "AMA-Soft-Todeszeitprogramms" erscheint nach diesen 
Ergebnissen geeignet, die Effektivität und die Effizienz des polizeilichen 
Einsatzes zu erhöhen. 
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Das ViCLAS-Datenbanksystem 

Michael Dewald und Thomas Klinger 

1 Vorwort 

Die Öffentlichkeit wurde in der letzten Zeit besonders aufgerüttelt durch 
spektakuläre Gewaltdelikte rückfällig gewordener Täter (Sexualmorde an 
Kindern, schwerwiegende Gewalttaten durch psychisch gestörte Täter). Sol­
che Fälle und die damit verbundene polizeiliche Aufklärungsarbeit rückten 
für Wochen in den Mittelpunkt der öffentlichen Berichterstattung. Vordring­
liche Aufgabe der Polizei ist es, diese Täter möglichst schnell zu fassen, 
bevor sie ihre Straftaten fortsetzen. Jeder verhinderte Rückfall in diesen De­
liktsbereichen und jede Unterbrechung einer Serie ist ein hoch einzuschät­
zender polizeilicher Erfolg. 

Damit solche Täter schneller gefaßt werden können, ist es dringend notwen­
dig, daß sich die deutsche Polizei neuerer kriminalistischer Methoden be­
dient, wie sie aus dem Ausland (vor allem aus den USA, Kanada, Großbri­
tannien, den Niederlanden, Skandinavien und Australien) bekannt sind. Dazu 
zählen die sogenannten fallanalytischen Verfahren (Fallanalyse und Täterpro­
filerstellung) und das in Kanada entwickelte, international anerkannte, 
ViCLAS-Datenbanksystem. 

ViCLAS steht für Violent Crime Linkage Analysis System. Übersetzt be­
deutet das: "Analyse system zum Erkennen von Zusammenhängen im Bereich 
der Gewaltdelikte" . Diese Methode wurde von der Royal Canadian Mounted 
Police entwickelt und wird in Kanada seit 1995 eingesetzt. 

In den Bereichen "Tötungsdelikte" und "sexuelle Gewaltdelikte" existiert in 
der Bundesrepublik kein geeignetes Auswerteinstrument, mit dem die poli­
zeilichen Zentralstellen eine sinnvolle Auswertung durchführen können, um 
Tat-Tat- und Tat-Täter-Zusammenhänge festzustellen. Es bestehen nur tech­
nisch veraltete Systeme und die bekannten Mängel des herkömmlichen poli­
zeilichen Meldedienstes. Durch wissenschaftlich entwickelte Erhebungsbö­
gen, die Einführung der computergestützten Falldatei ViCLAS und den für 
ViCLAS neu organisierten Meldedienst kann eine tiefgreifende Verbesserung 
der Auswertung in diesem Deliktbereich herbeigeführt werden. 
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Positive Auswirkungen ergeben sich in der Zukunft auch im internationalen 
polizeilichen Inforrnationsaustausch. Das ViCLAS-Datenbanksystem wird in 
anderen Staaten Europas vor allem in Großbritannien, in den Niederlanden, 
in Belgien und Österreich bereits erfolgreich eingesetzt. Die Ausweitung in 
weiteren Staaten hat begonnen, insbesondere nach Skandinavien, Spanien, 
Portugal, Ungarn und Polen. 

In Deutschland kommt der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
besondere Bedeutung zu. Dies gilt ftir die inhaltliche und technische Seite des 
Daten- und Informationsaustauschs sowohl bei der Einrichtung als auch beim 
Betrieb der gemeinsamen ViCLAS-Datenbank. Vor allem ist hier der Erfah­
rungsaustausch im zukünftigen Wirkbetrieb angesprochen. 

Nach Kenntnisnahme eines Sachstandsberichts zur Einftihrung von fallana­
lytischen Verfahren und der ViCLAS-Datenbank durch das Bundeskriminal­
amt (26.2. 1998) hat die AG Kripo in ihrer 141. Sitzung am 18. /19.3. 1998 
in Hann. Münden eine Bund-Länder-Projektgruppe mit der Erstellung einer 
Konzeption beauftragt. Diese Bund-Länder-Projektgruppe "Fallanalytische 
Verfahren und das ViCLAS-Datenbanksystem" unter Federftihrung des Bun­
deskriminalamtes unter der Beteiligung der Landeskriminalämter Baden­
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, N ordrhein-Westfalen, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt hat nach einigen Monaten eine Konzeption 
erstellt und der AG Kripo vorgelegt. 

Durch die AG Kripo und den AK 11 wurde im Frühjahr 1999 die Einftihrung 
von ViCLAS in Deutschland beschlossen. Der Wirkbetrieb soll am 01. Janu­
ar 2000 beginnen. 

Mit diesem Arbeitspapier soll ein umfassender Überblick über das Gesamtsy­
stem ViCLAS gegeben werden. Bei der Erstellung konnten wir auf die Un­
terstützung von Dr. Michael Baurmann, Harald Dern, und Jens Vick, alle 
BKA/KI 13, zurückgreifen. 

Wir hoffen, Ihnen einen Einblick in diese neue, wenn auch nicht ganz neue 
Welt der Analyse und Auswertung geben zu können. Das Rad wurde mit 
ViCLAS nicht neu erfunden, nein, wir haben den "Motor" (die Basisdienst­
stellen) durch eine computergesteuerte "Achse" (ViCLAS) nur neu mit dem 
"Rad" (ZentralstelIen) verbunden. Wir hoffen, es funktioniert. 
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2 Die neuen fallanalytischen Verfahren und Computeranwendun­
gen bei der deutschen Polizei - eine kurze Übersicht 

Da es sich bei den fallanalytischen Verfahren um relativ neue Methoden 
handelt, die zudem meist aus dem englischsprachigem Raum kommen, wer­
den in Deutschland zur Zeit noch sehr unterschiedliche und auch synonym 
verwandte Begriffe nebeneinander gebraucht. 

Durch die oben angesprochene Bund-Länder-Projektgruppe wurden im Rah­
men der Konzeptionserstellung die Begriffe eindeutig festgelegt. 

Man spricht zukünftig von der Operativen Fallanalyse als Oberbegriff. Dar­
unter fallen dann verschiedene Methoden wie die Fallanalyse und die Täter­
profilerstellung sowie einige computerunterstützte Werkzeuge (ESPE und 
FEUER, siehe Grafik auf S. 130). 

Eine besondere Stellung nimmt die zukünftige Arbeit mit der Falldatei 
ViCLAS ein, da in ihr fallanalytisches (Erfahrungs-) Wissen, wissenschaftli­
che Forschung und kriminalistisches und kriminologisches Wissen in ein­
deutiger Weise zusammengeführt werden. Das vorliegende Arbeitspapier soll 
deshalb vor allem ViCLAS und die dort vorgesehenen Arbeitsabläufe dar­
stellen. 

Zum besseren Überblick über die verschiedenen fallanalytischen Methoden 
soll das Schaubild auf der folgenden Seite dienen: 
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3 Das Konzept ViCLAS 

3.1 Die Erneuerung der Strategie der sinnvollen fallbezogenen 
Auswertung 

Im Rahmen des durch das BKA initiierten Forschungsprojekts "Empirische 
Untersuchung der tatsächlichen Abläufe im Kriminalpolizeilichen Melde­
dienst (KPMD) und der an der Zusammenführung beteiligten kriminalisti­
schen Schlußprozesse - unter Berücksichtigung des Stellenwerts der EDV" 
(vgl. Oevermann, 1994) ist u. a. eine kritische Bestandsaufnahme zum 
KPMD erfolgt. Die bereits zuvor in der Kriminalpolizei und in der Wissen­
schaft diskutierte Mängellage und Ineffektivität des KMPD wurde im Rah­
men dieser Untersuchung bestätigt. Sofern man die Zielsetzung des KPMD in 
einer effektiven Auswertung sah, wurde sein Scheitern festgestellt. Da die 
Ursachen dieses Scheiterns in strukturellen Problemen des KPMD bestanden, 
wurde vor allem in einer reinen Computerisierung ohne phänomenologische 
Durchdringung kein Lösungsweg gesehen. 

Dies und die nachfolgend aufgeführten Mängel spiegeln auch den Stand und 
die Erfahrung der Auswerter (insbesondere an den Zentralstellen) wider: 

• Vertextungsproblem (Gestaltprägnanz kriminalistisch relevanter Sach­
verhalte ging beim Durchlauf der Stationen der kriminalpolizeilichen 
Vorgangsbearbeitung verloren), 

• Unausgeglichenheit von Geben und Nehmen innerhalb des KPMD, 

• Problem mangelnder horizontaler Kommunikation, 

• Dominanz der sogenannten subsumtionslogischen Perspektive, 

• Entfernung vom beruflichen Selbstbild der Beamten, 

• Fehlen einer tragfähigen kriminalistischen Begründungslehre. 

Ein beispielhafter Beleg für den festgefahrenen Zustand des KPMD war der 
Umstand, daß Recherchen der Zentralstellen in der Regel eine örtliche Aus­
richtung hatten, die natürlich auch durch den Umstand zu begründen waren, 
daß überörtliche Informationen nicht oder nur unzureichend vorhanden wa­
ren. Hierin spiegelt sich das Dilemma wider, daß das Vertrauen in eine präzi­
se Abbildung von Straftaten auf der Basis des differenzierten Tathergangs 
praktisch nicht gegeben war. Man vertraute hingegen der alten Regel, daß 
Täter regelmäßig ein örtlich begrenztes Handlungsmuster zeigen und Plausi­
bilität nur für solche Zusammenführungen erwartet werden konnte, die das 
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Element regionaler Nähe enthielten. Unter diesen Bedingungen war eine 
zentrale KPMD-Datei in struktureller Hinsicht weitgehend obsolet. 

Eine funktionierende Auswertung setzt in einem ersten Schritt voraus, daß 
die Erfassung der auswerterelevanten Fallmerkmale durch die sachbearbei­
tende Dienststelle erfolgt und dies nicht als lästige Pflichtaufgabe, sondern 
als hilfreich im Hinblick auf eine zu erwartende spätere Unterstützung ange­
sehen wird. In einem zweiten Schritt muß gefordert werden, daß an der aus­
wertenden Zentral stelle ein spezifischer Auswertefachverstand vorherrscht. 
Dieser Fachverstand bedient sich der EDV letztlich als "durchmusternde 
Suchhilfe" und darf nicht umgekehrt durch EDV-Systeme in ein subsumti­
onslogisches Korsett gezwängt werden (die EDV hat sich der Aufgabe der 
Auswertung anzupassen - nicht umgekehrt). 

Ein funktionierendes Auswertesystem muß deshalb das kriminologische, 
phänomenologische und methodische Wissen auf zwei Ebenen abbilden. 
Einerseits bei der qualitätsorientierten Daten- und Informationsbeschaffung, 
z. B. durch die Abfrage der Informationen mit einem Fragebogen, sowie der 
anschließenden Eingabe in ein abbildungsfähiges, modernes EDV-System; 
andererseits müssen die Analytiker die Vollständigkeit und Ergiebigkeit der 
ihnen zur Auswertung vorliegenden Informationen richtig beurteilen können. 

Der zentrale Punkt ist die Fähigkeit der Auswerter, die richtigen Fragen an 
den vorliegenden Informationspool zu stellen. Es besteht nämlich ein direkter 
Zusammenhang zwischen der Qualität und dem Umfang der Daten, den an­
schließenden Fragestellungen an das EDV-System und der Wahrscheinlich­
keit des Erkennens von Tatzusammenhängen und Serien. Die EDV kann den 
kreativen und erfahrungsgestützten Vorgang der fallanalysierenden Betrach­
tung (=> Auswertung) nicht ersetzen, sondern unterstützt ihn durch die Be­
reithaltung der als erforderlich angesehenen Fallinformationen. 

3.2 Was ist ViCLAS? 

ViCLAS ist das Kürzel für "Violent Crime Linkage Analysis System" und 
bedeutet auf deutsch "Analyse-System zur Serienzusammenführung von 
Gewaltverbrechen" (Da es eine englische Abkürzung ist, wird es üblicher­
weise < weicläs > ausgesprochen.). Es dient dazu, Serienstraftaten im Be­
reich der schweren Gewaltkriminalität effektiv und schnell zusammenzufüh­
ren. Dabei wird der kriminalistische Einzelfall auf einen Serienverdacht hin 
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eingehend überprüft, um damit zur Täteridentifizierung oder zur Feststellung 
von Tatzusammenhängen beizutragen. 

Das Konzept ViCLAS wurde geschaffen, weil man erkannt hatte, daß es 
dringend notwendig ist, bei schwerwiegenden Straftaten später wiederer­
kennbare und deliktsübergreifende Fallinformationen polizeilich zuverlässig 
zu erfassen und abzuspeichern, damit Tatzusammenhänge auch überregional 
festgestellt werden können. Die Erhebung der Falldaten erfolgt mittels eines 
umfassenden Katalogs mit 168 Fragen, dem ViCLAS-Erhebungsbogen. Die­
se standardisierte Fallbeschreibung soll im Wesentlichen die festgestellten 
Verhaltensmuster der bekannten oder unbekannten Straftäter bei ihrer Tataus­
führung abbilden. Darauf aufbauend können dann geschulte polizeiliche 
Fallanalytiker mit gezielten Recherchen im ViCLAS-System Gemeinsam­
keiten zu bereits abgespeicherten Fällen aufzeigen (Tat-Tat-Zusammenhän­
ge). In geeigneten Fällen wird damit die sogenannte "Handschrift" eines 
Rückfalltäters identifiziert, was zum Erkennen weiterer Tat-Täter-Zusam­
menhänge führen kann. Dies ist ein wichtiges Hilfsmittel bei der Ermittlung 
und Aufklärung von Straftaten. 

Weiterführende Aspekte und Ziele der Datenbank sind: 

• die Gewinnung von Präventionsansätzen in bezug auf Wiederholungs­
oder Rückfalltäter, 

• die Beobachtung der Kriminalitätsentwicklung in verschiedenen De­
liktsfeldern der Gewaltkriminalität. 

3.3 Wo wurde ViCLAS entwickelt? 

Das Datenbanksystem ViCLAS wurde in Kanada entwickelt und wird dort 
seit 1995 betrieben. Die zuständige kanadische Behörde, die Royal Canadian 
Mounted Police, konnte bei der Entwicklung des Systems vor allem auf die 
Erfahrungen des FBI (mit seinem analogen System VICAP) und die der Poli­
zeibehörden in den amerikanischen Bundesstaaten Washington und Iowa 
zurückgreifen. 

Die kanadische Polizei entwickelte über die Jahre eine modeme Version, die 
in mehreren Sprachen verwendbar ist und gab die Software zum Zwecke der 
Verbesserung der internationalen Verbrechens bekämpfung weiter. Damit 
können dann auch gefährliche Serientäter, die mit ihren Straftaten internatio­
nal agieren, erkannt werden. 
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Durch den Besuch einer Fortbildungsveranstaltung in Bramshill/Großbritan­
nien wurde das Referat OA 37 (Herr Klinger) im Sommer 1996 auf das Sy­
stem aufmerksam. Kurze Zeit später war das BKA in Besitz einer ersten 
Kopie der ViCLAS-Software. Gemäß einer vertraglichen Vereinbarung ist 
das Bundeskriminalamt alleiniger Ansprechpartner der kanadischen Behör­
den für die Nutzung und Weitergabe der Software innerhalb Deutschlands. 
Im BKA wurden die Inhalte von ViCLAS ins Deutsche übersetzt und dem 
deutschsprachigen Kulturkreis angepaßt. Als Grundlage dafür diente eine 
erste Übersetzungsversion aus Österreich, die Magister Thomas Müller vom 
Kriminalpsychologischen Dienst beim Innenministerium in Wien erstellt 
hatte. Im Dezember 1996 erhielt das Land Bayern die Software vom BKA für 
einen Testbetrieb im Rahmen des Projekts "AG TT" beim Polizeipräsidium 
München und sammelte so die ersten praktischen Erfahrungen in Deutsch­
land. 

Weltweit wird das ViCLAS-Datenbanksystem mittlerweile in verschiedenen 
Staaten eingesetzt, so in Australien, in Neuseeland, Belgien, Großbritannien, 
Niederlande, Österreich und in verschiedenen Bundesstaaten der USA. Inter­
esse zur Übernahme des Systems besteht in zahlreichen weiteren Staaten, 
insbesondere in Europa (die skandinavischen Länder und die Schweiz wollen 
ViCLAS definitiv einfUhren). 

Seit 1995 wurden durch die kanadische Polizei in das kanadische ViCLAS­
System über 40.000 Fälle eingegeben. Diese Zahl umfaßt sowohl die seit 
dieser Zeit polizeilich bekannt gewordenen, als auch die retrograd erfaßten 
Fälle. Zur Einordnung: Bei einer Zahl von etwa 30 Millionen Einwohnern 
werden in Kanada im langjährigen Durchschnitt jährlich ca. l.500 Tötungs­
delikte registriert - einschließlich Versuche - und ca. 30.000 sexuell moti­
vierte Straftaten. 

Anfangs wurden in Kanada nur die Tötungsdelikte mit sexuellem Motiv oder 
mit nicht eindeutig erkennbarem Motiv eingestellt. Bereits kurze Zeit später 
entschloß man sich allerdings alle Tötungsdelikte in das System einzustellen, 
um ständig einen Überblick über alle Tötungsdelikte zu haben und die Datei 
für stichhaltige kriminalistische (z. B. Abgleich mit Gerichtsgutachten) und 
kriminologische Zwecke (phänomenologische Studien) nutzen zu können. 

Derzeit werden in Kanada folgende Delikte einschließlich Versuche erfaßt: 

• alle Tötungsdelikte, 

• Vermißtenfälle, bei denen ein Verbrechen nicht auszuschließen ist, 
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• unbekannte Tote, bei denen ein Verbrechen zu vermuten ist, 

• Vergewaltigungen, 

• alle Sexualdelikte unter Verwendung von körperlicher Gewalt oder 
bei Tatbegehung durch mehrere Täter, 

• sexueller Mißbrauch von Kindern (ohne innerfamiliäre Delikte) sowie 

• Entführungen (außer durch Elternteil). 

ViCLAS ist eine Datenbank, die primär zur Feststellung von Serien dient. Im 
Hinblick auf ihren Seriencharakter stellen sich die erfaßten Fälle in der 
ViCLAS-Datenbank in Kanada zahlenmäßig wie folgt dar (Stand 1. 7.1998): 

Gesamtzahl der erfaßten Fälle 

Anzahl der Fälle mit Seriencharakter 

4l.180 

7.691 

Damit beträgt der Anteil der Serientaten an der Gesamtzahl der Taten knapp 
20 %. Zu ergänzen wäre noch, daß sich die Anzahl der festgestellten Serien 
im angesprochenen Zeitraum auf 2.624 beläuft, die durchschnittliche Serie 
im System also aus ca. 3 Taten besteht. 

3.4 Stand der Entwicklung in Europa 

Ende November 1998 fand in Wien die 1. EU-Konferenz zum Thema 
"ViCLAS" statt, an der Vertreter aus insgesamt 18 Ländern teilnahmen. Da­
bei wurde deutlich, daß bis dahin vier EU-Staaten ViCLAS eingeführt hatten 
(Belgien, Großbritannien, Niederlande, Österreich) und Deutschland kurz vor 
der Einführung stand. In der Zukunft zeichnet sich eine europaweite Ver­
breitung des Systems ab. Schweden hat seit dem 01.07.99 mit der Einführung 
von ViCLAS begonnen. Ein starkes Interesse zur Einführung innerhalb der 
EU besteht derzeit in Dänemark, Norwegen und der Schweiz, wobei anzu­
merken ist, daß auch die Länder Spanien, Griechenland und Portugal über 
eine Einführung nachdenken. Darüber hinaus bekundeten die Vertreter Kroa­
tiens, der tschechischen und der slowakischen Republik starkes Interesse am 
Datenbanksystem ViCLAS. 
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3.5 Einführung der ViCLAS-Datenbank in Deutschland 

Der besondere Unrechts gehalt sexueller Gewaltdelikte, die Auswirkungen 
solcher Delikte auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung (vgl. vor allem die 
brutalen sexuellen Gewaltverbrechen der letzten Zeit zum Nachteil an Kin­
dern), das in der Serienerkennung liegende kriminalistische und präventive 
Potential und die in Europa zunehmende Bereitschaft zur Einführung von 
ViCLAS, begründen einen entsprechenden Handlungsdruck. 

Der Koordinierungsbedarf zwischen den Polizeien der Bundesländer und 
dem Bundeskriminalamt zur Einrichtung eines gemeinsamen einheitlichen 
Datenbestands ist hoch, da die Daten zwecks bundesweiter einheitlicher Re­
cherchen vergleichbar sein müssen um Serienzusammenhänge zu erkennen. 
Ein ebenso hoher Bedarf besteht beim internationalen Abgleich von unge­
klärten Fällen, insbesondere dann, wenn davon auszugehen ist, daß der Täter 
seine Straftaten über Ländergrenzen hinweg begeht. 

Nach einem intensiven konzeptionellen Vorbereitungs- und Abstimmungs­
prozeß innerhalb des BKA wurde der AG Kripo im Frühjahr 1998 ein Bericht 
zum aktuellen Stand fallananalytischer Verfahren und des ViCLAS-Daten­
banksystems vorgelegt. Daraufhin wurde eine Bund-Länder-Projektgruppe 
unter Federführung des BKA mit der Erstellung einer Konzeption beauftragt, 
die im Laufe des Jahres 1998 unter Beteiligung von acht Bundesländern und 
des Bundeskriminalamtes fertiggestellt wurde. Gleichzeitig hatten die Länder 
Bayern (seit 1. 01. 1998) und Baden-Württemberg (seit 1. 10. 1998) das Sy­
stem fur ihren Zuständigkeits bereich landesweit eingeführt. 

Zur Umsetzung der Einführung von ViCLAS wurden innerhalb der Konzep­
tion der Bund-Länder-Projektgruppe die Ziele definiert und eine Reihe von 
Regelungen sowie Maßnahmen beschrieben. 

Die Einführung des Systems in der Bundesrepublik wurde im Frühjahr durch 
die AG Kripo und den AK II beschlossen. Als Termin fur den Start des 
Wirkbetriebs ist der 01. Januar 2000 vorgesehen. 

Langfristig wird ViCLAS in INPOL-neu integriert werden. 
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3.6 Zu erhebende und im ViCLAS-Datenbanksystem zu speichernde 
Informationen 

Zur Erhebung der kriminalistisch und kriminologisch erforderlichen Infor­
mationen wurde ein umfangreicher Fragebogen mit insgesamt 168 Fragen 
entwickelt. Dieser ist für die meldepflichtigen Delikte (siehe Punkt 3.7) von 
den sachbearbeitenden Dienststellen auszufüllen und an die zuständige 
ViCLAS-Zentrale des jeweiligen Bundeslandes zu übersenden. Dort werden 
die erhobenen Informationen in die ViCLAS-Datenbank eingegeben und 
abgespeichert. 

Es sollen folgende Arten von personenbezogenen Informationen gespeichert 
werden: 

• Informationen über den Täter, 

• Informationen über das Opfer, 

• Angaben zu benutzten Fahrzeugen, 

• Informationen über Tatörtlichkeiten, 

• Angaben zur Vorgehensweise des Täters bei der Tatbegehung, hier 
insbesondere verbales und physisches Verhalten des Täters, 

• Angaben über Täter-Opfer-Beziehung, 

• Art der verwendeten Waffen und Gegenstände, 

• Angaben zu Verletzungen und Todesursachen. 

3.7 Deliktsbereiche, Fallgruppen 

Für folgende Deliktsbereiche soll ViCLAS eingesetzt werden: 

• Tötungsdelikte mit Ausnahme der geklärten, persönlich-motivierten 
Taten mit familiärer Vorbeziehung ohne besondere Tatnmstände; 

• Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung unter Anwendung 
oder Androhung körperlicher Gewalt mit Ausnahme von Taten mit 
familiärer oder partnerschaftlicher Vorbeziehung ohne besondere Tat­
umstände; 

• Vermißtenfälle, wenn die Gesamtumstände auf ein Verbrechen hin­
deuten; 
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• Verdächtiges Ansprechen von Kindern und Jugendlichen, wenn ein 
sexuelles Motiv vermutet werden kann und nach Sachlage tatsächliche 
Anhaltspunkte für eine geplante schwerwiegende Straftat vorliegen. 

3.8 Retrograde Erfassung 

Die Effizienz der ViCLAS-Datenbank hängt wesentlich ab, von 

• der Qualität der eingegebenen Daten und 

• der möglichst hohen Anzahl der recherchierfähigen Fälle im Verhält­
nis zur Gesamtzahl der relevanten Fälle. 

Letzteres schließt die Notwendigkeit der Erfassung von sogenannten Altfäl­
len ein. Aus Praktikabilitätsgründen sowie aus organisatorischen und ökono­
mischen Erwägungen heraus, ist eine retrograde Erfassung sämtlicher Alt­
fälle nicht leistbar. 

Für eine retrograde Erfassung werden daher folgende Selektionskriterien 
herangezogen: 

(1) Straftaten, die zehn Jahre und länger zurückliegen, sollten grund­
sätzlich nicht erfaßt werden, es sei denn die Prüfung der individuellen 
Aspekte des Einzelfalls läßt unter Beachtung des Dateizwecks eine 
Erfassung sinnvoll erscheinen. Hier kommen insbesondere Fälle gern. 
(3) in Betracht. 

(2) Die erhobene Datenqualität muß ausreichend sein und eine qualifi­
zierte Recherchiermöglichkeit in der Datenbank eröffnen. 

(3) Im Hinblick auf den Täter sollten insbesondere die Fälle erfaßt wer­
den, bei denen auf grund der Gefährlichkeit des Täters und der beson­
deren Tatumstände von einer Wiederholungsgefahr auszugehen ist 
(Negativprognose). 

(4) Die Auswahl retrograd zu erfassender Fälle anhand der genannten 
Selektionskriterien wird in das Ermessen der sachbearbeitenden 
Dienststelle gestellt. Den Ländern steht es frei dies näher zu regeln 
sowie den Umfang und den Zeitrahmen weiter zu fassen. 
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3.9 Festgelegte Aufgabenverteilung zwischen dem Bund und den 
Ländern 

3.9.1 Aufgaben des Bundeskriminalamtes 

• Das BKA ist die zuständige internationale Schnittstelle und allein 
autorisierter Ansprechpartner der kanadischen Polizei für das 
ViCLAS-Datenbanksystem. 

• Das BKA ist bezüglich des ViCLAS-Systems zuständige Zentralstelle 
in der Bundesrepublik für inhaltliche und technische Systemverände­
rungen sowie bei Datenschutzbelangen der Verbunddatei. 

• Das BKA stellt die kanadische ViCLAS-Software in übersetzter Form 
zur VerfUgung. 

• Das BKA stellt Vorlagen des ViCLAS-Erhebungsbogens und ein 
Anwenderhandbuch (als aktualisierte Übersetzung) bereit. 

• Das BKA sorgt fUr Administration, Bestandspflege und Aktualisie­
rung des Bundesdatenbestands und für die Recherche in seinem Zu­
ständigkeitsbereich der ViCLAS-Datenbank. 

• Die Systempflege der ViCLAS-Datenbank und die Wahrnehmung der 
in der Errichtungsanordnung genannten zentralen Aufgaben obliegen 
demBKA. 

• Das BKA bietet die methodische Aus- und Fortbildung für die Fach­
leute in den Ländern an, insbesondere die Ausbildung zu Analytikern 
für das ViCLAS-Datenbanksystem. 

• Neben den Ländern kümmert sich vor allem das BKA um die Weiter­
entwicklung fallanalytischer Methoden, um die Erschließung weiterer 
phänomenologischer Felder fUr die Fallanalyse und um die Weiter­
entwicklung der ViCLAS-Datenbank. 

• Das BKA betreibt und unterstützt im Rahmen seiner personellen Res­
sourcen wissenschaftliche Auswertungen der in der ViCLAS­
Datenbank gespeicherten Informationen. 
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• Das BKA fördert die nationale und internationale Zusammenarbeit mit 
den Korrespondenzdienststellen, beispielsweise über jährliche Sach­
bearbeitertagungen und einen fachspezifischen Informationsaustausch 
(z. B. über Newsletter). 

3.9.2 Aufgaben der Länder 

• Die Länder sorgen für die organisatorische, technische und personelle 
Einrichtung von ViCLAS-Dienststellen in ihren Zuständigkeitsberei­
chen. 

• Die Länder organisieren die Informationssammlung und den Informa­
tionsaustausch bezüglich der definierten Delikte und zwar sowohl in­
nerhalb des eigenen Bundeslands als auch - über die Zentral stelle 
BKA - mit anderen Länderdienststellen und mit dem Ausland. 

• Die Länder führen in ihrem Zuständigkeitsbereich eine Meldepflicht 
fur die gemeinsam definierten Deliktsfelder ein. 

• Die Länder sorgen dafür, daß die bezüglich der ViCLAS-Meldungen 
und -Erfassungen vorgeschriebenen Qualitätsstandards in ihrem Zu­
ständigkeitsbereich eingehalten und diese Qualitätsstandards immer 
wieder mit allen Bundesländern und dem BKA abgestimmt werden. 

• Das einzelne Bundesland, das die ViCLAS-Datenbank betreibt, küm­
mert sich, solange eine Verbunddatei noch nicht eingerichtet wurde, 
ggf. um seine länderspezifische Errichtungsanordnung. 

• Die Länder nehmen die Aufgaben des Datenschutzes im Rahmen der 
Errichtungsanordnung wahr. 

3.10 Beschreibung der Meldewege und der Arbeitsabläufe beim 
Betrieb des ViCLAS-Datenbanksystems 

Die Bearbeitung eines Falls orientiert sich an der in Kanada bewährten 
Schrittfolge und Ausprägung, da dieses Vorgehen die bekannten Mängel des 
polizeilichen Meldedienstes minimiert. Entsprechende gute Erfahrungen 
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liegen bereits in Bayern und Baden-Württemberg vor. Folgende Arbeits­
schritte sind bei einer Fallbearbeitung erforderlich: 

• Der ViCLAS-Erhebungsbogen wird der zentralen ViCLAS-Einheit im 
LKA durch die sachbearbeitende Dienststelle innerhalb von drei Wo­
chen nach der Tat zusammen mit wichtigen Vernehmungen übersandt. 

• Die zentrale ViCLAS-Einheit im Landeskriminalamt nimmt eine 
Qualitätskontrolle, u. a. durch Prüfung der Plausibilitäten (Erkennen 
von unschlüssigen Aussagen durch Kontrollroutine ) und der V ollstän­
digkeit der Datenerhebung vor. Gegebenenfalls veranlaßt sie Nacher­
hebungen. 

• Aus dem ViCLAS-Erhebungsbogen sowie den begleitenden Verneh­
mungen und Berichten werden die Besonderheiten des Falls herausge­
arbeitet und zu Fragestellungen für die Recherche im System ver­
dichtet (Analyse zur Vorbereitung der Recherche). 

• Werden im Wege der Recherche Tat-Tat- oder Tat-Täter-Zusammen­
hänge erkannt, wird eine zweite Analyse des Falls durch einen weite­
ren ViCLAS-Analytiker zur Evaluierung der Ergebnisse durchgeführt. 
Recherchen müssen in bestimmten Zeitabständen wiederholt werden. 

• Die Inhalte des Erhebungsbogens und die erkannten Zusammenhänge 
werden in die ViCLAS-Datenbank eingegeben. 

• Für die reine Erfassung und die Recherche der Fälle durch die 
ViCLAS-Dienststelle ist mit einem Zeitaufwand von durchschnittlich 
ca. vier Stunden pro Fall zu rechnen. Für das Ausfüllen des ViCLAS­
Fragebogens benötigt ein routinierter Sachbearbeiter der ermittlungs­
führenden Dienststelle durchschnittlich ca. 60 - 90 Minuten. 

• Der sachbearbeitenden Dienststelle geht die Ergebnismitteilung (u. a. 
ist der gemeldete Fall Teil einer Serie oder nicht?) zu. Eine monatliche 
ViCLAS-Lagemeldung, aufgegliedert nach Dienststellen und Delikts­
bereichen, soll alle beteiligten Dienststellen über den aktuellen Stand 
in Kenntnis setzen und eine Kontrolle erlauben. 

• Bei Hinzukommen neuer Fall-Erkenntnisse und/oder Ermittlung des 
Täters erfolgen gegebenenfalls Nachmeldungen gemäß dem Fragebo­
gen. 
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• Zum Abgleich der durch Tagesmeldungen bekannt gewordenen mit 
den zur ViCLAS-Eingabe gemeldeten Delikte, sollte im Rahmen einer 
angemessenen Frist (14 Tage) über dezentrale Koordinatoren eine 
Kontaktaufnahme zum Sachbearbeiter erfolgen. 

• Die Länder übermitteln die eingegebenen Daten an das Bundeskrimi­
nalamt. 

• Das Bundeskriminalamt faßt alle Bestände zusammen und sorgt für 
die Bereitstellung des Gesamtbestands des Bundes und der Länder. 

• Das Bundeskriminalamt nimmt auf Aufforderung durch die Länder 
Anfragen im Ausland vor. Das BKA recherchiert bei ausländischen 
Anfragen im deutschen Bestand. 

• Bei einer bundesweiten Installierung wird der Gesamtbestand der 
Fälle zunächst physikalisch im BKA und in den Ländern vorgehalten. 
Per magnetischer Datenträger liefern die Länder in der Anfangsphase 
in bestimmten Abständen ihre Daten an. Das Bundeskriminalamt stellt 
den Teilnehmern zu festgesetzten Terminen den Gesamtdatenbestand 
zur Verfügung. Diese Verfahrensweise gilt für die Aufbauphase unter 
Beteiligung der jeweils neu hinzukommenden Länder, da ein Online­
betrieb sofort nicht möglich ist. 

• Die Übermittlung der Daten auf Disketten erfolgt immer in verschlüs­
selter Form. Die Datenträger werden kontrolliert versandt. 

3.11 Verhältnis ViCLAS zu INPOL-aktuell 

Eine Einbindung von ViCLAS in INPOL-aktuell ist nicht geplant und auch 
nicht sinnvoll. Die in ViCLAS abgebildeten Fälle sind nur ein zahlenmäßig 
extrem kleiner Teil (wenn auch ein wichtiger und spektakulärer) des Fallauf­
kommens aus der allgemeinen Kriminalität. Eine Einbindung dieses kleinen 
und exklusiven Bereichs in die veralteten Strukturen von INPOL-aktuell 
wäre arbeitsökonomisch nicht zu leisten, kriminalpolizeilich wenig effektiv 
und vor dem Hintergrund der bevorstehenden Migration von ViCLAS in die 
INPOL-neu-Strukturen in einer kurzen Zeitfolge konzeptionelle Doppelar­
beit. 

142 



3.12 Verhältnis ViCLAS zu INPOL-neu 

Als Ergebnis der Abstimmungsgespräche mit der Projektgruppe INPOL-neu 
wurde festgestellt, daß die Migration von anderen Datenbankanwendungen in 
das neue polizeiliche Informationssystem INPOL-neu derzeit zwar er­
wünscht, jedoch nicht möglich ist, da die Migration von ViCLAS einen 
Mehraufwand bei der Arbeit der PG INPOL-neu gegenüber der bisherigen 
Planung erfordert, der derzeit nicht leistbar ist. 

Etwa 50 % der in ViCLAS benötigten Informationsfelder sind gemäß einer 
von der PG INPOL-neu durchgeführten Erhebung derzeit zwar schon im 
Datenpool von INPOL-neu eingeplant bzw. vorhanden. Die Erweiterung des 
Leistungsumfangs von INPOL-neu für die Anwendung ViCLAS (neue Da­
tenfelder, Im-/Export-Schnittstelle für ViCLAS-Daten) erfordert jedoch nach 
Angaben der PG INPOL-neu einen zu hohen Aufwand. 

Deshalb ist zukünftig eine Integration vorgesehen; d. h. ViCLAS bleibt ein 
eigenständiges System und wird über eine Import-/Exportschnittstelle mit 
INPOL-neu verbunden. Als Übergangslösung wird die Installierung von 
ViCLAS auf Stand-alone Geräten beim Bundeskriminalamt (KI 13 als 
ViCLAS-Zentralstelle) und gleichzeitig in den Bundesländern durchgeftihrt. 
Dies dient auch als Testlauf der zukünfigen Verwendung im Verbund mit 
INPOL-neu. 

3.13 Verhältnis ViCLAS zum polizeilichen Führungs- und 
Informationssystem (PFI) 

Bereits in der Zielrichtung der beiden Systeme "PFI" und "ViCLAS" ergibt 
sich ein grundlegender Unterschied. Das PFI soll der polizeilichen Füh­
rungsebene in Zukunft als Informationshilfe dienen. Durch massenstatistische 
Auswertungen von Kerninformationen soll das PFI zu jeder begangenen 
Straftatenart den Polizeibeamten in die Lage versetzen, neue Kriminalitäts­
phänomene sowie länderübergreifende kriminalgeographische Räume zu 
erkennen und näher zu untersuchen. Die Führungskurzinformationen in Form 
von Statistiken, die das System liefert, unterstützen die Beamten beim effizi­
enten Einsatz von Personal und Sachmitteln sowie bei der Entwicklung neuer 
strategischer Bekämpfungsansätze. 
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Beim gegenwärtigen Planungs stand wird davon ausgegangen, daß insgesamt 
19 Datenfelder für die Erstellung der Führungskurzinformation benötigt wer­
den und von den Ländern auch zur Verfügung gestellt werden können. 

Demgegenüber sieht das ViCLAS-Datenbanksystem wesentlich umfangrei­
chere Detailinformationen für die operative Aufklärung von individuellen 
Straftaten vor. 

Es bestehen somit grundsätzlich unterschiedliche Zielrichtungen (massensta­
tistisch gegen einzelfallbezogen) und unterschiedliche Arten von Datenqua­
litäten; die Datenvolumen sowie die Inhalte sind nicht übertragbar. 

3.14 Maßnahmen zur Schaffung von Akzeptanz zur erfolgreichen 
Einführung von ViCLAS 

Erfahrungen aus Kanada, Baden-Württemberg und Bayern belegen bereits 
die große Akzeptanz, die das ViCLAS-Datenbanksystem bei den kriminal­
polizeilichen Sachbearbeitern findet. Voraussetzung dazu ist ein professio­
nelles Management und die umfassende Durchführung von Vorträgen und 
Schulungen. Als zusätzliche Maßnahme hat es sich als sinnvoll erwiesen, 
eine ausführliche Info-Mappe mit einer detaillierten Beschreibung der Mel­
dewege, der Deliktskriterien hinsichtlich der Erfassung im ViCLAS­
Datenbanksystem, einer entsprechenden Ausfüllanleitung und einer Kopier­
vorlage der Eingabebögen zu erstellen und den Dienststellen zur Verfügung 
zu stellen. Es hat sich zwischen den Basisdienststellen und der zentralen 
ViCLAS-Dienststelle als vorteilhaft erwiesen, im jeweiligen Bundesland 
ViCLAS-Koordinatoren zu schaffen. Diese helfen bei der Prüfung der 
ViCLAS-Relevanz einer Tat oder bei aufkommenden Fragen des Sachver­
halts im Hinblick auf das Ausfüllen des ViCLAS-Fragebogens. 

Jede ViCLAS-Erfassung setzt einen Vorgang wechselseitiger Kommunikati­
on in Gang. Jede Dienststelle wird über das "Schicksal" ihres, der ViCLAS­
Zentrale gemeldeten Falls von den dort tätigen ViCLAS-Analytikern in 
Kenntnis gesetzt (dies motiviert sowohl die erfassende als auch eingebende 
Dienststelle). Über jeden mittels eines ViCLAS-Erfassungsbogen der 
ViCLAS-Zentralstelle gemeldeten Fall erhält der jeweilige Sachbearbeiter 
vor Ort eine Rückmeldung. Diese Rückmeldung beinhaltet u. a. Informatio­
nen darüber, ob der gemeldete Fall voraussichtlich Teil einer Serie ist oder 
nicht. Zusätzlich erfolgen regelmäßige ViCLAS-Lagemeldungen. Die Tran­
sparenz dieses Vorgehens ermöglicht z. B. Dienststellenleitern den Einblick 
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in das Meldeverhalten der eigenen und benachbarter Dienststellen, ermög­
licht eine gewisse Kontrolle und fördert (wie das Beispiel Bayern zeigt) eine 
"gesunde" Konkurrenz zwischen den einzelnen Dienststellen. Das geht in 
Einzelfällen soweit, daß Bereitschaftszeiten am Wochenende zum Ausfüllen 
von ViCLAS-Bögen genutzt werden, um in der nächsten Statistik positiv 
aufzufallen. 

Die hohe Akzeptanz, die das ViCLAS-Datenbanksystem findet, zeigt sich 
bereits jetzt in der Praxis durch die große Bereitschaft der Sachbearbeiter, 
auch zeitlich weit zurückliegende Fälle zu melden. 

Ansonsten wird Akzeptanz gewährleistet durch: 

• die überschaubare, eher geringe Anzahl von Fällen und 

• das besondere Engagement der Sachbearbeiter, welches auch Folge 
des besonderen Unrechtsgehalts dieser Straftaten ist. 

Daneben ergeben sich noch weitere motivationale Aspekte: Das gibt dem 
ViCLAS-System ein Instrument zur Auswertung an die Hand, welches kri­
minalistisch-kriminologisch ausgefeilt ist und eine Auswertung auf einem 
hohen analytischen Niveau ermöglicht. Die Arbeit mit dem ViCLAS-System 
erfolgt vor dem Hintergrund der fall analytischen Kriminalistik, die unent­
behrlicher Bestandteil der Ausbildung der ViCLAS-Analytiker ist (Auswer­
tung im Rahmen des ViCLAS-Datenbanksystems beruht auf einem metho­
disch und inhaltlich vernetztem Konzept). Es gibt derzeit keine Alternative 
zu der Abbildungsgenauigkeit für diese schwerwiegenden Kriminalfälle, wie 
sie das ViCLAS-System leistet. 

Da Interaktionen zwischen sachbearbeitender Dienststelle und ViCLAS­
Zentrale integraler Bestandteil der Philosophie dieses Systems sind, ist es 
gegenüber den administrativ geprägten Routinen des herkömmlichen KPMD 
ungleich lebendiger und effektiver. Die positiven Erfahrungen aus Kanada, 
Bayern und Baden-Württemberg haben dies bisher eindeutig bestätigt. 

3.15 Kriminologische Forschung auf der Basis von 
ViCLAS-Daten - Möglichkeiten und Grenzen 

Aus wissenschaftlicher Sicht ist der ViCLAS-Fallbestand wegen der spezifi­
schen Eingabevorgaben in mehrfacher Hinsicht mit Vorsicht zu betrachten: 
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• Die ViCLAS-Daten werden für einen bestimmten Recherchezweck 
erhoben und speziell dafür strukturiert. Eine anders geartete For­
schungsfrage würde eine andere spezifische Datenerhebung und 
-strukturierung fur diesen speziellen Forschungszweck erfordern. 

• Die jeweiligen Daten der verschiedenen Deliktsfelder in ViCLAS 
können nicht als repräsentativ für das ganze Deliktsfeld in Deutsch­
land angesehen werden. (Es wird beispielsweise nur ein sehr be­
grenzter Ausschnitt aus allen deutschen Tötungsdelikten eingegeben). 

• Die eingegebenen Fälle sind eine variierende Auswahl bezogen auf 
unterschiedliche Zeiträume. Besonders spektakuläre Fälle und solche 
mit Serienverdacht werden gezielt - und auch retrograd - in die Daten­
bank eingegeben. So sind manche Jahre besser und andere schlechter 
"vertreten" . 

• Selbst bezüglich der vereinbarten Deliktsbereiche und der vereinbar­
ten Zeiträume ist - bedingt durch unterschiedliche Eingabedisziplin -
die Falleingabe nicht lückenlos. 

Diese Aufzählung der Einschränkungen macht deutlich, daß die Daten aus 
der ViCLAS-Datenbank nur zu sehr begrenzten kriminologischen Fragestel­
lungen aussagefähig sind. So eignet sich die Erfahrung aus den in ViCLAS 
gesammelten Tötungsdelikten beispielsweise nicht zur Verallgemeinerung 
für alle Tötungsdelikte. 

Die abgespeicherten Informationen eignen sich jedoch für die kriminologi­
sche Forschung, wenn es um die Delikte (z. B. mit Seriencharakter) geht, die 
regelmäßig eingegeben werden. 

3.16 Ausführungen zur Errichtungsanordnung für die 
Verbunddatei "ViCLAS" 

Für die bundesweite einheitliche Errichtung der ViCLAS-Verbunddatei wur­
de durch das Bundeskriminalamt eine Errichtungsanordnung erstellt. Das 
Verfahren gern. § 34 Abs. 2 BKAG wurde durch das Bundeskriminalamt 
eingeleitet. 

Da das ViCLAS-Datenbanksystem in den Ländern Bayern und Baden­
Württemberg bereits eingeführt wurde, bestand für diese Bundesländer das 
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Erfordernis, eigene datenschutzrechtliche Regelungen gern. den dortigen 
Landesgesetzen zu treffen. Dies war und ist eine notwendige Zwischenlö­
sung, da derzeit noch keine bundesweite Errichtungsanordnung existiert. 

Für den zukünfigen Betrieb der Datenbank ist es jedoch vorgesehen und 
wichtig, daß die bundesweite Teilnahme an einem polizeilichen Informati­
onssystem (hier: Verbunddatei ViCLAS), zur einheitlichen Informationsver­
arbeitung/-gewinnung ständig gewährleistet wird. Deshalb müssen die ver­
schiedenen Bestände der Bundesländer und des Bundeskriminalamtes m 
einer gemeinsamen Datei mit Datenbestand zusammengefaßt werden. 

Es handelt sich in der Anfangsphase zwar technisch noch nicht um eine klas­
sische Verbunddatei, jedoch steht der Gedanke des länderübergreifenden 
Charakters des Verbunds in einer Datei als Informationsmedium der deut­
schen Polizei im Vordergrund (vgl. § 11 Abs. 2 BKAG). Rechtsgrundlage flir 
die Speicherung, Veränderung und Nutzung der Daten ist § 8 BKAG. Nähere 
Ausflihrungen zur technischen Ausgestaltung sind dem nachfolgenden Punkt 
3.17 zu entnehmen. 

3.17 IT-Kommunikationskonzept für die Aufbau- und Betriebsphase 

Die Anlieferung der Daten und die Vernetzung soll in einem Drei-Stufen­
Modell erfolgen. Das Modell ist abhängig von den Netzgegebenheiten der 
einzelnen Bundesländer. Ziel ist der baldmöglichste elektronische Datenaus­
tausch. In der Anfangsphase werden bei den einzelnen ViCLAS-Dienststellen 
Stand-alone Geräte oder NT -Server-Geräte verwendet werden, die nicht mit 
anderen ViCLAS-Dienststellen vernetzt sind. 

Solange die Netzgegebenheiten der einzelnen Länder keinen elektronischen 
Datenaustausch mit der zuständigen Dienststelle des Bundes (KI 13 - OF A) 
zulassen, ist der Austausch von Daten mit magnetischen Datenträgern ge­
plant. Dies ist der kleinste gemeinsame Nenner, der festgelegt werden konn­
te. Die Daten werden von den Bundesländern kryptiert (Standard: Pretty 
Good Privacy/PGP, Schlüssel vergabe obliegt der Einheit KI 13-0F Ades 
BKA) auf einem magnetischen Datenträger angeliefert. Als Medium wurde 
ein IOMEGA-JAZ-Medium (1 GB) vereinbart. Vorteile dieser Medien liegen 
in ihrer bautechnischen Robustheit (Bernoulli-Technik) sowie in der zusätzli­
chen Hardware-Verschlüsselung, die bei diesem Produkt im Lieferumfang 
enthalten ist. Somit besteht die Möglichkeit, die Daten zweifach abzusicheru, 
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was einen Mißbrauch der Daten bei einem etwaigen Verlust des Datenträgers 
ausschließt. 

Sofern die Möglichkeit des e-Mailings in den Bundesländern über die X.400-
Schnittstelle existiert, können die Daten auch auf diesem Wege über das 
Leitungsnetz der CNP-ON (Corporate Network Polizeien - Obere Netzebene) 
versandt werden. 

Langfristig ist eine Einbindung in das Polizeiliche Extranet geplant. Dies ist 
ein Bestandteil der Bund-Länder-Abstimmung bezüglich der Einführung von 
ViCLAS in Deutschland. Sobald die Möglichkeiten des Datenaustauschs in 
diesem Netz zur Verfügung stehen, werden sie genutzt werden. Im Endaus­
bau von ViCLAS ist vorgesehen, daß ausschließlich über dieses Netz die 
Daten ausgetauscht werden und nur in Not-/Ausnahmefallen von dieser 
Maßgabe auf die anderen bei den Übertragungswege ausgewichen wird. 
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